\<=> 
iO 
iCM 
CO 

in 


5 
1^ 


Die  Entwicklung  des  sächsischen 
Knappschaftswesens. 


INAUGURAL-DISSERTATION 


DER 


HOHEN  PHILOSOPHISCHEN  FAKULTÄT 


DER 


UNIVERSITÄT  JENA 


ZUR 


ERLANGUNG  DER  DOKTORWÜRDE 


VORGELEGT  VON 


ULRICH  jSpSHOLZ 
Lus 


:aus    jak,-  j 

Wp,.  ■  

PIRNA. 


DRESDEN 
Druck  von  C.  Heinrich. 
1910. 


1j 


Genehmigt  von  der  philosophischen  Fakultät  der  Universität 
a  auf  Antrag  des  Herrn  Professor  Dr.  Pierstorf  f. 

Jena,  den  31.  Juli  1909. 


Professor  Dr.  Cloetta, 
d.  Z.  Dekan. 


3 


Quellennachweis. 


Annales  des  mines,  Paris.     Jahrgang  1890. 

Arbeiterfreund,  Zeitschrift  des  Zentralvereins  für  das  Wohl  der  arbeitenden 
Klassen.     Jahrgang  1879. 

Beilagen  zu  den  Mitteilungen  über  die  Verhandlungen  des  ordentlichen  säch- 
sischen Landtages. 

Conrad,  Grundriß  2.  Teil,  Volkswirtschaftspolitik.    Jena  1904. 

E  g  e  r  ,  Dr.  Georg,  Das  Reichshaftpflichtgesetz  vom  7.  Juni  1871.  Hannover 
1900. 

Elster,   Dr.  Ludwig,  Wörterbuch  der  Volkswirtschaft.    Jena  1906. 
Ermisch,    H.,    Das  sächsische  Bergrecht  des  Mittelalters.    Leipzig  1887. 
F  r  a  n  c  k  e  ,   Dr.  Bernhard,    Die  Berggesetzgebung    des  Königreichs  Sachsen. 
Leipzig  1888. 

Freiesleben,    C.  F.,  Handbuch   der   Berggesetzgebung    des  Königreichs 

Sachsen.    Leipzig  1852. 
Geschäftsberichte   des  Vorstandes   der  Allgemeinen  Knappschaftspensionskasse 

für  das  Königreich  Sachsen  von  1891 — 1906. 
Hiltrop,    Julius,    Über   die  Reorganisation   der   Knapp  Schafts  vereine  mit 

Hinsicht    auf    die  Bildung    von  Versicherungsgenossenschaften  für 

Arbeiter  anderer  Gewerbe,    Berlin  1869. 
Jahn,    Dr.  E.,    Tnvaliditäts-    und    Sterbensverhältnisse    der  Mitglieder  der 

Allgemeinen  Knappschaftspensionskasse.     Dresden  1904. 
Jahrbücher  für  das  Berg-  und  Hüttenwesen  im  Königreich  Sachsen.  Jahrgang 

1849—1909. 

Karwehl,  Dr.  H.,  Die  Entwicklung  und  Reform  des  deutschen  Knapp- 
schaftswesens.   Jena  1907. 

Kompaß,  Amtliches  Organ  der  Knappschaftsberufsgenossenschaft  für  das 
Deutsche  Reich.     Jahrgang  1886. 

Landmann,  Dr.  Robert  v.  und  Rasp,  Carl  v.,  Kommentar  zum  In- 
validenversicherungsgesetz vom  13.  Juli  1899,  in  2.  Auflage  von  Dr, 
Joseph  Graßmann.    München  1907. 

Landtagsakten  zu  den  einschlägigen  sächsischen  Berggesetzen. 

Mitteilungen  über  die  Verhandlungen  in  der  I.  und  II.  sächsischen  Kammer. 

Osterprogamme  der  polytechnischen  Schule  zu  Dresden  1856  und  1859. 

Reichsgesetzblatt  1883  und  1889. 

Statuten  der  sächsischen  Pensionskassen. 

Woedtke,   E.  v.,   Unfallversicherungsgesetz.    Berlin  1889. 
Zeitschrift  des  Königl.  sächs.  statistischen  Bureaus.     Jahrgang  1879  und  1892. 
Außerdem    die    für    das    sächsische  Knappschaftswesen   einschlägigen  Gesetze 
und  Verordnungen. 


I* 


4 


Plan. 

Seite 

I.  Einleitung                                                                    .    .  5 

A.  Allgemeines  und  Geschichtliches   5 

B.  Das  deutsche  Bergrecht  und  seine  Scheidung   8 

II.  Das  sächsische   Knappschafts  wesen   10 

Allgemeines   10 

III.  D  a  s   Knappschafts  wesen  von   1851 — 1868    .    .  10 

A.  Das  Knappschaftswesen  beim  Erzbergbau   11 

B.  Entstehen  der  sächsischen  Knappschaftsstatistik  ....  20 

C.  Knappschaftswesen  beim  Kohlenbergbau  von  1851 — 1868  22 

IV.  1868—1882   29 

A.  Das  Allgemeine  Berggesetz   für  das  Königreich  Sachsen 

vom  16.  Juni  1868                              ?    .......    .  29 

B.  Das  Reichshaftpflichtgesetz  vom  7.  Juni  1871     ....  33 

C.  Die  Krise  im  Knappschaftswesen   39 

V.  1882—1891  ......   /   41 

A.  Die  Regelung  der  Ansprüche  entlassener  Bergleute  an  die 
Kassen.    Gesetz  von  1882    41 

B.  Liebknecht  und  seine  Gesetzesvorschläge   45 

C.  Gesetz  vom  2.  April  1884    46 

D.  Unfallversicherungsgesetz  vom  6.  Juli  1884    58 

E.  Gesetz,  betreffend  die  Invaliditäts-  und  Altersversicherung 

vom  22.  Juni  1889    61 

F.  Allgemeine  Knappschaftspensionskasse  für  das  Königreich 
Sachsen                                              ,   62 

VI.  Das  neue  sächsische  Berggesetz  von   1908    .  73 

VII.  Das      sächsische      und      preußische  Knapp- 
schaftswesen (ein  Vergleich)                           .    .    .  74 

VIII.  Schluß   78 

IX.  Statistisches   79 


5 


I.  Einleitung. 


A.  Allgemeines  und  Geschichtliches. 

Das  19.  Jahrhundert  ist  für  viele  Gebiete  der  Volkswirtschaft 
von  hoher  Bedeutung  gewesen.  Ungeahnte  Änderungen  und 
Verschiebungen  haben  sich  vollzogen  und  haben  die  bestehenden 
wirtschaftlichen  Verhältnisse  von  Grund  auf  umgestaltet.  Das 
Gebiet,  welches  mit  die  auffallendste  Entwicklung  aufzuweisen 
hat,  ist  der  Bergbau.  Wie  seine  Entwicklung  durch  die  erzielten 
Fortschritte  der  Technik  und  durch  das  Verkehrswesen  bedingt 
ist,  so  hat  sie  umgekehrt  auf  Zustände  eingewirkt,  die  mit  dem 
Bergbau  in  unmittelbarem  Zusammenhange  stehen.  So  hat  auf 
das  Knappschaftswesen  der  Umsturz  in  den  bergbaulichen  Pro- 
duktionsverhältnissen einen  nachhaltigen  und  durchgreifenden 
Einfluß  ausgeübt. 

In  früheren  Jahrhunderten  waren  die  Knappschaften  Träger 
eines  besonderen  Standesbewußtseins  und  hatten  die  Aufgabe,  die 
Kameradschaftlichkeit  zu  pflegen  und  die  gemeinschaftlichen 
Interessen  nach  innen  und  außen  wahrzunehmen.  Aus  dem  Zu- 
sammenschlüsse der  Bergleute  ergab  sich  als  fernere  Aufgabe,  daß 
man  für  arme  und  hilfsbedürftige  Mitglieder  in  den  Fällen  der 
Not  eintrat.  Im  Laufe  der  Zeit  ist  ihnen  die  erste  Eigenschaft, 
die  zu  ihrer  Gründung  geführt  hatte,  verloren  gegangen.  Das 
Unterstützungswesen,  welches  die  Knappschaften  als  zweite  Auf- 
gabe mit  der  Zeit  entwickelten,  ist  ihnen  verblieben  und  trat 
schließlich  in  den  Vordergrund. 

In  früheren  Jahrhunderten  wurden  nur  Minerahen  abgebaut, 
die  ihres  Metallgehaltes  wegen  nutzbar  waren.  Wir  finden  auch 
Kohlenbergbau.  Doch  hat  er  bei  weitem  nicht  die  Bedeutung 
wie  in  unseren  Tagen  gehabt.  Im  letzten  Jahrhundert  hat  sich 
das  Verhältnis  zwischen  Kohlen-  und  Erzbergbau  in  bezug  auf 
Ausbringen  zu  Ungunsten  des  letzteren  verschoben.  Zahlen  reden 
eine  deutlichere  Sprache; 
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1903: 


116  Millionen  Tonnen  )  c,  •  , 
1  Müliarde  Mark     /  Steinkohlen 


davon  in  Sachsen: 

4,7  Millionen  Tonnen 
51,3  Millionen  Mark 


Steinkohlen 


21  Millionen  Tonnen  \  ^.  j 
74  Millionen  Mark     J  ^lsenerz  \ 


bezieht  sich  auf  das 
Deutsche  Reich. 


Forschen  wir  nach  den  Ursachen,  welche  diese  starke  Ver- 
mehrung der  Bergbauproduktion  hervorriefen,  so  gelangen  wir 
zu  dem  Ergebnisse: 

Die  Erfindung  der  Dampfmaschine  und  ihre  Verwendung  in 
der  Volkswirtschaft  hat  wechselseitig  auf  den  Erz-  und  Kohlen- 
bergbau eir gewirkt.  Zunächst  entstand  ein  größerer  Bedarf  an 
Eisen,  der  durch  den  Bau  von  Dampfmaschinen,  in  späterer  Zeit 
durch  die  Entwicklung  des  Verkehrswesens  und  der  modernen 
Industriezweige  bedingt  war.  Auf  der  anderen  Seite  erheischten 
das  Einschmelzen  gewaltiger  Massen  von  Eisenerzen  wie  das 
Speisen  der  bald  nach  Tausenden  zählenden  Dampfmaschinen 
gewaltige  Kohlenmengen. 

Später  steigerte  sich  der  Kohlen  verbrauch,  weil  auch  in  den 
Privatwirtschaften  die  Kohle  als  allgemeines  Feuerungsmittel 
verwendet  wurde. 

Die  Erfindung  der  Dampfmaschine  hat  auf  dem  Gebiete  des 
Bergbaus  zu  neuem  Schaffen  angeregt.  Doch  ist  erst  durch  die 
Verwendung  der  Dampfmaschine  im  Bergbau  es  ermöglicht  worden, 
den  gewaltig  gesteigerten  Ansprüchen  in  der  Förderung  zu 
genügen. 

Natürlich  mußte  eine  Umwälzung  der  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnisse, wie  sie  beim  Bergbau  vor  sich  gegangen  ist,  auf  alles 
einen  nachhaltigen  Einfluß  ausüben,  was  in  engerer  Berührung 
mit  ihm  stand. 

Zunächst  haftet  sich  eine  Eigenschaft  der  bergmännischen 
Beschäftigung  an,  die  aber,  wie  man  vielfach  annimmt,  ihm  in 
früheren  Jahrhunderten  nicht  besonders  eigen  gewesen  ist;  der 
Bergmannsberuf  wird  gefährlich.  Das  Gefährlichkeit smoment  ist 
zum  g  *oßen  Teile  eine  natürliche  Folge  der  gesteigerten  Produktion 
und  der  Einführung  der  Dampfmaschine.  An  die  Widerstands- 
fähigkeit des  Menschen  werden  größere  Anforderungen  gestellt, 
der  jetzt  viel  früher  ,,berg fertig"  wird  und  damit  die  Grenze  der 
Arbeitsfähigkeit  erreicht. 

Die  vermehrte  Produktion  wird  zum  Teil  durch  gesteigerte 
Intensität  des  Betriebes  erreicht.  Gerade  der  Kohlenbergbau, 
der  jetzt  eine  wichtige  Rolle  in  der  Volkswirtschaft  spielt,  wird 
zum  gefährlichen  Gewerbe  der  Rohproduktion.  In  der  verschie- 
densten Weise  ist  das  Leben  der  Bergleute  bei  ihrer  gefährlichen 
Arbeit  bedroht:  Schlagwetter,  Stein-  und  Kohlenfall  und  andere 
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Vorkommnisse  bringen  dem  Bergmanne  unerwartet  Gefahr  und 
Tod.  Ferner  verdient  Hervorhebung:  An  die  Stelle  der  alten 
Gewerkschaft  mit  ihren  Eigenlöhnern  war  der  moderne  Groß- 
betrieb mit  seinen  Arbeitermassen  getreten,  die  über  eine  geringe 
wirtschaftliche  Widerstandsfähigkeit  gegen  die  Wechselfälle  des 
Lebens  verfügen  und  viel  eher  fremder  Hilfe  bedürfen. 

Alle  diese  Momente  mußten  die  Aufmerksamkeit  in  berg- 
baulichen Kreisen  sowie  der  Öffentlichkeit  auf  die  Knappschafts- 
kassen und  das  Unter stützungswesen  lenken.  Genannte  Einrich- 
tungen sollten  dem  Bergmanne  durch  Unterstützung  in  Krankheits- 
und Unglücksfällen  oder  Versorgung  während  dauernder  Erwerbs- 
unfähigkeit ein  Entgelt  für  seine  gefährliche  Tätigkeit  bieten. 

Bald  müssen  wir  hören,  wie  Klagen  aus  dem  Bergmanns- 
stande und  anderen  Kreisen  laut  werden,  nach  denen  das  be- 
stehende Unterstützungswesen  an  erheblichen  Mängeln  leide  und 
keineswegs  den  gestellten  Anforderungen  genüge.  Beurteilen  wir 
die  erhobenen  Klagen  aus  den  Verhältnissen,  unter  denen  das  alte 
Knappschaftswesen  entstanden  und  bestanden  hatte,  so  werden 
wir  sie  verstehen.  Modern  hatte  sich  der  Bergbaubetrieb  gestaltet, 
deshalb  mußte  das  Knappschaftswesen  den  veränderten  Verhält- 
nissen sich  anzupassen  suchen.  Wir  brauchen  nur  auf  den  Zustand 
des  alten  Knappschaftswesens  kurz  einzugehen  und  wir  verstehen 
die  Notwendigkeit  der  Entwicklung,  die  sich,  wie  im  übrigen 
deutschen  Knappschaftswesen,  so  auch  im  sächsischen  Knapp- 
schaftswesen ungefähr  vom  Jahre  1850  ab  im  Laufe  der  nächsten 
vier  Jahrzehnte  vollzogen  hat. 

In  früheren  Zeiten  wurden  nur  die  Knappschaftsmitglieder 
unterstützt,  die  es  wegen  ihrer  Bedürftigkeit  verdienten.  Das 
Standesbewußtsein  war  ausschlaggebend:  man  wollte  die  Standes- 
genossen sozial  hochhalten.  Das  Gefährlichkeitsmoment  hat  eine 
entsprechende  Wirkung  nicht  ausgeübt.  Aus  der  Art,  wie  ur- 
sprünglich die  Beiträge  gesammelt  und  verteilt  wurden,  geht  es 
hervor.  Am  Lohntage  wurde  eine  Büchse  aufgestellt,  in  die  jeder 
nach  freiem  Ermessen  einen  JBeitrag  entrichtete.  Die  Verwaltung 
und  Verteilung  des  sogenannten  Büchsengeldes  lag  dem  Knapp- 
schaf tsältesten  ob.  Erst  später  wurden  nach  der  Höhe  des  Lohnes 
feste  Beiträge  erhoben.  Die  Gewerkschaft  leistete  ebenfalls  einen 
Beitrag.  Sie  baute  sogenannte  Freikuxe  ab,  deren  Ertrag  in  die 
Büchse  floß.  Schließlich  wurden  die  Gruben  zu  unmittelbarer 
Beitragsleistung  herangezogen.  Es  muß  hervorgehoben  werden, 
daß  nicht  die  Unterstützungen  die  Höhe  der  Beiträge  bestimmten, 
sondern  umgekehrt:  die  Unterstützungen  richteten  sich  nach  der 
Höhe  des  jeweilig  vorhandenen  Kassenbestandes. 

Alles  das  waren  Zustände,  die  sich  als  unhaltbar  zeigen  mußten, 
als  die  vollzogene  Umwandlung  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse 
im  Bergbau  auf  das  Knappschaftswesen  seinen  Einfluß  zu  äußern 
begann.  Die  Zeiten  des  alten  Knappschaftswesens  sind  vorüber. 
Das  moderne  Knappschaftswesen,  daß  sich  als  Folge  veränderter 
Verhältnisse  auf  einer  anderen  Grundlage  aufbauen  muß,  beginnt 
sich  zu  entwickeln. 
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Die  Neugestaltung  des  sächsischen  Knappschaftswesens  ist 
langsam  vor  sich  gegangen.  Vier  volle  Jahrzehnte  hat  es  die  be- 
teiligten Kreise,  die  Regierung  und  die  Kammern,  die  Presse  und 
die  Öffentlichkeit  zu  wiederholten  Malen  beschäftigt,  ehe  es  zu 
einem  glücklichen  Ende  geführt  werden  konnte.  Die .  verschie- 
densten Gründe  können  angeführt  werden,  die  hemmend  auf  den 
Entwicklungsgang  einwirkten.  Zunächst  fehlte  es  an  genügenden 
Erfahrungen,  in  welcher  Weise  am  vorteilhaftesten  die  Neu- 
gestaltung der  Dinge  vor  sich  gehen  könnte.  Es  war  gewissermaßen 
ein  Hinübertasten  auf  ein  neues  Gebiet.  Daß  es  ohne  Mißgriffe 
nicht  abging  und  manches  unterlassen  wurde,  was  früher  hätte 
geregelt  werden  können,  aber  erst  später  für  richtig  befunden 
wurde,  ist  erklärlich.  Anderseits  ergaben  sich  viele  Maßnahmen 
im  Laufe  der  Entwicklung.  Vor  allem  war  es  nötig,  den  ent- 
sprechenden Teil  der  Berggesetzgebung  so  zu  gestalten,  daß  die 
Entwicklung  den  gewünschten  Verlauf  nehmen  konnte;  einer 
Reform  des  Knappschaftswesens  mußte  eine  Reform  der  Rechts- 
sätze, die  bis  jetzt  für  das  Knappschaftswesen  bestimmend  waren, 
vorausgehen.  Immer  mehr  wurde  der  Staat  sich  seiner  Aufgabe, 
helfend  und  leitend  einzugreifen,  und  seines  Einflusses  durch  die 
Gesetzgebung  bewußt.  Merkbar  tritt  die  Tendenz  hervor,  in  den 
Berggesetzen  die  Hauptrichtungen  des  Unter stützungswesens  zu 
bestimmen.  Während  in  dem  Berggesetze  vom  22.  Mai  1851  das 
Knappschaftswesen  stiefmütterlich  behandelt  ist  und  seine  Rege- 
lung mehr  den  Erlassen  und  Regulativen  überlassen  ist,  nimmt 
es  in  jedem  folgenden  einen  breiteren  Raum  ein. 

Ferner  ist  hervorzuheben,  daß  ein  Faktor  entstand,  als  die 
Entwicklung  im  vollen  Flusse  war.  Er  konnte  deshalb  erst  später 
bei  der  Neugestaltung  des  Unterstützungswesens  berücksichtigt 
werden:  es  ist  die  soziale  Gesetzgebung  des  Deutschen  Reiches, 
deren  Beginn  in  der  kaiserlichen  Botschaft  vom  17.  November  1881 
dem  deutschen  Volke  verkündigt  wurde.  Die  Sozialpolitik  des 
Reiches  hat  das  Knappschaftswesen  nicht  beseitigen  können,  da 
es  zu  fest  gefügt  und  wegen  seiner  ^Eigenart  weiter  zu  bestehen 
berechtigt  war.  Doch  spurlos  ist  der  erste  sozialpolitische  Zeit- 
abschnitt nicht  an  ihm  vorübergegangen.  Viele  Grundzüge  des 
heutigen  Knappschaftswesens  sind  auf  die  sozialpolitischen  Ge- 
setze jener  Tage  zurückzuführen. 

B.  Das  Deutsche  Bergrecht  und  seine  Scheidung. 

Auf  dem  Gebiete  des  Bergrechts  bestehen  im  Deutschen 
Reiche  zwei  Rechtsgruppen.  In  der  einen  ist  das  Bergrecht  zur 
Geltung  gekommen,  wie  es  in  dem  Allgemeinen  Berggesetz  für  die 
preußischen  Staaten  vom  24.  Juni  1865  festgelegt  ist.  Dieses 
preußische  Gesetz  ist  von  18  deutschen  Staaten  —  darunter 
Bayern,  Württemberg  und  Baden  —  mit  wenigen  Abänderungen 
angenommen  worden. 

Die  für  die  Gestaltung  des  Bergrechts  wichtigste  Frage  ist  die, 
auf  welchem  Rechte  das  Recht  einer  Person  zum  Bergbaubetriebe 
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beruht.  Das  Recht  zur  Gewinnung  von  Mineralien  kann  angesehen 
werden : 

1.  als  Recht  des  Grundeigentümers, 

2.  als  Recht  des  Staates  an  den  unterirdischen  Bodenschätzen 
und 

3.  als  Recht  des  Finders  d.  h.  desjenigen,  der  die  nutzbaren 
Mineralien  zuerst  entdeckt  hat. 

Nach  preußischem  Bergrechte  sind  die  im  Allgemeinen  Berg- 
gesetze aufgeführten  Mineralien  von  dem  Verfügungsrechte  des 
Grundeigentümers  ausgeschlossen;  das  Aufsuchen  der  genannten 
Mineralien  ist  einem  jeden  gestattet.    Es  sind  folgende  Mineralien: 
Gold,  Silber,  Quecksilber,  Eisen  mit  Ausnahme  der  Rasen- 
eisenerze, Blei,  Kupfer,  Zinn,  Zink,  Kobalt,  Nickel, 
Arsenik,  Mangan,  Antimon  und  Schwefel,  gediegen  und 
als  Erze, 
Alaun-  und  Vitriolerze, 
Steinkohle,  Braunkohle  und  Graphit, 
Steinsalz  nebst  den  mit  demselben  auf  der  nämlichen 
Lagerstätte  vorkommenden  Salz-  und  Soolquellen. 
Der  preußischen  Rechtsgruppe  steht  das  sächsische  Bergrecht 
gegenüber,  dessen  Geltungsbereich  sich  auf  das  Königreich  Sachsen 
beschränkt  hat.  Es  ist  aus  den  Berggebräuchen  und  Bergordnungen 
des  Erzgebirges  im  13.  und  14.  Jahrhundert  hervorgegangen  und 
fand  in  der  Kursächsischen  Bergordnung  Christians  I.  vom  12.  Juni 
1589  eine  abschließende  Kodifikation.    Im  Laufe  des  17.  und  18. 
Jahrhunderts  wurde  es  in  seinen  Einzelheiten  weiter  ausgebildet. 
Den  Anforderungen  des  19.  Jahrhunderts  trug  das  Regalbergbau- 
gesetz vom  22.  Mai  1851  Rechnung.   Da  trotz  des  Regalbergbau- 
gesetzes  der   Kohlenbergbau   außerhalb   der  Berggesetzgebung 
geblieben  war,  wurde  im  Jahre  1868  ein  neues  Berggesetz  erlassen, 
das  Erz-  und  Kohlenbergbau  umfaßte.     Es  ist  das  Allgemeine 
Berggesetz  für  das  Königreich  Sachsen. 

Das  in  diesem  Gesetze  aufgestellte  Bergrecht  entspricht  der 
geschichtlichen  Tatsache,  daß  bis  zum  Jahre  1868  nur  der  Erz- 
bergbau gesetzlich  geregelt  war.  Infolgedessen  muß  geschieden 
werden : 

ein  Bergbaurecht  hinsichtlich  der  Stein-  und  Braunkohlen 
und 

ein  solches  hinsichtlich  der  Minerahen,  die  wegen  ihres 
Metallgehaltes  nutzbar  sind  (metallische  Mineralien). 

Die  letzteren,  welche  im  Gegensatze  zum  preußischen  Berg- 
gesetze nicht  einzeln  aufgezählt  werden,  sind  vom  Verfügungs- 
rechte des  Grundeigentümers  ausgeschlossen.  Sie  sind  für  frei 
erklärt;  ihre  Aufsuchung  und  Gewinnung  steht  jedermann  frei. 

Das  Recht  zum  Gewinnen  von  Stein-  und  Braunkohlen  ist 
ein  Ausfluß  des  Grundeigentums. 

Im  Herbst  1908  hat  der  sächsische  Landtag  ein  neues  Berg- 
gesetz angenommen,  welches  das  Allgemeine  Berggesetz  abändert 
und  ergänzt.  Es  tritt  am  1.  Januar  1910  in  Kraft.  Die  Bedeutung 
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des  neuen  Gesetzes  liegt  für  uns  in  seinen  Veränderungen  für 
das  Knappschaftswesen.  Das  sächsische  Bergrecht  wird  in  seinen 
Grundzügen  nicht  geändert. 


II.  Das  sächsische  Knappschaftswesen. 

Drei  Abschnitte  treten  in  der  Entwicklung  des  sächsischen 
Knappschaftswesens  hervor.  Gegeben  werden  sie  durch  Gesetze, 
die  in  der  zweiten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  entstanden  und 
für  die  Entwicklung  des  Knappschaftswesens  bestimmend  ge- 
wesen sind.    Es  sind: 

das  Gesetz,  den  Regalbergbau  betreffend,  vom  22.  Mai  1851, 
das  Allgemeine  Berggesetz  für  das  Königreich  Sachsen, 

vom  16.  Juni  1868  und 
das  Gesetz  vom  2.  April  1884,  dem  als  Provisorium  das 
Gesetz  vom  2.  März  1882  vorausging. 
Die  beiden  erstgenannten  Gesetze  ordnen  sämtliche  Fragen 
auf  dem  Gebiete  des  Bergbaus,  deren  Regelung  durch  den  Staat 
erfolgt.     Das  dritte  Gesetz  befaßt  sich  ausschließlich  mit  dem 
Knappschaftswesen,   es  ändert  und  ergänzt  insoweit  die  ent- 
sprechenden Bestimmungen  des  Allgemeinen  Berggesetzes.  Auf 
den  anderen  Gebieten  des  Bergbaues  bleibt  letzteres  in  Kraft. 


III.  Das  Knappschaftswesen  1851 — 1868. 

Der  Zeitraum  1851 — 1868,  der  durch  das  Regalbergbaugesetz 
von  1851  eingeleitet  wird,  ist  in  bezug  auf  die  Verhältnisse  beim 
Knappschaftswesen  von  den  beiden  anderen  Entwicklungs- 
perioden verschieden.  Vor  allem  fehlt  die  Einheitlichkeit  in  der 
Berggesetzgebung,  es  bestehen  nebeneinander  zwei  rechtlich  ge- 
trennte Gebiete,  die  sich  nicht  berühren;  denn  das  Regalbergbau- 
gesetz regelt  die  Verhältnisse  nur  beim  Erzbergbau.  Die  Regelung 
der  rechtlichen  Verhältnisse  beim  Kohlenbergbau  erfolgt  durch 
Ministerialerlaß.  Dieser  rechtliche  Zustand  hat  auf  dem  Gebiete 
des  Knappschaftswesens  zur  Trennung  geführt.  Wir  haben  danach 
ein  Knappschaftswesen  beim  Erzbergbau  und 
ein  Knappschaftswesen  beim  Kohlenbergbau. 
Die  rechtliche  Sonderstellung  des  Kohlenbergbaus  ist  ge- 
schichtlich zu  erklären.  Bis  in  die  ersten  Jahrzehnte  des  vorigen 
Jahrhunderts  ist  der  Erzbergbau  ausschließlich  von  Bedeutung. 
Zum  Ausdruck  kommt  es  darin,  daß  er  allein  in  der  Berggesetz- 
geburg  geregelt  wird.  Dieser  Zustand  besteht  noch  in  einer  Zeit, 
als  der  Kohlenbergbau  sich  eine  achtunggebietende  Stellung  er- 
rungen hat.  Die  Unhaltbar keit  eines  solchen  Zustandes  wurde 
von  den  maßgebenden  Kreisen  der  Regierung  wie  vom  Landtage 
frühzeitig  erkannt  —  so  wurde  im  Landtagsabschiede  vom  12.  April 
1851  die  Revision  des  Regalbergbangesetzes  von  der  Regierung 
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zugesagt,  also  in  demselben  Jahre,  welches  das  Regalbergbau- 
gesetz brachte  — .  Da  zu  dem  umfassenden  Werke  eines  Allge- 
meinen Berggesetzes  entsprechende  Vorarbeiten  nötig  waren  und 
die  Verhandlungen  zwischen  Regierung  und  Landtag  das  baldige 
Zustandekommen  des  Gesetzes  hinausschoben,  so  blieben  weitere 
17  Jahre  Verhältnisse  bestehen,  die  keineswegs  eine  gesunde  Ent- 
wicklung des  Unterstützungswesens  bewirken  konnten.  Erst  das 
Jahr  1868  brachte  das  Allgemeine  Berggesetz  :  der  Erz-  wie  Kohlen- 
bergbau wurde  ein  und  demselben  Berggesetze  unterstellt. 

A.  Das  Knappschaftswesen  beim  Erzbergbau. 

Was  zunächst  das  Knappschaftswesen  beim  Erzbergbau  be- 
trifft, so  kommt  das  genannte  Regalbergbaugesetz  vom  22.  Mai  1851 
in  Betracht.  Von  den  beigefügten  Regulativen  wird  uns  das  Re- 
gulativ B  zu  beschäftigen  haben,  das  auf  die  gegenseitigen  Verhält- 
nisse der  Bergwerkseigentümer  und  deren  Arbeiter  eingeht. 

Die  Bezeichnung  des  Erzbergbaus  als  Regalbergbau  ist  ge- 
schichtlich zu  erklären.  Ursprünglich  war  der  Bergbau  ein  Regal 
der  deutschen  Könige,  für  die  er  eine  bedeutende  finanzielle  Stütze 
bedeutete.  In  jenen  Zeiten  kam  nur  der  Erzbergbau  in  Betracht, 
an  ihm  blieb  die  Bezeichnurg  Regalbergbau  bis  auf  heutige  Tage 
haften.  Mit  dem  Erstarken  der  zentrifugalen  Kräfte  im  alten 
Deutschen  Reiche  ging  dieses  Vorrecht  der  Königsgewalt  an  die 
Fürsten  über. 

Während  das  dem  Berggesetz  beigelegte  Regulativ  Anord- 
nungen enthält,  die  sich  mit  dem  Unterstützungswesen  eingehend 
befassen,  weist  das  Gesetz  selbst  nur  wenige  einschlägige  Be- 
stimmungen auf.  Da  sie  die  Grundlinien  in  der  Entwicklung  des 
Knappschaftswesens  darstellen,  haben  sie  eine  große  Bedeutung. 

Unter  ihnen  hebt  sich  eine  hervor,  die  das  Knappschafts- 
wesen beim  Erzbergbau  von  dem  des  Kohlenbergbaus  merklich 
unterscheidet.  Das  Gesetz  verlangt  nämlich  die  Aufrechterhaltung 
der  bestehenden  Knappschaftsinstitute  zur  Unterstützung  berg- 
fertiger Arbeiter  und  ihrer  Angehörigen.  Damit  sind  für  den  Erz- 
bergbau Zwangskassen  eingeführt  im  Gegensatz  zum 
Kohlenbergbau. 

Aus  dem  Gesetzeswortlaut  ist  ersichtlich,  welcher  Art  die 
Leistungen  der  Kassen  sein  sollen;  Unterstützung  sollen  erhalten 
bergfertige  Arbeiter  und  ihre  Angehörigen.  Die  Kassen  sind  also 
nur  Pensionskassen. 

Es  bleibt  die  Frage  offen,  ob  eine  Unterstützung  der  Bergleute 
in  Unglücks-  und  Krankheitsfällen  vorgesehen  war,  und  wenn  ja, 
in  welcher  Weise  sie  vor  sich  ging.  Darauf  gibt  das  erwähnte  Re- 
gulativ eine  ausführliche  Antwort.  Doch  ehe  wir  uns  mit  ihm 
genauer  befassen,  sei  hervorgehoben,  daß  Grubeneigentümer  wie 
Arbeiter  gesetzlich  verpflichtet  waren,  die  durch  die  Knappschafts- 
ordnungen (-Statuten)  bestimmten  Beiträge  zu  leisten. 

Das  Regulativ  B,  ,,die  gegenseitigen  Verhältnisse  der  Berg- 
werkseigentümer und  deren  Arbeiter  betreffend enthielt  die 
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Lösung  zweier  für  das  Knappschaftswesen  wichtigen  Fragen.  Die 
eine  ist  die  Frage,  wie  die  Unterstützung  der  Bergleute  in  Krank- 
heit s-  und  Unglücksfällen  geregelt  ist.  Das  Gesetz  gibt  darauf 
keine  Antwort.  Dagegen  geht  das  Regulativ  ausführlich  auf  die 
Frage  ein. 

Beim  Tragen  dieser  Lasten  kam  der  Bergwerkseigentümer 
und  nicht  die  Kasse  in  Betracht.  Der  Grund  ist  leicht  ersichtlich. 
Die  Verunglückung  des  Bergmannes  war  eine  Folge  der  im  Interesse 
des  Unternehmers  geleisteten  Arbeit.  Es  war  also  recht  und  billig, 
daß  der  Bergwerkseigentümer  unter  diesen  Umständen  stärker 
als  in  den  anderen  Fällen  herangezogen  wurde. 

Bei  der  Unterstützung  in  Krankheit s-  und  Unglücksfällen 
haben  wir  zu  scheiden  zwischen  den  Fällen,  welche  eine  unmittel- 
bare Folge  der  Dienst  Verrichtungen  waren,  und  denen,  welche 
außerhalb  der  Arbeit  oder,  wie  das  Regulativ  sich  ausdrückt,  aus 
natürlichen  Ursachen  eintraten. 

Erkrankte  der  Bergmann,  so  war  der  Unternehmer  verpflichtet, 
dem  Arbeiter  den  Lohn  auf  die  nächsten  vier  Wochen  von  der 
Zeit  seiner  Erkrankung  an  zu  reichen. 

Bei  den  Unglücks-  und  Krankheitsfällen,  die  sich  unmittelbar 
aus  den  Dienstverrichtungen  ergeben,  müssen  wir  eine  Einteilung 
in  drei  Arten  vornehmen.  Ausschlaggebend  war,  ob  grobe  Fahr- 
lässigkeit seitens  des  Arbeiters  oder  grobes  Verschulden  seitens 
des  Arbeitgebers  vorlag  oder  nicht.  Der  Arbeitgeber  hatte  für  das 
grobe  Verschulden  seiner  Beamten  finanziell  einzutreten. 

War  die  Erkrankung  oder  Verunglückung  des  Bergmannes 
durch  ein  grobes  Verschulden  des  Unternehmers  herbeigeführt,  so 
hatte  der  Berg  Werkseigentümer  die  Kurkosten  zu  tragen  und  den 
Lohn  bis  zur  Wiederherstellung  des  Arbeiters  zu  zahlen.  Blieb 
der  Arbeiter  zur  Bergarbeit  unfähig,  so  war  ihm  der  Lohn  fort- 
zuzahlen, so  lange  er  lebte.  Dadurch  wurden  seine  oder  seiner 
Hinterlassenen  rechtlichen  Ansprüche  auf  Entschädigung  nicht 
berührt.  Im  Todesfalle  hatte  der  Bergwerkseigentümer  die  Be- 
gräbniskosten zu  tragen.  Wir  sehen,  daß  bei  einer  Erkrankung 
oder  Verunglückung  des  Arbeiters,  die  der  Unternehmer  durch 
grobes  Verschulden  herbeigeführt  hatte,  dieser  voll  und  ganz 
zum  Tragen  der  finanziellen  Folgen  herangezogen  wurde. 

Entsprechend  gerecht  war  die  Bestimmung  für  den  entgegen- 
gesetzten Fall,  wenn  auf  seiten  des  Arbeiters  eine  grobe  Fahrlässig- 
keit den  Unfall  veranlaßt  hatte.  Nach  dem  Regulativ  stand  dem 
Verunglückten  oder  Erkrankten  kein  Recht  zu,  vom  Unternehmer 
die  Bezahlung  der  Kurkosten  oder  einen  Krankenlohn  zu  ver- 
langen. 

Beide  eben  aufgeführten  Fälle  werden  selten  eingetreten  sein. 

Hauptsächlich  wird  die  übrig  gebliebene  dritte  Art  von  Ver- 
unglückungen  oder  Erkrankungen  als  unmitte]bare  Folge  der 
Dienstverrichtungen  in  Betracht  gekommen  sein,  nämlich  daß 
weder  eine  grobe  Fahrlässigkeit  des  Arbeiters  noch  ein  grobes 
Verschulden  des  Unternehmers  vorlag.  In  diesem  Falle  wurde 
der  Bergwerkseigentümer  zum  Teil  zur  finanziellen  Deckung  des 
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Schadens  herangezogen:  er  hatte  die  Kurkosten  zu  bestreiten  und 
dem  Arbeiter  so  lange  den  vollen  Lohn  zu  gewähren,  bis  er  nach 
dem  Zeugnisse  des  Bergarztes  wieder  zur  Arbeit  fähig  war  oder 
als  Invalide  entlassen  werden  mußte.  Als  solcher  kam  er  wie  ein 
bergfertiger  Arbeiter  in  den  Genuß  des  Knappschaftsgeldes,  fiel 
also  der  Knappschaftskasse  zur  Last.  Hatte  der  Unglücksfall  den 
Tod  des  Arbeiters  zur  Folge,  so  hatte  der  Unternehmer  den  Hinter- 
bliebenen ein  Sterbegeld  zu  zahlen. 

Vergleichen  wir  die  eben  aufgeführten  Unterstützungen  und 
die,  welche  nach  dem  Gesetze  der  Knappschaftskasse  zukamen, 
so  läßt  sich  eine  Scheidung  in  dauernde  und  zeitliche  Unterstütz- 
ungen vornehmen.  Zu  ersteren  gehörten  die  Pensionen  für  berg- 
fertige und  invalide  Arbeiter  und  ihre  Angehörigen,  zu  letzteren 
Krankenlohn,  Kurkosten  und  Sterbegeld.  Die  Scheidung  in 
dauernde  und  zeitliche  Unterstützungen  ist  von  Bedeutung,  weil 
sie  von  verschiedenen  Schultern  getragen  wurden.  Die  zeitlichen 
mußten  von  dem  Unternehmer  aufgebracht  werden,  während  die 
dauernden  (Pensionen)  die  Knappschaftskassen  belasteten. 

Damit  finden  wir  das  alte  Knappschaftswesen,  wie  es  in 
früheren  Jahrhunderten  bestanden  hat,  durch  das  Regalbergbau- 
gesetz und  das  beigefügte  Regulativ  beibehalten.  Leider  ist  die 
Teilung  in  dauernde  und  zeitliche  Unterstützungen  von  dem 
Knappschaftswesen  beim  Kohlenbergbau  nicht  übernommen 
worden.  Bei  ihm  sind  die  beiden  Arten  von  Unterstützungen, 
Pensionsleistung  und  Krankenunterstützung,  ein-  und  derselben 
Kasseneinrichtung  übertragen  worden.  Wie  unheilvoll  dies  für 
das  Knappschaftswesen  des  Kohlenbergbaus  gewesen  ist,  wird  an 
späterer  Stelle  noch  gezeigt  werden. 

Für  das  Knappschaftswesen  beim  Erzbergbau  ist  noch 
eine  Tatsache  von  Bedeutung:  die  bei  ihm  beschäftigten  Arbeiter 
wurden  in  ständige  und  unständige  geschieden.  Unter  den  ständigen 
Arbeitern  haben  wir  die  eigentlichen  Bergleute  zu  verstehen,  die 
von  Jugend  auf  sich  dem  Bergmannsberufe  gewidmet  hatten  und 
in  ihm  ihren  Lebensberuf  sahen.  Das  unständige  Personal  umfaßte 
alle  die,  welche  nebenbei  oder  vorübergehend  auf  Bergwerken 
beschäftigt  wurden. 

Das  Unterstützungswesen  kam  nur  der  ständigen 
Arbeiterschaft  zugute. 

Die  Unterstützungen,  welche  unmittelbar  aus  der  Gruben- 
kasse geleistet  wurden,  wurden  nur  ständigen  Arbeitern  gewährt. 
Ebenso  waren  nur  die  ständigen  Arbeiter  Mitglieder  der  Knapp- 
schaftskasse. Die  unständigen  Arbeiter  standen  also  vollkommen 
außerhalb  des  Unterstützungswesens. 

Das  für  das  Kassenwesen  bedeutungsvolle  Regulativ  B  ent- 
hält die  Lösung  einer  Frage  für  den  Erzbergbau,  die  in  dem  Jahr- 
zehnt 1870 — 1880  für  den  Kohlenbergbau  brennend  wurde.  Es 
handelt  sich  um  die  Frage,  wie  das  Verhältnis  der  Bergleute,  die 
von  der  Bergarbeit  freiwillig  abgehen  oder  entlassen  werden,  zu 
den  Kassen  gelöst  wird.  Behalten  sie  einen  Anspruch  an  die  Kasse 
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auf  Leistungen,  auf  die  sie  sich  durch  jahrelanges  Zahlen  von 
Beiträgen  ein  wohlverdientes  Recht  erworben  haben,  oder  verlieren 
sie  ihn  ? 

Wegen  des  Zusammenhanges  müssen  einige  Ausführungen 
über  den  Arbeitsvertrag  vorausgehen,  denn  bei  Beurteilung  der 
Ansprüche  eines  Arbeiters  an  die  Kasse  war  ausschlaggebend,  in 
welcher  Weise  das  Arbeitsverhältnis  gelöst  worden  war.  Sollte 
ein  Dienstvertrag  zu  Recht  aufgelöst  sein,  so  bedurfte  es  einer 
einmonatlichen  Kündigung.  Außerdem  waren  die  Fälle  gesetzlich 
festgelegt,  in  denen  der  Arbeitgeber  oder  der  Arbeiter  das  Recht 
besaß,  ohne  Aufkündigung  den  Vertrag  sofort  zu  lösen.  Dem 
Bergwerkseigentümer  war  das  Recht,  den  Arbeiter  ohne  Kündigung 
zu  entlassen,  aus  leicht  ersichtlichen  Gründen  gegeben.  Es  handelte 
sich  um  Durchführung  einer  straffen  Disziplin,  die  bei  dem  ge- 
fährlichen Bergbau  im  Interesse  der  Arbeiter  und  des  Betriebes 
unumgänglich  nötig  ist.  Wir  finden  folgende  Gründe:  Beharrlicher 
Ungehorsam  des  Arbeiters  gegen  die  Befehle  und  Anordnungen 
der  Beamten,  Aufreizung  anderer  Arbeiter  gegen  Beamte  oder 
Bedrohung  von  Beamten  bei  Ausübung  ihrer  Funktionen.  Ferner 
war  sofortige  Entlassung  zulässig,  wenn  der  Arbeiter  aus  Vorsatz 
oder  grober  Fahrlässigkeit  durch  Handlungen  oder  Unterlassungen 
das  Leben  und  die  Gesundheit  anderer  Arbeiter  in  Gefahr  brachte ; 
wenn  der  Arbeiter  trotz  wiederholter  Verwarnungen  und  Strafen 
unordentlich  im  Anfahren  war,  die  Arbeit  vor  Beendigung  der 
Schichtzeit  verließ  und  sonst  den  Dienst  vernachlässigte.  Machte 
sich  der  Arbeiter  eines  Vergehens  gegen  das  Gesetz  schuldig  oder 
verabredete  er  mit  anderen  Arbeitern  Handlungen,  durch  die  von 
dem  Grubeneigentümer  Vorteile,  z.  B.  höherer  Lohn  erzwungen 
oder  sonst  unerlaubter  Zwang  ausgeübt  werden  sollte  —  also  Ver- 
bot des  Koalitionsrechtes  — ,  ebenso  wegen  Trunkenheit  konnte 
sofortige  Entlassung  erfolgen. 

Ebenso  waren  die  Fälle  festgesetzt,  in  denen  den  Arbeitern 
das  Recht  zustand,  ohne  Kündigung  die  Arbeit  niederzulegen. 
Es  waren  drei  Fälle: 

1.  wenn  sie  durch  Mißhandlungen  von  dem  Grubenbesitzer 
oder  einem  der  Beamten  in  Gefahr  des  Lebens  oder  der 
Gesundheit  versetzt  wurden, 

2.  wenn  sie,  ohne  daß  die  erforderlichen  Sicherheitsmaßregeln 
getroffen  waren,  zu  lebens-  oder  gesundheitsgefährlichen 
Arbeiten  gezwungen  werden  sollten, 

3.  wenn  ihnen  der  verdiente  Lohn  vorenthalten  wurde  und 
ein  Einschreiten  der  Bergbehörde  unbeachtet  geblieben  war. 

Die  Art,  wie  der  Arbeitsvertrag  gelöst  worden  war,  gab  bei 
Beantwortung  der  Frage,  ob  der  Arbeiter  seinen  Anspruch  behielt 
oder  nicht,  den  Ausschlag. 

Ihrer  Ansprüche  verlustig  gingen  die  Arbeiter,  wenn  der 
Bergwerkseigentümer  das  Recht  hatte,  sie  ohne  Kündigung  zu 
entlassen,  oder  wenn  sie  selbst  vor  Ablauf  des  Kontraktes  ohne 
gesetzliche  Ursache  die  Arbeit  eigenmächtig  verließen,  also  kon  trakt- 
brüchig wurden. 
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Dagegen  behielt  der  Arbeiter  seine  Ansprüche  auf  Unter- 
stützung an  die  Knappschaftskasse,  wenn  ihm  die  Arbeit  auf 
Kündigung  oder  ohne  solche  entzogen  worden  war,  ebenso  wenn 
ihm  gesetzmäßig  das  Recht  zustand,  das  Arbeitsverhältnis  ohne 
Kündigung  zu  lösen.  Zur  Bedingung  wurde  ihnen  nur  gemacht,  die 
regulativmäßigen  Beiträge  fortzuentrichten  und  sich  der  Anlegung 
als  Bergarbeiter  auf  einem  anderen  Bergwerke  nicht  zu  entziehen. 

Wie  stand  es  aber  um  die  Ansprüche  eines  Arbeiters,  der  von 
dem  ihm  zustehenden  Kündigungsrechte  Gebrauch  machte  und 
die  Arbeit  verließ  ?  In  diesem  Falle  stand  die  Entscheidung  dem 
Revierausschuß  in  Gemeinschaft  mit  den  Vertretern  der  Knapp- 
schaft zu.  Die  Verhältnisse,  welche  die  Kündigung  veranlaßt 
hatten,  wurden  berücksichtigt. 

Für  die  wenn  auch  nicht  vollkommen  erreichte  Lösung  der 
Angelegenheit  spricht  entschieden,  daß  aus  den  Arbeiterkreisen 
des  Erzbergbaus  keine  Klagen  über  den  Verlust  von  Ansprüchen 
an  die  Kasse  laut  werden,  wie  wir  es  beim  Kohlenbergbau  finden. 
Einige  Fragen  sind  offen  geblieben.  Das  Regulativ  ließ  die  Möglich- 
keit nicht  zu,  einen  Teil  der  gezahlten  Beiträge  den  Entlassenen 
und  damit  aus  der  Kasse  Ausgeschiedenen  zurückzuerstatten.  In 
manchen  Fällen  wäre  dem  Arbeiter  damit  mehr  gedient,  da  er  sich 
mit  der  ausgezahlten  Summe  vielleicht  eine  Existenz  gründen 
konnte.  Als  Erklärung  kann  angeführt  werden,  daß  die  alten 
Knappschaftskassen  nicht  Versicherungsinstitute  waren,  bei  denen 
Rückzahlung  von  Beiträgen  stattfindet. 

Ebenso  ist  ein  wichtiges  Moment  übersehen  worden,  das 
Moment  der  Arbeitslosigkeit.  Es  fällt  ins  Gewicht,  da  das  Behalten 
der  Ansprüche  an  die  Fortentrichtung  der  regulativmäßigen  Bei- 
träge geknüpft  war.  Wie  leicht  konnte  es  eintreten,  daß  ein  Berg- 
mann, der  um  seine  Arbeit  kam,  arbeitslos  blieb.  Die  unausbleib- 
liche Folge  mußte  sein,  daß  er  mit  seinen  Beiträgen  an  die  Kasse 
im  Rückstände  blieb  und  auf  diese  Weise  um  seine  Ansprüche 
kommen  konnte.  In  der  Knappschaftsordnung  der  Freiberger 
Kasse  findet  das  Moment  der  Arbeitslosigkeit  eine  gewisse  Be- 
rücksichtigung. Wenigstens  haben  ohne  ihr  Verschulden  feirig 
gewordene  Mitglieder  auf  die  Zeit  der  Arbeitslosigkeit  nur  auf 
einen  jener  restierenden  Lohntage  den  Betrag  des  Büchsengeldes 
nachzuzahlen. 

Die  wichtige  Aufgabe,  die  Knappschaftskassen  zu  verwalten Die  Verwaltung 
und  zu  vertreten,  war  den  Revierausschüssen  übertragen.  Sie  r  assen' 
setzten  sich  aus  fünf  Mitgliedern  zusammen,  drei  wurden  von  den 
Grubenbesitzern  und  zwei  vom  Oberbergamte  gewählt.  Den 
Arbeitern  war  eine  Beteiligung  an  der  Verwaltung  der  Kassen 
eingeräumt:  die  Vertreter  der  Knappschaft  waren  hinzuzuziehen. 
Ihre  Zahl  war  auf  fünf  festgesetzt,  von  denen  die  Mitglieder  der 
Knappschaft  drei  und  das  Bergamt  zwei  aus  ihrer  Mitte  zu  wählen 
hatte.  Da  der  Revierausschuß  aus  fünf  Mitgliedern  bestand  und 
die  Knappschaft  ebenso  fünf  Vertreter  stellte,  so  war  der  Fall  der 
Stimmengleichheit  möglich.  Die  Entscheidung  lag  alsdann  beim 
Vorsitzenden  des  Revierausschusses,  also  einem  Unternehmer. 
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Ferner  ist  hervorzuheben,  daß  die  Revierausschüsse  in  Ge- 
meinschaft mit  den  Knappschaftsvertretern  an  der  Aufstellung 
der  Knappschaftsordnungen  (-Statuten)  sich  beteiligten.  Der 
andere  ausschlaggebende  Faktor  war  das  Oberbergamt,  während 
das  Finanzministerium,  dem  der  Regalbergbau  unterstand,  die 
aufgestellte  Knappschaftsordnung  zu  prüfen  und  bei  Meinungs- 
verschiedenheiten zu  entscheiden  hatte. 

Im  Jahre  1856  wurde  für  das  Bergamtsrevier  Freiberg  zum 
ersten  Male  eine  Knappschaftsordnung  aufgestellt.  In  ihr  sind 
die  Leistungen  der  Kasse  und  die  Verwaltungsgrundsätze  ein- 
gehend geregelt,  ebenso  das  Verhältnis  der  Bergleute  zu  der  Kasse. 

Im  Vergleiche  zur  Neuzeit  haben  die  alten  Knappschafts- 
ordnungen eine  größere  Bedeutung  gehabt,  weil  die  Berggesetz- 
gebung jener  Tage  nur  die  hauptsächlichsten  Grundzüge  für  die  Ge- 
staltung des  Unterstützungswesens  enthielt.  Ihre  Aufgabe  war  es,  die 
Lücken  auszufüllen  und  alle  einschlägigen  Fragen  zu  beantworten. 

Nach  der  Knappschaftsordnung  von  1856  können  wir  uns  ein 
Bild  von  dem  Wirken  der  alten  Knappschaftskassen  beim  Erz- 
bergbau machen,  wenn  auch  nur  die  Kasse  eines  sächsischen 
Bergamtsreviers  in  ihrem  Aufbau  dargestellt  wird.  In  ihren  Grund- 
zügen weichen  sie  voneinander  nicht  ab.  Es  ist  gerechtfertigt, 
die  Freiberger  Einrichtung  herauszugreifen,  weil  Freiberg  von 
alters  her  der  Mittelpunkt  und  die  Hauptstätte  des  sächsischen 
Erzbergbaus  gewesen  ist.  Das  Freiberger  Knappschaftskassen- 
wesen steht  nach  der  Zahl  der  Mitglieder  und  der  Summe  der 
gewährten  Unterstützungen  an  erster  Stelle.  Im  Jahre  1856  be- 
stehen im  ganzen  14  Knappschaftskassen,  die  im  Laufe  der  Zeit 
durch  Vereinigung  und  infolge  des  Zurückgehens  des  Erzbergbaues 
auf  7  zusammenschmelzen  (im  Jahre  1872).  Die  beigelegte  Tabelle 
hebt  die  auffallende  Bedeutung  der  Freiberger  Revierknappschafts- 
kasse genügend  hervor. 


Kassenbestand 
vom  vorigen  Jahr 

Einnahme 

Ausgabe 

sämtliche  Revier- 
kassen des  Erz- 
bergbaues   .  . 

M 

764  979 

M 

259  398 

M 

167  958 

davon  entfällt  auf 
die  Freiber- 
ger allein  . 

613  566 

206  667 

121  902 

1 1856. 

Unter  den  Ausgaben  der  Freiberger  Revierknappschaftskasse 
befanden  sich  1856: 

ordinäres  Knappschaftsgeld  (Pensionen)  .  .  105  213  M, 

extraordinäre  Unterstützungen    858  ,,  , 

Beitrag  zu  den  Bergschulanstalten    ....  4  500  ,, , 
Aufwand  bei  der  Bergstiftshäuseranstalt     .  2  643  ,,  , 
Aufwand  bei  der  Taubeschen  Erziehungs- 
und Kinderwärterinnenanstalt   2  271  ,, . 
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Der  Freiberger  Knappschaftskasse  gehören  alle  Beamte  und  Die  Knapp- 
ständigen Arbeiter,  die  in  dem  Freiberger  Revier  auf  Bergwerken  vSm]anrei«56! 
oder  Revierwirtschaftsanstalten  beschäftigt  werden,  vom  Tage 
des  Arbeitsantritts  ohne  weiteres  als  Mitglieder  an.  Den  Mit- 
gliedern ist  ein  rechtmäßiger  Anspruch  auf  Unterstützung  ein- 
geräumt, die  in  Gewährung  von  Pensionen  an  bergfertige  und 
verunglückte  Arbeiter  oder  an  Witwen  und  Waisen  besteht.  Der 
Anspruch  auf  die  genannten  Leistungen  erleidet  durch  eine  hohe 
Karenzzeit  eine  beachtenswerte  Einschränkung:  eine  zehnjährige 
Beitragsleistung  wird  vorausgesetzt.  Doch  geht  aus  einer  weiteren 
Bestimmung  hervor,  daß  man  die  Härte  dieser  Bedingung  em- 
pfunden hat.  Es  kann  nämlich  einem  Bergmanne,  der  noch  nicht 
zehn  Jahre  lang  zur  Kasse  gesteuert  hat,  auf  Ansuchen  eine  fort- 
laufende außerordentliche  Unterstützung  gewährt  werden.  Der 
Verwaltung  bleibt  allerdings  der  Widerruf  vorbehalten. 

Der  Anspruch  auf  das  ordentliche  Bergknappschaftsgeld  steht 
denen  zu,  die  auf  Zeit  oder  für  immer  geistig  oder  körperlich  un- 
fähig sind,  ihrer  Tätigkeit  nachzukommen  oder  bereits  50  Jahre 
lang  gedient  haben. 

Witwenpension  ist  den  Frauen  derjenigen  Mitglieder  ein- 
geräumt, welche  bis  zu  ihrem  Tode  die  regulativmäßigen  Beiträge 
geleistet  oder  Knappschaftsgeld  empfangen  haben.  Bei  Wieder- 
verheiratung verlieren  die  Witwen  ihren  Anspruch.  Die  Waisen- 
unterstützung ist  so  geregelt,  daß  legitime  Kinder,  aber  nicht 
Stiefkinder  Knappschaftsgeld  bis  zum  erfüllten  14.  Jahre  erhalten. 
Der  Anspruch  der  Waisen  ist  von  dem  der  Mutter  unabhängig, 
er  bleibt  also  bei  Wiederverheiratung  der  Mutter  bestehen. 

Unter  den  hauptsächlichsten  Einnahmen  finden  wir  die  Bei- 
träge, die  von  den  Mitgliedern  und  den  Bergwerkseigentümern 
geleistet  werden,  ferner  die  Zinsen  des  Vermögens. 

Die  Mitglieder  haben  zunächst  ein  Einkaufsgeld  zu  entrichten, 
und  zwar  den  Betrag  ihres  ersten  Wochenlohnes,  außerdem  bei 
jeder  Lohnaufbesserung  den  Betrag  dieser  Erhöhung  für  eine 
Woche.  Die  laufende  Beitragsleistung,  die  noch  mit  dem  alten 
Namen  ,, Büchsengeld''  bezeichnet  wird,  richtet  sich  nach  der 
Höhe  des  Lohnes.  Als  höchster  Lohnsatz  sind  10  Taler  angenommen, 
auf  jeden  Taler  Lohn  müssen  9  Pfennige,  also  3  %,  an  die  Knapp- 
schaftskasse abgeführt  werden. 

Die  von  den  Grubenbesitzern  geleisteten  Beiträge,  welche  die 
Bezeichnung  ,, Supplementgelder"  führen,  müssen  in  Freiberg 
ebenso  hoch  sein  als  die  Büchsengelder  des  auf  ihren  Gruben  an- 
fahrenden Personals.  Dagegen  ist  bei  den  übrigen  Knappschafts- 
kassen das  Beitragsverhältnis  nicht  so  günstig,  sondern  es  bleiben  im 
allgemeinen  die  Werksbeiträge  unter  denen  der  Arbeiterbeiträge. 

Ferner  kommen  als  zufällige  Einnahmen  in  Betracht: 

die  Disziplinargeidstrafen  der  Mitglieder,  soweit  die  Gruben- 
besitzer und  Vorstände  entsprechend  bestimmt  haben, 

und 

der  Ertrag  der  Straf  schichten. 


2 


18      E  1  s  h  o  1  z  ,    Die  Entwicklung  des  sächsischen  Knappschaftswesens. 


Ebenso  hat  die  Knappschaftskasse  von  allen  Reinerträgen, 
die  bei  den  Berggebäuden  des  Freiberger  Reviers  zur  Verteilung 
und  Verrechnung  kommen,  verfassungsmäßig  den  128.  Teil  zu 
erhalten. 

Unter  den  Ausgaben  der  Kasse  sind  folgende  zu  nennen: 

das  Bergknappschaftsgeld,  das  an  Mitglieder  und  an  Witwen 
und  Waisen  gewährt  wird, 

ferner 

außerordentliche  Unterstützungen . 

Die  Ausgaben  betragen  im  Jahre  1856  121  902  M.  Davon 
entfallen  auf  das  Bergknappschaftsgeld  105  213  M.  Die  Tatsache, 
daß  die  gewährten  Pensionen  den  Hauptteil  der  Ausgaben  dar- 
stellen, beweist  zur  Genüge,  daß  die  Revier  knappschaftskassen 
reine  Pensionsanstalten  sind. 

Für  außerordentliche  Unterstützungen  findet  sich  die  äußerst 
niedrige  Summe  von  858  M. 

Dagegen  erinnern  uns  einige  Ausgabeposten  an  die  Aufgaben 
des  alten  Knappschaftswesens: 

Schulbeitrag   4500  M, 

Erziehungsbeitrag  .  .  2270  ,, , 
Bergstift  2643  „  . 

Bei  der  Berechnung  des  Knappschaftsgeldes  für  Mitglieder 
ist  entscheidend,  ob  sie  in  festem  Lohn  stehen  oder  nicht.  Die 
festverlohnten  werden  nach  dem  bei  ihrer  Pensionierung  bezogenen 
Lohnsatze  pensioniert.  Bei  der  anderen  Gruppe  wird  der  gesamte 
Lohn  auf  die  drei  letzten  Jahre  vor  der  Pensionierung  und  daraus 
der  durchschnittliche  Wochenlohn  berechnet.  Der  erhaltene 
Durchschnitt  dient  als  Anhalt  für  die  Höhe  des  Knappschafts- 
geldes; die  Dienstjahre  finden  Berücksichtigung.  Von  dem  zehnten 
Dienst] ahre  ab,  vor  dessen  Erreichung  überhaupt  kein  rechtlicher 
Anspruch  erworben  wird,  steigt  bei  gleichem,  durchschnittlichen 
Wochenlohne  die  Höhe  des  Knappschaftsgeldes  von  fünf  zu  fünf 
Jahren  bis  zum  vollendeten  50.  Dienstjahre  (siehe  nebenstehende 
Tabelle) . 

Bei  Festsetzung  der  Witwenpension  ist  ebenfalls  ausschlag- 
gebend, ob  es  sich  um  die  Witwe  eines  in  festem  Lohne  stehenden 
Mitgliedes  handelt  oder  nicht.  Wenn  ja,  so  erhält  die  Witwe  bis 
zum  Schluß  ihres  50.  Lebensjahres  von  Anfang  des  51.  Lebens- 
jahres Vio  des  ätzten  Lohnsatzes  ihres  verstorbenen  Ehemannes. 

Hat  dagegen  das  verstorbene  Mitglied  keinen  festen  Lohn 
bezogen,  so  erhält  die  Witwe  bis  zum  Schluß  ihres  50.  Lebensjahres 
4  Ngr.,  vom  51.  5  Ngr.  und  vom  61.  Jahre  ab  6  Ngr.  Es  tritt  eine 
Zulage  von  2  Ngr.  hinzu,  wenn  der  Ehemann  im  Dienste  tödlich 
verunglückt  oder  binnen  1/i  Jahresfrist  infolge  der  Verunglückung 
gestorben  ist.  Im  ersteren  Falle  tritt  eine  Erhöhung  der  Pension 
um  50  %  ein. 

Im  Gegensatz  zu  dem  Anspruch  der  Mitglieder  auf  Pension, 
bei  denen  eine  zehnjährige  Anfahrzeit  und  damit  Beitragsleistung 
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Das  Berg-knappschaftsgeld. 

Anzahl  der  Dienstjahre 


von  bis  mit 

10 

15 

20 

25 

30 

35 

40 

45 

50 

M 

M 

M 

M 

M 

M 

M 

M 

M 

U          O  Qf\  M. 

—  jtb  —  z,yu  M 

O  A(\ 

u,ou 

o  ßp, 

U,00 

O  1F\ 

O  QO 

1  00 
i,UU 

1  10 

1,1U 

1  90 

1  3^ 

Q             Q  ein 

o  ro 

o  qp> 

1  1  O 

1,1U 

1  30 

1  ßO 

JL,OU 

1  80 

9  OO 

A                 A  QO 

o  80 

U,ÖU 

1  no 

1  9^> 

1  P»0 
l,OU 

1  7^ 

9  OO 

9  90 

9  4^ 

9  70 

^           &  qo 

1,UU 

1  ^o 

9  OO 

9  30 

9  fiO 

9  QO 

3  90 

f\              8  QO 

l,oU 

9  10 

9  40 

9  70 

3  00 

3  40 

3  80 

Q            1 1  QO 

1  80 

1,ÖU 

9  1  n 

9  40 

9  80 

3  90 

3  fiO 

4.  OO 

4.  40 

4.  80 

12  „  — 14,90  „ 

2,40 

2,80 

3,20 

3,60 

4,00 

4,50 

5,00 

5,50 

6,00 

15  „  —17,90  „ 

3,00 

3,50 

4,00 

4,50 

5,00 

5,60 

6,30 

7,00 

7,50 

18  „  —  20,90  „ 

3,60 

4,20 

4,80 

5,40 

6,00 

6,80 

7,40 

8,00 

9,00 

21  „  —  23,90  „ 

4,20 

4,80 

5,70 

6,50 

7,40 

8,40 

9,30 

9,80 

10,50 

24  „  —  26,90  „ 

4,80 

5,70 

6,60 

7,50 

8,40 

9,30 

10,20 

11,10 

12,00 

27  „  -  29,90  „ 

5,40 

6,60 

7,50 

8,40 

9,30 

10,50 

11,50 

12,50 

13,50 

30  „ 

6,00 

7,00 

8,00 

9,00 

10,00 

11,00 

12,00 

13,50 

15,00 

vorausgesetzt  wird,  besteht  bei  den  Witwenpensionen  diese  Vor- 
bedingung nicht.  In  gleicher  Weise  ist  sie  bei  den  Waisen- 
unterstützungen in  Wegfall  gekommen.  Bei  ihnen  sind  ebenfalls 
zwei  Fälle  zu  scheiden.  War  das  Mitglied  in  festem  Lohne,  so 
erhält  die  Waise  V30  dieses  Lohnes,  wenn  nicht,  3  Ngr. 

Bei  den  Ausgaben  der  Kasse  findet  sich  der  Posten  ,, Kranken- 
löhne" vor.  Zunächst  ist  daran  zu  erinnern,  daß  der  Unternehmer 
durch  das  Gesetz  verpflichtet  ist,  dem  Kranken  auf  die  nächsten 
vier  Wochen  den  vollen  Lohn  zu  zahlen.  Nach  Ablauf  dieser  Frist 
übernimmt  die  Kasse  die  weitere  Unterstützung.  Der  vom  Arbeit- 
geber gewährte  Krankenlohn  wird  auf  3/io  herabgesetzt  und  in 
dieser  Höhe  weitere  vier  Wochen  gewährt.  Kehrt  der  Erkrankte 
dann  noch  nicht  zur  Arbeit  zurück,  so  tritt  er  unter  die  Zahl  der 
eigentlichen  Knappschaftsgeldempfänger.  Die  Aufnahme  unter 
die  Invaliden  ist  nur  zulässig,  wenn  die  Mitgliedschaft  zur  Kasse 
länger  als  zehn  Jahre  beträgt.  Ist  dieses  nicht  der  Fall,  so  kann 
der  Krankenlohn  (3/10  des  letzten  Wochenlohnes)  nach  dem  Er- 
messen der  Knappschaftskasse  auf  eine  zweite  vierwöchentliche 
Frist  gewährt  werden.  Die  tatsächlich  verabreichten  Kranken- 
löhne sind  im  Verhältnis  zu  den  anderen  Ausgaben  der  Kasse 
äußerst  gering  gewesen. 

Zur  leichteren  Durchführung  einer  Kontrolle,  durch  welche 
die  Simulation  verhindert  werden  soll,  hat  man  das  Revier  in 
Rollendistrikte  eingeteilt.  Sie  werden  so  genannt,  weil  für  be- 
stimmte Bezirke  Rollen  geführt  werden.  In  diese  trägt  der  Rollen- 
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älteste  die  Knappschaftsgeldempfänger  ein,  seine  Stellung  ist  die 
eines  Vermittlers  zwischen  dem  Empfänger  und  der  Kassen- 
verwaltung. 

Fühlt  sich  ein  Kassenmitglied  durch  eine  Entschließung  des 
Verwaltungsausschusses  benachteiligt,  so  ist  die  daraufhin  erhobene 
Beschwerde  durch  das  Bergamt,  bez.  durch  die  Bergbehörden  zu 
erledigen,  d.  h.  die  Schlichtung  der  Differenzen  geschieht  auf  dem 
Verwaltungswege . 

Bei  einer  kritischen  Betrachtung  des  Knappschaftswesens 
beim  Erzbergbau  muß  der  gesunde  Aufbau  der  ganzen  Organisation 
anerkannt  werden.  Es  beruht  darauf,  daß  die  historische  Ent- 
wicklung vollkommen  berücksichtigt  worden  ist. 

Es  besteht  eine  reinliche  Scheidung  zwischen  Pensionsleistung 
und  Krankenunterstützung,  wie  sie  sich  im  Laufe  der  jahrhundert- 
langen Entwicklung  gebildet  hatte. 

Weiter  hat  der  Einfluß,  den  der  Staat  durch  seine  Gesetz- 
gebung und  durch  seine  Organe  ausübte,  segensreich  gewirkt. 

Wenn  wir  die  Freiberger  Kasseneinrichtung  allein  berück- 
sichtigen und  von  den  übrigen  unbedeutenderen  Revierkassen  ab- 
sehen, so  leisteten  Gruben  wie  Arbeiterschaft  gleich  hohe  Beiträge. 
Für  die  Finanzen  der  Kassen  war  es  von  entscheidender  Bedeutung. 

Ebenso  muß  die  Tatsache  gewürdigt  werden,  daß  die  Pensions- 
kassen nicht  für  die  einzelnen  Werke  bestanden,  sondern  größere 
Verbände  umfaßten.  Wie  schon  der  Name  „Revierknappschafts- 
kasse" sagt,  gehörten  die  Gruben  je  eines  Reviers  der  für  sie  be- 
stehenden Kasse  an.  Es  konnte  sich  also  ein  Ausgleich  vollziehen: 
die  Gewähr  für  dauernde  Leistungsfähigkeit  war  viel  eher  geboten 
als  in  einer  für  eine  Grube  bestehenden  Kasse. 

Der  spätere  Verlauf  der  Entwicklung  hat  den  gesunden 
Aufbau  bewiesen.  Als  im  Jahrzehnt  1870 — 1880  viele  Knapp- 
schaft skassen  des  Kohlenbergbaus  finanziell  zu  versagen  drohten, 
blieb  das  Knappschaftswesen  beim  Erzbergbau  von  einer  ähnlichen 
Krise  verschont. 

Besonders  spricht  für  das  alte  Knappschaftswesen,  daß  es 
sich  bei  der  in  den  Jahren  1884 — 1890  durchgeführten  Reform 
viel  leichter  in  die  neuen  Verhältnisse  hat  einfügen  lassen  als  die 
Kassen  des  Steinkohlenbergbaus. 

Natürlich  sind  die  alten  Revierknappschaftskassen  nicht  als 
Versicherungsanstalten  anzusehen,  bei  denen  das  Prinzip  der 
Kapitalsdeckung  durchgeführt  ist,  sondern  sie  sind  Wohltätigkeits- 
anstalten. Infolgedessen  hat  eine  Untersuchung  der  Freiberger 
Einrichtung,  die  im  Jahre  1853  von  Geh.  Rat  Prof.  Dr.  Zeuner 
nach  versicherungswissenschaftlichen  Grundsätzen  durchgeführt 
wurde,  unhaltbare  Zustände  festgestellt  oder  vielmehr  feststellen 
müssen.  Die  Rechnungsergebnisse  waren  so  ungünstig,  daß  von 
einer  Veröffentlichung  Abstand  genommen  wurde. 

B.  Das  Entstehen  der  sächsischen  Knappschaftsstatistik. 

Die  Arbeit  Zeuners  muß  noch  wegen  ihrer  Bedeutung  für 
das  sächsische  Knappschaftswesen  genannt  werden,  sie  bildet  den 
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Anfang  der  Knappschaftsstatistik.  Sie  bezog  sich  auf  die  Gesamt- 
bevölkerung der  Stadt  Freiberg  und  auf  die  bergmännische  Be- 
völkerung von  36  Ortschaften  der  Umgebung  Freibergs  und  unter- 
suchte Sterblichkeit,  Invalidität  und  Krankheitsdauer.  Wir  müssen 
uns  die  Schwierigkeiten  vergegenwärtigen,  die  naturgemäß  dem 
Zeunerschen  Unternehmen  entgegentraten.  Noch  nie  war  eine 
ähnliche  Untersuchung  vorgenommen  worden.  Die  Folge  war, 
daß  die  statistischen  Unterlagen  fehlten  und  von  Zeuner  unter 
schwierigen  Verhältnissen  beschafft  werden  mußten.  Als  Grund- 
lage wurden  benutzt  die  Originalkirchenbücher  von  Freiberg  und 
Kirchenbuchextrakte  aus  36  Ortschaften  des  Freiberger  Reviers. 
Aus  ihnen  zog  Zeuner  alle  Todesfälle  und  ordnete  sie  nach  Alter 
und  Geschlecht.  Die  dem  Bergmannstande  angehörigen  Personen 
wurden  von  den  übrigen  Einwohnern  getrennt. 

Die  Schwierigkeiten,  die  Zeuner  zu  überwinden  hatte,  er- 
klären es,  daß  seiner  mühevollen  Arbeit  mancherlei  Unvollkommen- 
heiten  anhaften. 

Die  sächsische  Knappschaftsstatistik  wurde  im  Laufe  der 
folgenden  Jahre  weiter  ausgebildet  und  vervollkommnet.  Schon 
frühzeitig  hat  die  sächsische  Regierung  die  Notwendigkeit  erkannt, 
für  die  Einrichtung  von  Unterstützungskassen  ,, bestimmte  For- 
meln für  Bemessung  der  Beiträge  und  Unterstützungen,  welche 
die  Veröffentlichung  und  Anwendung  durch  Dritte  gestattet"  zu 
erhalten.  Auf  ihre  Initiative  sind  zwei  Arbeiten  von  Dr.  Hülße 
(früheren  Direktor  der  polytechnischen  Schule  zu  Dresden)  zurück- 
zuführen. Sie  sind  1856  und  1859  erschienen.  Die  letztere  führt 
die  Aufschrift  ,,Über  die  Einrichtung  und  Berechnung  von  Knapp- 
schafts- und  ähnlichen  Unter stützungskassen,  welche  Sicherheit 
und  Nachhaltigkeit  gewähren  sollen".  Das  Ergebnis  war  nicht 
zufriedenstellend,  da  die  erforderlichen  Beobachtungszahlen  für 
die  knappschaftlichen  Versicherungszweige  noch  gänzlich  fehlten. 
Hülße  konnte  nur  gewisse  Verhältniszahlen  berechnen,  die  geringe 
Bedeutung  hatten  und,  wie  spätere  Untersuchungen  ergaben,  die 
erhoffte  Allgemeinheit  nicht  besaßen.  Infolgedessen  verlangte 
Hülße  gesetzliche  Maßnahmen,  die  den  Knappschaftskassen  die 
Pflicht  auferlegen  sollten,  statistisches  Material  zu  sammeln.  Erst 
im  Jahre  1877  wurde  dieser  Forderung  entsprochen.  Der  uns 
bekannte  Dr.  Zeuner  entwarf  eine  ,,Individualzählkarte"  zur  Er- 
hebung des  für  eine  versicherungstechnische  Behandlung  der 
Knappschaftskassen  erforderlichen  statistischen  Materials.  Sie 
wurde  in  sämtlichen  Erz-  und  Steinkohlenwerken  eingeführt.  Das 
erhaltene  Material  wurde  zu  Untersuchungen  benutzt,  die  sich 
auf  die  Zusammenfassung  nach  Altersklassen,  auf  Bewegung 
durch  Eintritte  und  freiwillige  Austritte,  auf  Sterblichkeit,  Inva- 
lidität, Reaktivierung  und  Krankheit  der  Knappschaftskassen- 
mitglieder bezogen.  In  ihnen  sind  die  Grundlagen  für  die  knapp- 
schaftliche  Versicherung  enthalten. 

Für  die  sächsische  Knappschaftsstatistik  in  der  neuesten  Zeit 
kommen  die  Untersuchungen  von  Knappschaftsdirektor  Dr.  Jahn, 
Freiberg  i.  S.,  in  Betracht.  Sie  erstrecken  sich  auf  die  in  den  zehn 
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Jahren  von  1891  bis  1900  gesammelten  Beobachtungen.  Das 
Material  umfaßt  die  gesamte  bergmännische  Bevölkerung  des 
Königreichs:  es  bezieht  sich  auf  die  Mitglieder  der  1891  gegründeten 
Allgemeinen  Knappschaftspensionskasse,  der  nahezu  30  000  Berg- 
leute angehören.  Außerdem  bestehen  nur  zwei  Pensionskassen, 
welche  1899  2642  aktive  Mitglieder  umfaßten.  Sie  sind  in  die 
Untersuchungen  nicht  mit  eingeschlossen. 

Das  statistische  Material  der  Allgemeinen  Knappschafts- 
pensionskasse ist  dazu  verwandt  worden,  um  die  Invaliditäts- 
und Sterbenswahrscheinlichkeiten  für  die  verschiedenen  Mitglieder- 
gruppen zu  bestimmen. 

C.  Knappschaftswesen  beim  Kohlenbergbau  1851 — 1868. 

Durch  die  Verordnung  vom  26.  Juni  1851,  welche  die  Ressort- 
verhältnisse in  Berg-  und  Hüttenangelegenheiten  regelte,  war  der 
Stein-  und  Braunkohlenbergbau  in  die  alleinige  Kompetenz  des 
Ministeriums  des  Innern  und  der  ihm  untergebenen  Behörden 
übergegangen. 

Es  wurden  aber  allgemeine  Bestimmungen  über  die  Einrich- 
tung von  Unterstützungskassen  weder  auf  dem  Wege  der  Gesetz- 
gebung noch  der  Verordnung  getroffen.  Beim  Kohlenbergbau 
haben  wir  also  im  Gegensatz  zum  Erzbergbau  keine  gesetzlichen 
Zwangskassen.  Ebenso  besteht  kein  Kassenzwang.  Bei  letzterem 
genügt  der  Arbeiter  der  gesetzlichen  Versicherungspflicht  durch 
Beteiligung  an  irgend  einer  bestehenden  Kasseneinrichtung.  Die 
Kassen  des  Kohlenbergbaus  sind  höchstens  als  statutarische 
Zwangskassen  anzusehen.  Bestand  für  eine  Kohlengrube  eine 
Kasse,  so  legte  selbstverständlich  das  Statut  jedem  in  den  Dienst 
des  Werkes  tretenden  Arbeiter  die  Verpflichtung  auf,  beizutreten. 

Wie  in  den  Jahren  vor  1851  blieb  es  der  freien  Initiative  der 
beteiligten  Kreise  überlassen,  Unterstützungskassen  einzurichten. 
Während  beim  Erzbergbau  das  Knappschaftswesen  eine  jahr- 
hundertalte Institution  ist,  hat  es  sich  beim  Kohlenbergbau  erst 
nach  seinem  Eintritt  in  die  Volkswirtschaft  im  Laufe  des  19.  Jahr- 
hunderts gebildet.  Die  Begründung  von  Kassen  geht  bis  auf  das 
Jahr  1826  zurück,  aber  erst  seit  dem  Aufschwünge  des  Kohlen- 
bergbaus in  den  vierziger  Jahren  werden  allgemein  Kassen  ein- 
gerichtet. Wegen  des  Fehlens  gesetzlicher  Bestimmungen  ist  die 
Entwicklung  nicht  einheitlich  vor  sich  gegangen.  Teils  haben 
sich  mehrere  Gruben  zu  Verbänden  zusammengeschlossen,  teils 
besteht  die  Kasse  für  ein  Bergwerk  allein.  In  ersterem  Falle  erhebt 
sich  die  Mitgliederzahl  oft  zu  mehreren  Tausenden,  doch  finden 
sich  auch  Kassen,  die  weniger  als  100  Mitglieder  umfassen. 

Im  Vordergrunde  stehen  die  Knappschaftskassen;  die  ge- 
gründeten Kranken-  und  Unterstützungskassen  sind  von  keiner 
großen  Bedeutung.  Die  beiden  Kassenarten  unterscheiden  sich 
folgendermaßen: 

Die  Knappschaftskassen  sind  nicht  bloß  Pensionskassen, 
sondern  gewähren  zugleich  Krankengelder  und  Kurkosten. 
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Die  Kranken-  und  Unterstützungskassen,  die  keine  Pensionen 
leisten,  haben  die  Aufgabe,  die  Krankenpflege  zu  vermitteln,  also 
Krankengelder  und  Kurkosten. 

Die  Zahl  der  Knappschaftskassen  beträgt  beim  Steinkohlen- 
bergbau im  Jahre  1864  28.  Sie  werden  uns  in  erster  Linie  zu  be- 
schäftigen haben.  Folgende  Zahlen  klären  uns  über  ihre  finanziellen 
Leistungen  auf  (1864): 


Unterstützt  wurden: 

Vermögen 

Einnahme 

Ausgabe 

Beamte, 

Witwen, 

Arbeiter 

Waisen 

M 

M 

M 

1  088  010 

412  765 

294  918 

3365 

1866 

Dagegen  besteht  nur  eine  Kranken-  und  Unter stützungskasse, 
deren  finanzielle  Leistungen  ganz  unbedeutend  sind. 

Beim  Braunkohlenbergbau  liegen  in  doppelter  Hinsicht  die 
Verhältnisse  anders.  Zunächst  ist  seine  allgemeine  Bedeutung 
gering,  infolgedessen  sind  seine  Kasseneinrichtungen  nicht  weiter 
nennenswert.  Im  Gegensatz  zum  Steinkohlenbergbau  finden  sich 
bei  ihm 

9  Knappschaftskassen  und 
10  Kranken-  und  Unter stützungskassen. 
Dieses  Verhältnis  erklärt  sich  daraus,  daß  der  Braunkohlenbergbau 
nicht  so  leistungsfähig  ist  wie  der  Steinkohlenbergbau,  deshalb 
eine  größere  Zahl  von  Krankenkassen. 

Die  Grubenbeiträge  machen  in  der  Regel  die  Hälfte  der 
Arbeiterbeiträge  aus.  Natürlich  bestehen  Abweichungen,  bei 
denen  die  Kassenbeisteuer  der  Gruben  hinter  den  Arbeiter- 
beiträgen nur  wenig  zurückbleibt  oder  sie  erreicht. 

Die  Leistungen  der  einzelnen  Kassen  sind  in  ihrer  Höhe  und 
Dauer  verschieden.  Bei  einigen  werden  die  statutenmäßigen 
Krankengelder  auf  die  Dauer  von  13  Wochen  gewährt,  bei  anderen 
bis  zu  20  Wochen.    Als  Höchstdauer  findet  sich  sogar  1/2  Jahr. 

Obwohl  die  Knappschaftskassen  auf  keiner  gesetzlichen 
Grundlage  beruhten,  besaßen  die  meisten  von  ihnen  ein  behördlich 
genehmigtes  Statut.  Die  Statutenentwürfe  wurden  bei  dem 
Ministerium  des  Innern  zur  Bestätigung  eingereicht.  Wir  erinnern 
uns,  daß  im  Jahre  1859  auf  Veranlassung  desselben  Ministeriums 
Untersuchungen  über  die  ,, Einrichtung  und  Berechnung  von 
Knappschafts-  und  ähnlichen  Unterstützungskassen"  ausgeführt 
wurden.  Wohl  waren  die  Ergebnisse  wegen  mangelnden  Materials 
nicht  vollkommen,  doch  dienten  die  in  der  Arbeit  ausgesprochenen 
Ansichten  als  Grundlage  bei  Beurteilung  der  Statutenentwürfe. 

Es  würde  über  den  Rahmen  dieser  Arbeit  hinausgehen,  wollten 
wir  die  Entwicklung  der  einzelnen  Kassen  verfolgen.  Begnügen 
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wir  uns  deshalb  damit,  einen  großen  Knappschaftsverband  als 
Vertreter  der  Knappschaftskassen  herauszugreifen  und  auf  seine 
Organisation  einzugehen.  Unserer  Absicht  kommen  die  Verhält- 
nisse entgegen,  als  ein  entsprechend  großer  Verband  besteht,  der 
wegen  der  Zahl  der  beteiligten  Personen  eine  eingehende  Berück- 
sichtigung verdient.  Es  ist  die  Bockwa-Oberhohndorfer  Knapp- 
schaf tskasse.  Zur  Zeit  ihrer  Gründung  1857  umfaßt  sie  ungefähr 
50  Werke.  Die  Zahl  der  Werke  ist  mit  der  Zeit  infolge  des  Erliegens 
von  Gruben  auf  einige  30  zurückgegangen.  Aus  beistehender 
Tabelle  geht  die  Größe  des  Verbandes  hervor. 

1864: 

  76  138  M, 

  54  332  „, 

  45  111  „. 

Unterstützt  wurden: 

Beamte,  Arbeiter  83 

Witwen,  Waisen   355. 

Die  Mitgliederzahl,  welche  bei  der  Gründung  ungefähr  4000  betrug, 
sank  bis  1888  auf  1270. 

Als  in  der  Zeit  nach  der  Gründung  des  Deutschen  Reiches 
bei  vielen  Kassen  eine  finanzielle  Krise  aus  Gründen,  auf  die  an 
der  geeigneten  Stelle  eingegangen  wird,  ausbrach,  erwies  sich  der 
Oberhohndorfer  Verband  mit  am  meisten  gefährdet.  Deshalb 
ist  es  doppelt  berechtigt,  ihn  herauszugreifen,  da  an  ihm  die  ty- 
pischen Schäden  des  Knappschaftswesens  beim  Kohlenbergbau 
stark  hervortraten. 

Im  Jahre  1855  trat  man  in  den  beteiligten  Kreisen  dem  Plane 
näher,  für  die  Gruben  von  Bockwa-Oberhohndorf  eine  gemein- 
schaftliche Kasse  zu  gründen.  Nach  Erledigung  der  notwendigen 
Vorarbeiten  wurden  am  15.  April  1857  die  Grundlagen  des  Knapp- 
schaftsverbandes bekannt  gemacht. 

Mitglieder  wurden  Arbeiter  wie  Beamte,  welchen  Unter- 
stützungen gewährt  wurden,  ebenso  ihren  Witwen  und  Waisen. 
Die  Aufsicht  über  den  Verband  und  die  Verwaltung  der  Kasse 
behielt  sich  die  Bergwerksleitung  vor,  ebenso  stand  ihr  das  Recht 
zu,  nötigenfalls  die  Statuten  zu  ändern  und  den  Text  auszulegen. 
Allerdings  war  sie  in  solchen  Fällen  verpflichtet,  sich  vorher  beim 
Verbandsausschuß  Rat  zu  holen.  Der  Ausschuß  wird  im  Folgenden 
noch  genügend  charakterisiert  werden.  Vorgesehen  war  die  Mög- 
lichkeit einer  Berufung,  die  bei  der  Verwaltungsbehörde,  der 
Kreishauptmannschaft  Zwickau,  eingelegt  werden  konnte.  Außer- 
dem hatte  die  Verwaltungsbehörde  die  Änderung  der  Statuten 
zu  genehmigen. 

Die  Mitglieder  waren  in  ordentliche  und  außerordentliche 
eingeteilt.  Doch  gab  es  nur  ein  außerordentliches  Mitglied:  es 
war  der  erste  technische  Beamte.  Er  war  der  Vorsitzende  des 
Verbandes,  wurde  aber  für  seine  Mühwaltung  nicht  entschädigt. 
Ordentliches  Mitglied  wurde  jeder,  der  in  Dienst  oder  Arbeit  bei 


Vermögen 
Einnahme 
Ausgabe 
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einem  der  beteiligten  Werke  trat.  Als  Bedingungen  waren  voraus- 
gesetzt: 

Die  Bescheinigung  voller  Gesundheit  durch  einen  Ver- 
bandsarzt und 
der  Nachweis  der  Unbescholtenheit. 
Gab  ein  Mitglied  seinen  Dienst  auf,  so  schied  es  aus  dem 
Knappschaftsverband  aus  und  verlor  die  durch  seine  Beiträge 
erworbenen  Ansprüche. 

Die  laufende  Verwaltung  lag  in  den  Händen  eines  Fünfer- 
ausschusses, es  war  der  oben  erwähnte  Verbandsausschuß.  Er 
setzte  sich  zusammen: 

1.  aus  dem  ersten  technischen  Beamten,  der  den  Vorsitz 
führte, 

2.  aus  einem  Sekretär;   er  durfte   der  Kasse   als  Mitglied 
nicht  angehören, 

3.  aus  drei  Knappschaftsältesten. 

Letztere  wurden  von  einem  Neunerausschuß  gewählt,  der  aus 
einer  Wahl  mit  allgemeinem  Stimmrecht  hervorging.  Beide  Wahlen 
waren  geheim.  Für  den  Neunerausschuß  konnte  jedes  Mitglied 
wählen  und  gewählt  werden.  Als  Älteste  konnten  nur  die  gewählt 
werden,  welche  des  Lesens,  Schreibens  und  Rechnens  kundig 
waren.  Wurde  bei  der  Wahl  durch  den  Neunerausschuß  die  ab- 
solute Mehrheit  nicht  erzielt,  so  mußte  eine  Neuwahl  vorgenommen 
werden,  bei  der  die  relative  Mehrheit  genügte.  Die  Amtszeit  der 
Gewählten  war  auf  drei  Jahre  festgesetzt. 

Nach  dem  Statut  waren  den  Ältesten  hauptsächlich  drei  Auf- 
gaben übertragen.  Sie  hatten  die  Kranken  und  Invaliden  aufzu- 
suchen, um  Simulationen  zu  verhindern.  Ferner  wurden  von 
ihnen  die  Kassenrechnungen  berichtigt.  Ihre  dritte  Aufgabe  war, 
nach  Möglichkeit  den  Vorsitzenden  von  jedem  Verstoß  gegen  die 
Statuten  zu  unterrichten.  Die  durch  ihre  Tätigkeit  verursachten 
Auslagen  wurden  zurückerstattet. 

Jährlich  mußte  mindestens  eine  Versammlung  des  Ausschusses 
stattfinden.  Dem  Vorsitzenden  wie  den  Ältesten  stand  ein  Ein- 
berufungsrecht zu. 

Der  finanzielle  Aufbau  der  Kasse  ist  folgendermaßen  durch- 
geführt. Die  Beiträge  der  Mitglieder  und  der  Werke  und  die 
Zinsen  des  Reservefonds  machen  den  Hauptteil  der  Einnahmen  aus. 

Unter  den  Leistungen  der  Mitglieder  findet  sich  ein  Eintritts- 
geld. Für  die  Arbeiter  steigt  es  bis  zur  Höhe  des  Lohnes  von  vier 
Arbeitstagen,  während  es  für  die  festbesoldeten  Angestellten 
IV3  Prozent  ihres  Jahresgehaltes  beträgt.  Als  fortlaufender  Bei- 
trag sind  vom  Lohne  4  Prozent  zu  entrichten. 

Was  die  Beitragsleistung  der  Werke  anbelangt,  so  ist  jeder 
geförderte  Wagen  Kohlen  mit  drei  Pfennigen  zu  Gunsten  der 
Knappschaftskasse  belastet.  Ausgenommen  sind  die  geförderten 
Kohlen,  welche  im  Betriebe  selbst  verbraucht  werden. 

Von  den  Kassenbeiträgen  unabhängig  sind  Leistungen,  zu 
denen  die  Werksleitung  sich  den  Arbeitern  gegenüber  außerdem 
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verpflichtet  hat.  Wenn  Mitglieder  im  Falle  einer  Erkrankung 
wegen  Ursache  oder  Dauer  dieser  Krankheit  auf  keine  Unter- 
stützung von  der  Kasse  rechnen  können,  so  wird  ihnen  von  der 
Grube  der  Lohn  weitergezahlt.*) 

Ausgaben.  Den  Einnahmen  standen  folgende  Ausgaben  gegenüber : 

1.  Krankenunterstützung, 

2.  Invalidenpension, 

3.  Witwenpension, 

4.  Waisenunterstützung, 

5.  Sterbegeld  und 

6.  außerordentliche  Unterstützungen  an  bedürftige  Mit- 
glieder oder  ihre  Angehörigen  oder  an  Bergleute,  die  nicht 
Mitglieder  waren. 

Die  Krankenunterstützung.  Sie  wurde  auf  20 
Wochen  gewährt  und  zwar  an  jedes  Mitglied  mit  Ausnahme  der 
Angestellten.  Der  Anspruch  auf  Unterstützung  war  hinfällig, 
wenn  die  Krankheit  während  eines  Urlaubs  oder  infolge  offen- 
sichtlichen Leichtsinns  entstand.  Ebenso  durfte  es  nicht  ein  Fall 
sein,  in  dem  Invalidenpension  gewährt  wurde.  Eine  Karenzzeit 
von  drei  Tagen  war  festgesetzt.  Die  Höhe  des  Krankengeldes 
belief  sich  bis  auf  die  Hälfte  des  Lohnes.  Es  wurde  auf  den  vollen 
Lohn  erhöht,  wenn  eine  im  Dienste  des  Werks  ausgeübte  Arbeit 
die  Krankheit  verursacht  hatte.  Doch  erhielten  Unverheiratete 
während  der  ersten  Woche  nie  den  vollen  Lohn.  Die  Behandlung 
des  Erkrankten  in  einem  Hospitale  war  vorgesehen;  die  Kosten 
trug  die  Kasse,  die  der  Familie  eine  Unterstützung  nicht  höher 
als  die  Hälfte  der  ordentlichen  gewähren  konnte. 

Nach  Beendigung  der  statutenmäßigen  Krankenunterstützung 
von  '20  Wochen  gingen  kranke  Mitglieder  in  die  Klasse  der  Inva- 
liden über.    Damit  kommen  wir  zur 

Invalidenpension.  Um  sie  beanspruchen  zu  können, 
war  eine  dreijährige  Mitgliedschaft  zum  Verbände  Vorbedingung. 
Jedes  Mitglied,  das  infolge  von  Alter,  Verletzungen  oder  Krank- 
heit arbeitsunfähig  geworden  war,  wurde  auf  Grund  eines  ärzt- 
lichen Gutachtens  für  invalid  erklärt  und  erhielt  Pension.  Die 
Höhe  der  Pension  hing  von  dem  Zeitpunkte  des  Eintritts  in  den 
Verband  ab. 

Witwenpension.  Ein  Anspruch  auf  Witwenpension 
stand  den  Witwen  nur  der  Mitglieder  zu,  welche  bei  ihrem  Tode 
selbst  Anspruch  auf  Pension  hatten.  In  ihrer  Höhe  richtete  sich 
die  Pension  nach  der,  welche  der  Ehemann  bei  seinem  Tode  er- 
hielt oder  nach  der,  welche  er  erhalten  hätte,  wenn  er  in  einem 
Zustand  von  Invalidität  den  Unfall  überdauert  hätte.  Ferner 
war  das  Alter  der  Witwe  ausschlaggebend. 

*)  Vgl.  die  Ausführungen  über  Krankenunterstützung  und  Invalidenpension 
diese  und  nächste  Seite. 


E  1  s  h  o  1  z  ,    Die  Entwicklung  des  sächsischen  Knappschaftswesens.  27 


Waisenunterstützung.  In  gleicher  Weise  wie  bei 
der  Berechnung  der  Witwenpension  bestimmte  die  Pension  des 
Vaters  die  Unterstützungen,  die  Waisen  gewährt  wurden.  Als 
weitere  Faktoren  kamen  in  Betracht:  das  Alter  des  Kindes  und, 
ob  die  Mutter  noch  lebte.  Unterstützungsberechtigt  waren  nur 
die  ehelichen  oder  die  als  ehelich  anerkannten  Kinder,  ferner 
nachgeborene.  Doch  mußte  dem  Vater  selbst  ein  Anspruch  auf 
Pension  zugestanden  haben.  Der  Anspruch  auf  Unterstützung 
erlosch  mit  dem  vollendeten  14.  Lebensjahre. 

Sterbegeld.  Bei  der  Gewährung  von  Sterbegeld  ist 
hervorzuheben,  daß  ein  solches  beim  Tode  eines  aktiven  oder 
invaliden  Mitgliedes  oder  eines  seiner  Angehörigen  (Frau  oder 
Kind)  gezahlt  wurde,  ebenso  beim  Tode  eines  seiner  Berechtigten 
(Witwe  oder  Waise).  Über  seine  Höhe  entschied  eine  aufgestellte 
Tabelle. 

Entsprechend  den  Anschauungen  jener  Tage,  wo  dem  Staate 
nur  insofern  ein  Eingreifen  in  die  wirtschaftliche  Freiheit  zu- 
erkannt wurde,  als  er  alle  das  private  Handeln  einengende  Be- 
stimmungen beseitigen  sollte,  hatten  für  das  Knappschaftswesen 
des  Kohlenbergbaus  keine  gesetzlichen  Vorschriften  Eingang  ge- 
funden. Dem  freien  Spiel  der  Kräfte  sollte  alles  überlassen  sein; 
von  selbst  würde  sich  ein  wünschenswerter  und  gesunder  Zustand 
herstellen.  Denn  alles,  was  der  Einzelne  seinem  privaten  Interesse 
folgend  vornehme,  entspräche  dem  Interesse  der  Allgemeinheit. 
Die  Entstehung  des  Knappschaftswesens  beim  Kohlenbergbau 
beweist  zu  einem  Teile  die  Richtigkeit  dieser  Anschauungen:  der 
privaten  Initiative  ist  es  zu  danken,  daß  Kassen  gegründet  wurden, 
ohne  daß  ein  gesetzlicher  Zwang  vorgelegen  hätte.  Das  eigene 
Interesse  der  Gruben  spielte  eine  beachtenswerte  und  volkswirt- 
schaftlich gerechtfertigte  Rolle.  Entweder  richteten  sie  Kassen 
ein,  um  sich  durch  die  gebotenen  Vorteile  einen  Stamm  tüchtiger 
und  erfahrener  Arbeiter  zu  halten,  oder  um  überhaupt  erst  Arbeiter 
heranzuziehen.  So  haben  in  den  Jahren  1868 — 1884,  als  das 
Ölsnitz-Lugauer  Revier  entstand,  die  neuen  Werke  aus  letzterem 
Grunde  Kassen  gegründet.  Die  Tatsache  aber,  daß  die  größere 
Anzahl  Kassen  bei  dem  Kohlenbergbau  in  späterer  Zeit  von 
schweren  finanziellen  Gefahren  bedroht  wurden  und  es  der  starken 
Hand  des  Staates  bedurfte,  um  gesunde  Verhältnisse  zu  schaffen, 
beweist,  daß  in  der  Wirklichkeit  ein  Manchesterliberalismus  nicht 
bestehen  kann. 

Obwohl  bei  der  Oberhohndorfer  Kasse  die  Gründung  von 
der  Werksleitung  ausging  und  durchgeführt  wurde,  so  darf  man 
nicht  annehmen,  daß  der  Arbeitgeber schaft  bei  der  Verwaltung 
ein  übermäßig  großer  und  den  Verhältnissen  nicht  entsprechender 
Einfluß  zugestanden  hätte.  Natürlich  in  manchem  hat  dieser 
Einfluß  bestanden;  vielleicht  mit  Recht,  da  doch  die  Arbeiter 
sich  zum  ersten  Male  an  Kassen  beteiligten.  Da  die  Kasse  für  die 
Bergleute  ins  Leben  gerufen  worden  war,  hatte  man  ihnen  den 
größeren  Einfluß  eingeräumt.    Bewiesen  wird  er  durch  die  Tat- 
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sache,  daß  die  Hauptursache  für  die  finanzielle  Krise  des  Ober- 
hohndorf er  Verbandes  auf  eine  Maßnahme  der  Knappschafts- 
vertreter und  damit  der  Arbeiter  zurückzuführen  ist.  Nach  1870 
haben  die  Pensionssätze  auf  das  Drängen  der  Bergleute  hin  eine 
bedeutende  Steigerung  erfahren.  Aus  welchen  Gründen  eine  Er- 
höhung der  Pensionen  verlangt  wurde,  wird  an  geeigneter  Stelle 
berührt  werden. 

Bei  den  Untersuchungen,  die  sich  auf  das  Knappschaftswesen 
des  Erzbergbaus  bezogen,  gelangten  wir  zu  dem  Ergebnisse,  daß 
sich  eine  Teilung  der  Unterstützungen  ausgebildet  hatte.  Die 
Pensionen  gehörten  zu  den  dauernden,  während  die  Krankenunter- 
stützungen den  hauptsächlichsten  Teil  der  zeitlichen  darstellten. 
Das  Moment,  daß  sie  von  verschiedenen  Schultern  getragen  wurden, 
war  für  uns  nicht  so  wichtig  als  die  Tatsache  der  Teilung  selbst. 
Pensionen  und  Krankenunterstützungen  passen  nicht  in  den 
Rahmen  einer  Kasse.  Es  ist  bedauerlich,  daß  man  sich  diese  Er- 
fahrung bei  der  Gründung  von  Kassen  auf  dem  Gebiete  des  Kohlen- 
bergbaus nicht  zunutze  gemacht  und  den  Gedanken,  nach  dem 
Charakter  der  Leistungen  zu  teilen,  nicht  weiter  entwickelt  hat. 
Ohne  Unterschied  hat  der  Oberhohndorfer  Verband  die  beiden 
völlig  verschiedenartigen  Leistungen  übernommen  und  damit 
gleich  bei  der  Gründung  den  Keim  zu  der  finanziellen  Krankheit 
in  den  Jahren  nach  1870  gelegt.  Allerdings  haben  auch  andere 
Momente  mitgespielt.  Der  Vorwurf,  die  bei  der  Gründung  von 
Kassen  gewonnenen  Erfahrungen  nicht  verwertet  zu  haben,  trifft 
die  Oberhohndorfer  Kasse  nicht  allein.  Man  ist  beim  Kohlen- 
bergbau im  allgemeinen  bei  Kassengründungen  selbständig  ohne 
gegenseitigen  Austausch  der  gewonnenen  Erfahrungen  vorge- 
gangen. 

Bei  einer  kritischen  Betrachtung  des  Oberhohndorfer  Knapp- 
schaftsverbandes darf  ein  Umstand  nicht  außer  acht  gelassen 
werden.  Die  Gründung  der  Kasse  ist  ungefähr  in  der  Mitte  der 
fünfziger  Jahre  vor  sich  gegangen,  also  zu  einer  Zeit,  wo  das  Ver- 
sicherungswesen sich  zu  entwickeln  begann.  Die  Versicherungs- 
wissenschaft hat  noch  nicht  auf  der  Höhe  gestanden,  auf  der  sie 
sich  in  unseren  Tagen  befindet.  Hätte  man  das  Knappschafts- 
wesen von  Anfang  an  beim  Kohlenbergbau  nach  dem  Versicherungs- 
prinzip einrichten  wollen,  so  hätte  man  vor  einer  unlösbaren  Auf- 
gabe gestanden.  Das  bergbauliche  Unterstützungswesen  verlangt 
versicherungstechnisch  eine  individuelle  Behandlung,  da  infolge 
seiner  Eigenart  sich  die  Wechselfälle  des  Lebens  nach  besonderen 
Gesetzen  vollziehen.  Zur  Sammlung  solcher  Erfahrungen  bedurfte 
es  mindestens  eines  Jahrzehnts.  Das  Knappschaftswesen  arbeitete 
eben  noch  nach  alten  Regeln.  Über  kurz  oder  lang  mußte  es  zum 
Zusammenbruche  kommen,  wie  es  in  dem  Jahrzehnt  1870 — 1880 
tatsächlich  eingetreten  ist.  Ehe  wir  das  traurige  Bild  der  Er- 
schütterung des  vaterländischen  Knappschaftswesens  vor  unseren 
Augen  wieder  aufleben  lassen,  zwingt  uns  der  Lauf  der  Dinge  auf 
das  Allgemeine  Berggesetz  von  1868  genauer  einzugehen. 
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IV.  1868-1882. 

A.  Das  Allgemeine  Berggesetz  für  das  Königreich  Sachsen  vom 

16.  Juni  1868. 

Am  16.  Juni  1868  ist  das  Allgemeine  Berggesetz  für  das 
Königreich  Sachsen  erlassen  worden,  das  einen  Markstein  in  der 
Entwicklung  der  Berggesetzgebung  darstellt.  Seine  Bedeutung 
verdankt  es  zwei  Umständen.  Durch  die  Schaffung  eines  um- 
fassenden Berggesetzes  wurde  ein  Zustand  beseitigt,  dessen  Un- 
haltbarkeit  längst  erkannt  war.  Der  Kohlenbergbau  hat  bis  1868 
außerhalb  der  Berggesetzgebung  gestanden.  Das  neue  Gesetz 
regelt  die  Verhältnisse  des  Erz-  und  Kohlenbergbaus.  Damit  fand 
auch  die  Ausnahmestellung  des  Knappschaftswesens  beim  Kohlen- 
bergbau ihr  Ende.  Eine  weitere  Folge  der  gesetzlichen  Verschmel- 
zung der  beiden  Bergbauzweige  war,  daß  die  Zuständigkeit  über 
den  Kohlenbergbau  dem  Ministerium  des  Innern  entzogen  und 
gleichfalls  dem  Finanzministerium  und  den  ihm  unterstellten 
Bergbehörden  übertragen  wurde.  Ehe  der  durch  das  neue  Gesetz 
geschaffene  Zustand  uns  eingehend  beschäftigen  soll,  sei  erwähnt, 
warum  das  Allgemeine  Berggesetz  unser  Interesse  beanspruchen 
muß.  Entsprechend  den  eingehenden  Vorarbeiten  der  Regierung 
und  den  langen  Verhandlungen  zwischen  den  gesetzgebenden 
Faktoren  wurde  ein  Gesetz  geschaffen,  das  durch  seine  Wirkungs- 
dauer seinen  Wert  bewiesen  hat.  Abgesehen  von  Änderungen 
und  Ergänzungen,  denen  einzelne  Materien  in  der  Folgezeit  aus- 
gesetzt waren,  gelten  seine  grundlegenden  Normen  noch  heute. 
Im  Laufe  des  Jahres  1908  sind  Regierung  und  Parlament  in  Sachsen 
der  Frage  näher  getreten,  die  Berggesetzgebung  den  mit  der  Zeit 
veränderten  Verhältnissen  anzupassen.  Das  Ergebnis  ist  ein  Gesetz, 
welches  aber  nur  das  Allgemeine  Berggesetz  abändert  und  ergänzt. 

Im  Gesetz  von  1868  finden  alle  Materien  auf  dem  Gebiete 
des  Bergbaus  eingehende  Regelung.  Auch  für  das  Knappschafts- 
wesen sind  im  Gegensatz  zu  dem  früheren  Zustande  zahlreiche 
Normen  aufgestellt  worden. 

Bei  der  Beurteilung  der  sozialpolitischen  Bestimmungen  muß 
man  sich  gegenwärtig  halten,  daß  um  das  Jahr  1868  der  Liberalis- 
mus einen  großen  Einfluß  ausübte.  Die  Folge  war,  daß  die  Re- 
gierung manches  der  Zukunft  überlassen  mußte,  was  sofort  hätte 
gesetzlich  angebahnt  werden  sollen. 

Von  den  Bestimmungen  des  Allgemeinen  Berggesetzes  kommt 
in  erster  Linie  §  84  in  Betracht.  Für  den  Erz-  und  Kohlenbergbau 
besteht  von  jetzt  ab  vor  dem  Gesetz  kein  Unterschied  mehr;  bei 
beiden  müssen  Unterstützungskassen  bestehen.  Damit  ist  das 
Zwangskassensystem  bei  dem  gesamten  Bergbau  Sachsens  ein- 
geführt. Allerdings  sind  die  Leistungen  und  Aufgaben  der  vor- 
geschriebenen Unterstützungskassen  für  die  beiden  Bergbauzweige 
verschiedentlich  normiert.  Während  beim  Erzbergbau  die  Revier- 
knappschaftskassen —  bei  ihnen  haben  wir  es  fast  ausschließlich 
mit  Pensionsleistungen  an  die  Mitglieder  und  ihre  Angehörigen 
zu  tun  —  weiter  bestehen  sollen,  verlangt  das  Gesetz  vom  Kohlen- 
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bergbau  nur  Unter  st  ützungskassen,  die  vom  Berg  Werksbesitzer 
entweder  neu  eingerichtet  werden  müssen  oder  an  bereits  be- 
stehende sich  anschließen  können.  Den  Arbeitern  darf  nur  unter 
der  Bedingung,  daß  sie  die  Mitgliedschaft  erwerben  und  Beiträge 
leisten,  Arbeit  erteilt  werden.  Die  Mindestleistungen  sind  gesetzlich 
festgelegt ;  die  Kassen  müssen  wenigstens  dem  Zwecke  von  Kranken- 
und  Begräbniskassen  entsprechen.  Die  Verordnung  vom  2.  De- 
zember 1868  charakterisiert  die  Aufgaben  von  Krankenkassen: 
sie  sollen  zur  Vermittelung  der  Krankenpflege  wie  zur  Gewährung 
von  Krankenlohn  dienen.  Die  Errichtung  eigentlicher  Knapp- 
schaftskassen zur  Gewährung  von  Pensionen  an  arbeitsunfähige 
Bergleute  und  an  die  Hinterlassenen  bleibt  freigestellt. 

Auf  einem  so  kleinen  Gebiet,  wie  es  das  Königreich  Sachsen 
ist,  finden  sich  bei  dem  Kohlenbergbau  im  Jahre  1868 
43  Knappschaftskassen  und 
11  Kranken-  und  Unterstützungskassen 
vor,  die  Belegschaft  beträgt  nicht  ganz  18  000  Mann. 
Im  Jahre  1874  betrugen  sogar 

die  Knappschaftskassen  51  und 
die  Kranken-  und  Unter stützungskassen  32. 
Die  rasche  Aufwärtsbewegung  erklärt  sich  aus  dem  wirtschaft- 
lichen Aufschwünge  nach  1870.  Daß  eine  solche  Zersplitterung 
nachteilig  wirken  mußte,  hatte  die  Regierung  bei  den  Vorarbeiten 
zu  dem  Gesetze  erkannt,  obwohl  so  schlimme  Erfahrungen,  wie 
sie  in  dem  folgenden  Jahrzehnt  gemacht  wurden,  eine  schleunige 
Vereinigung  noch  nicht  gebieterisch  verlangten.  Aus  diesem 
Grunde  sollte  man  sich  bei  Gründung  neuer  Kassen  möglichst  an 
bereits  bestehende  anschließen.  Auch  geht  es  aus  der  Bestimmung 
hervor,  daß  die  Behörden  die  Vereinigung  vereinzelter  Unter- 
stützungskassen tunlichst  erleichtern  und  alle  darauf  bezüglichen 
Geschäfte  kosten-  und  stempelfrei  expedieren  sollten.  Der  Re- 
gierungsentwurf war  weiter  gegangen,  wurde  aber  vom  Landtage 
geändert.  Die  endgültige  Fassung  entspricht  den  liberalen  An- 
schauungen jener  Tage.  Das  Gegenteil  wäre  erwünscht  gewesen; 
verschiedentlich  ist  die  Vereinigung  von  Kassen  von  der  Regierung 
versucht  worden.  Die  großen  Verschiedenheiten  in  den  Finanzen 
haben  die  Versuche  scheitern  lassen.  Gab  es  doch  Kassen,  die 
ein  Vermögen  von  über  800  M  pro  Mitglied  hatten,  und  welche, 
die  nur  über  40  M  pro  Kopf  aufwiesen.  Hätten  die  Regierungs- 
kommissare auf  Grund  gesetzlicher  Bestimmungen  einen  größeren 
Druck  ausüben  können,  so  hätten  die  Verhandlungen  zu  Erfolgen 
geführt. 

Von  den  weiteren  Vorschriften  des  §  84  müssen  folgende 
hervorgehoben  werden : 

Die  Beitragspflicht  der  Unternehmer  ist  auch  für  den  Kohlen- 
bergbau gesetzlich  festgelegt  worden.  Die  Beiträge  müssen  min- 
destens die  Hälfte  der  Mitgliederbeiträge  erreichen. 

Die  Einrichtung  selbst  einer  jeden  Unterstützungskasse  ist 
dem  Statut  überlassen,  ohne  daß  bestimmte  Grundsätze  im  Gesetz 
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enthalten  sind;  ebenfalls  ein  Zeichen  für  den  liberalen  Charakter 
des  Berggesetzes.  Besonders  über  die  absolute  Höhe  der  Beitrags- 
leistung und  der  zu  gewährenden  Unterstützungen  sowie  über  den 
Anspruch  auf  letztere  und  den  Verlust  desselben  hat  das  Knapp- 
schaf tsstatut  zu  entscheiden.  Das  Organ,  dem  die  Verwaltung 
und  Vertretung  der  Unterstützungskassen  zusteht,  muß  von  den 
Bergwerksbesitzern  und  den  Mitgliedern  gemeinschaftlich  bestellt 
werden.  In  welchem  Zahlenverhältnisse  Arbeiter  und  Gruben- 
besitzer vertreten  sein  sollen,  ebenso  über  die  Art  der  Wahl  gibt 
das  Gesetz  keinen  Aufschluß.  Die  Lösung  der  Frage  bleibt  dem 
Statut  überlassen.  Die  Statuten  werden  gemeinschaftlich  von 
den  Unternehmern  und  den  von  den  Mitgliedern  gewählten  Ver- 
tretern entworfen  bez.  abgeändert.  Entstehen  zwischen  den 
Werksbesitzern  und  Mitgliedern  Differenzen,  so  hat  die  Orts- 
verwaltungsbehörde die  Entscheidung  zu  treffen.  Für  die  Revier- 
knappschaftskassen des  Erzbergbaus  ist  durch  die  Ausführungs- 
verordnung zum  Allgemeinen  Berggesetz  vom  2.  Dezember  1868 
die  Zusammensetzung  des  Verwaltungsorganes  genau  festgelegt. 
Die  Verwaltung  liegt  dem  Revierausschuß  in  Gemeinschaft  mit 
den  Knappschaftsvertretern  ob.  Der  Ausschuß  besteht  aus  3  oder 
5  Mitgliedern,  welche  von  den  Unternehmern  gewählt  werden. 
Aufsichtsbehörde  für  die  Revierknappschaftskassen  ist  die  Ver- 
waltungsbehörde des  Ortes,  an  welchem  die  Verwaltungen  der 
Kassen  ihre  Geschäftsstelle  haben.*) 

Die  Revierknappschaftskassen  und  diejenigen  Unterstützungs- 
kassen, deren  Statuten  bestätigt  sind,  haben  die  Rechte  juristischer 
Personen. 

Während  des  Zeitabschnittes  1851 — 1868  besteht  beim  Erz- 
bergbau die  gesetzliche  Bestimmung,  daß  der  Unternehmer,  wenn 
durch  sein  oder  seiner  Beamten  grobes  Verschulden  ein 
Bergmann  bei  der  Arbeit  erkrankt  oder  beschädigt  wird,  die  Kur- 
kosten zahlen  muß.  Außerdem  muß  der  Lohn  so  lange  gewährt 
werden,  als  er  nicht  von  dem  Arbeiter  durch  eine  seinen  Kräften 
entsprechende  Beschäftigung  verdient  werden  kann.  Tritt  der 
Tod  ein,  so  fallen  die  Begräbniskosten  dem  Unternehmer  zur  Last. 
Diese  Bestimmung,  die  in  das  neue  Berggesetz  Eingang  gefunden 
hat,  ist  damit  auf  den  Kohlenbergbau  ausgedehnt  worden.  In 
Wirklichkeit  wird  sie  selten  angewandt  worden  sein.**) 

Da  beim  Erzbergbau  die  alten  Revierknappschafts- 
kassen durch  das  Gesetz  unverändert  blieben,  so  blieb  die  Ein- 
richtung bestehen,  nach  der  die  Grubenbesitzer  unmittelbar  ihren 
Arbeitern  Krankenunterstützung  zu  gewähren  hatten.  Bei  einer 
Krankheit  aus  natürlichen  Ursachen  hatte  der  Arbeiter  einen 
Anspruch  auf  den  Lohn  bis  zur  Dauer  von  vier  Wochen.  War  die 
Erkrankung  oder  Verletzung  eine  unmittelbare  Folge  der  Berg- 
arbeit, ohne  daß  grobes  Verschulden  seitens  des  Arbeiters  vorlag, 
so  fielen  die  Kurkosten  und  im  Todesfalle  die  Begräbniskosten 


*)  Ausführungsverordnung  1868. 
**)  Vgl.  die  Ausführungen  über  das  Reichshaftpflichtgesetz  von  1871. 
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dem  Unternehmer  zur  Last.  Der  Lohn  mußte  gewährt  werden, 
bis  der  Arbeiter  nach  dem  Zeugnisse  des  Knappschaftsarztes  zur 
Bergarbeit  wieder  fähig  war  oder  als  dauernd  invalide  von  der 
Knappschaftskasse  übernommen  wurde.  Die  Teilung  in  ständige 
und  unständige  Arbeiter  blieb  ebenfalls  bestehen.  Nur  das  ständige 
Personal  genoß  die  Vorteile  des  Unterstützungswesens:  sie  waren 
allein  Mitglieder  der  Kassen.  Nur  ihnen  gegenüber  war  der 
Unternehmer  zu  den  aufgeführten  Leistungen  verpflichtet.  Die 
Ausgaben  der  Gruben  aus  eigenen  Mitteln  für  das  ständige  Per- 
sonal betrugen  wie  nebenstehend. 


Belegschaft 

In  der  Kur 
befanden  sich: 

Kurkosten 

Krankenlöhne 

M 

M 

1872 

8750 

3921 

29  738 

52  871 

(6532)*) 

(3577) 

(25  322) 

(44  093) 

1879 

7832 

1986 

31  402 

42  817 

(6334) 

(1851) 

(26  715) 

(35  145) 

In  der  Zeit  nach  Erlaß  des  Allgemeinen  Berggesetzes  sind 
einige  Veränderungen  eingetreten,  die  für  das  Knappschaftswesen 
in  Betracht  kommen.  Die  eine  betrifft  die  Organisation  der  Berg- 
behörden. Obwohl  das  Gesetz  von  1868  nicht  dem  Bergamte, 
sondern  den  Ortsbehörden  die  Aufsichtsbefugnis  über  die  Kassen 
zuerkannt  hat,  so  sei  die  Änderung  erwähnt.  Im  späteren  Ent- 
wicklungsgange des  Knappschaftswesens  fällt  dem  Bergamte  die 
Aufsicht  über  die  Kassen  zu.  Durch  die  Bekanntmachung  vom 
1.  Dezember  1868  findet  eine  Zentralisation  der  Bergbehörden 
statt;  das  Oberbergamt  Freiberg  und  die  Bergämter  Freiberg, 
Marienberg  und  Schwarzenberg  werden  aufgehoben  und  an  ihrer 
Stelle  wird  e  i  n  Bergamt  in  Freiberg  errichtet. 

Eine  andere  Veränderung  wird  durch  die  Verordnung  vom 
22.  August  1874  hervorgerufen,  die  den  Ortsverwaltungsbehörden 
die  Aufsicht  über  die  Unterstützungskassen  nimmt  und  den  Amts- 
hauptmannschaften zuweist. 

B.  Das  Reichshaftpflichtgesetz  vom  7.  Juni  1871 

(in  seiner  ersten  Fassung), 

betreffend  die  Verbindlichkeit  zum  Schadenersatz  für  die  bei  dem 

Betriebe  von  ,  Bergwerken  usw.  herbeigeführten  Tötungen 

und  Körperverletzungen. 

Das  Reichsgesetz  ist  insofern  bemerkenswert,  als  sich  mit 
ihm  zum  ersten  Male  die  Gesetzgebung  des  jungen  Deutschen 
Reiches  dem  Knappschaftswesen  fühlbar  macht.   Seine  Bedeutung 

*)  Die  Klammern  enthalten  die  Zahlen  für  Freiberg  allein. 
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ist  allerdings  von  kurzer  Dauer;  es  ist  von  dem  Unfallversicherungs- 
gesetz, vom  6.  Juli  1884  abgelöst  worden  und  gilt  nur  noch  für 
die  Personen,  für  welche  nicht  die  Unfallversicherung  besteht. 

Die  Wirkung  des  Reichsgesetzes  ist  gering;  der  Unternehmer 
ist  für  die  Schuld  eines  Bevollmächtigten,  bez.  Repräsentanten 
oder  einer  zur  Leistung  oder  Beaufsichtigung  beauftragten  Person 
in  Ausführung  der  Dienstleistung  haftbar,  wenn  sie  den  Tod  oder 
die  Körperverletzung  eines  Menschen  herbeigeführt  hat.  Die  Un- 
zulänglichkeit der  Bestimmungen  hat  sich  bald  gezeigt.  Denn 
die  Unfälle,  die  durch  Nichtbeamte  oder  ohne  Schuld  der  Betei- 
ligten herbeigeführt  werden,  sind  nicht  berücksichtigt.  Vor  allem 
besteht  die  für  den  Arbeiter  nachteilige  Bestimmung,  daß  e  r  den 
Nachweis  der  Verschuldung  zu  führen  hat. 

An  den  Erlaß  des  Reichsgesetzes  schloß  sich  die  Bildung  von 
Unfallversicherungsgesellschaften,  bei  denen  sich  die  Unternehmer 
gegen  die  Folgen  der  bei  dem  Betriebe  sich  ereignenden,  haft- 
pflichtigen Unfälle  versicherten. 

Besonders  ist  eine  Unfallversicherungs  genossenschaft 
zu  nennen,  die  bis  40  Werke  umfaßte.  Die  Zahl  der  versicherten 
Arbeiter  betrug  bis  zu  11  026.  Als  die  Unfallversicherung  zur 
Wirklichkeit  wurde,  trat  die  Genossenschaft  in  Liquidation  (ab- 
geschlossen Dezember  1890).  Sie  hat  im  ganzen  230  400  M  Unfall- 
entschädigungen und  Renten  an  275  Personen  ausgezahlt.  Im 
Laufe  ihres  Bestehens  gingen  ihr  zu 

a)  Anträge  auf  gütliche  Entschädigung  80, 

b)  Entschädigungsklagen  gegen  Mitglieder  100. 

Davon  wurden  durch  Zahlen  von  Vergleichssummen  erledigt  zu 
a)  32,  zu  b)  58  Fälle.  Außerdem  wurden  in  20  Klagsachen  die 
beklagten  Werke  vom  Gerichte  zum  Schadenersatze  verurteilt. 

Die  Genossenschaft  wurde  von  47  Prozent  der  Genossen- 
schaftsmitglieder überhaupt  nicht  in  Anspruch  genommen. 

C.  Die  Krise  im  Knappschaf tswesen. 

Der  zweite  Abschnitt  in  der  Entwicklung  des  sächsischen 
Knappschaftswesens,  der  durch  das  Allgemeine  Berggesetz  von 
1868  eingeleitet  wird  und  mit  dem  provisorischen  Gesetze  von 
1882  abschließt,  bedeutet  für  viele  Kassen  eine  schwere,  finanzielle 
Gefährdung.  Wenn  die  Mißstände  ausschließlich  beim  Kohlen- 
bergbau hervortraten,  so  darf  man  nicht  annehmen,  daß  das 
Knappschaftswesen  des  Erzbergbaus  auf  durchaus  gesunder  Basis 
gestanden  hätte.  An  früherer  Stelle,  als  uns  die  Knappschafts- 
statistik beschäftigte,  war  erwähnt,  daß  bei  einer  versicherungs- 
technischen Untersuchung  die  Freiberger  Revierknappschaftskasse 
einen  Fehlbetrag  aufwies;  die  entstandenen  Anwartschaften  der 
noch  zahlenden  Mitglieder  waren  nicht  gedeckt.  Das  Gesetz  von 
1868  hatte  die  alten  Kasseninstitute  des  Erzbergbaus  unverändert 
bestehen  lassen,  so  daß  sie  auch  nachher,  versicherungstechnisch 
betrachtet,  als  mangelhaft  gelten  müssen.    Nur  würde  sich  der 
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finanzielle  Notstand  erst  zeigen,  wenn  der  sächsische  Erzbergbau 
abgerüstet  würde  und  die  Kassen  aufhören  würden  zahlende  Mit- 
glieder zu  haben.  Im  Gegensatz  zum  Kohlenbergbau  hat  der 
sächsische  Erzbergbau  nach  1870  keinen  Aufschwung  erfahren, 
sondern  ist,  von  Schwankungen  im  einzelnen  abgesehen,  konstant 
geblieben.  Bei  einer  gleichmäßig  und  ruhig  verlaufenden  Ent- 
wicklung machen  sich  die  Mißstände  nicht  so  leicht  bemerkbar 
als  sonst.  Ein  Moment  verdient  Hervorhebung.  Es  beweist,  wie 
richtig  der  jahrhundertlange  Werdungsprozeß  des  Knappschafts- 
wesens vor  sich  gegangen  ist.  Die  Revierknappschaftskassen 
waren  nur  Pensionsinstitute,  während  in  Krankheits- und  Unglücks- 
fällen der  Unternehmer  eintrat.  Auf  diese  Weise  waren  den  Kassen 
Aufgaben  nicht  übertragen,  die  durch  ihre  entgegengesetzte  Natur 
von  Anfang  an  die  gedeihliche  Entwicklung   hemmen  mußten. 

Kohlenbergbau.  Das  Allgemeine  Berggesetz  hatte  die  Trennung  in  dauernde 
und  zeitliche  Unterstützungen  auf  das  Knappschaftswesen  des 
Kohlenbergbaus  nicht  übertragen.  Es  ist  zweifelhaft,  ob  diese 
Maßnahme  allein  die  finanzielle  Gefährdung  der  Kassen  hätte 
aufhalten  können.  Dringen  wir  in  die  Kassenverhältnisse  etwas 
tiefer  ein  und  betrachten  wir  sie  in  ihren  Einzelheiten,  in  ihrem 
finanziellen  Aufbau,  so  treten  uns  eine  Menge  von  Umständen 
entgegen,  die  als  die  Ursachen  für  die  mißlichen  Zustände  be- 
zeichnet werden  müssen.  Eine  der  Hauptursachen  erschwert  die 
Untersuchung.  Es  ist  die  Zersplitterung  in  Verbände  und  Kassen, 
eine  natürliche  Folge  davon,  daß  die  Kassengründung  von  Anfang 
an  der  privaten  Initiative  überlassen  war.  Ein  Blick  in  die  Tabelle 
beweist  es.  Im  Jahre  1874  bestehen  beim  Steinkohlenbergbau 
36  Knappschaftskassen  mit  16  700  Mitgliedern.  Im  Durchschnitt 
hat  eine  Kasse  464  Mitglieder.  Beim  Braunkohlenbergbau  bestehen 
15  Knappschaftskassen  mit  750  Mitgliedern.  Wohl  sinkt  bis 
1879  beim  Steinkohlenbergbau  die  Kassenzahl  auf  24,  während 
die  Belegschaft  fast  unverändert  bleibt.  Trotzdem  kann  dieser 
Zustand  noch  nicht  als  günstig  bezeichnet  werden. 

Unmöglich  können  sämtliche  Knappschaftskassen  des  Kohlen- 
bergbaus, die  1870  bis  1880  finanziell  bedroht  waren,  Gegenstand 
unserer  Untersuchung  sein.  Ein  solches  Unterfangen  würde  den 
Rahmen  dieser  Abhandlung  überschreiten.  Andererseits  liegen 
wie  in  den  Jahren  vor  der  Gesetzgebung  von  1868  die  Verhältnisse 
günstig.  Sie  weisen  darauf  hin,  ebenfalls  einen  Verband  heraus- 
zugreifen und  auf  ihn  unsere  Untersuchungen  zu  beschränken. 
Aus  verschiedenen  Gründen  kommt  wieder  der  Bockwa-Ober- 
hohndorfer  Knappschaftsverband  in  Betracht,  zunächst  wegen  der 
Größenverhältnisse.  1877  kamen  von  der  gesamten  Belegschaft 
bei  den  Steinkohlenwerken,  die  15  892  Arbeiter  betrug,  auf  den 
Oberhohndorfer  Verband  allein  4122.  Er  stand  damit  an  erster 
Stelle.  Ferner  ist  bei  unserer  Wahl  entscheidend,  daß  neben 
anderen  unbedeutenderen  Knappschaftskassen  auch  er  in  bezug 
auf  seine  finanzielle  Grundlage  von  einer  in  Versicherungsfragen 
oft  konsultierten  Persönlichkeit,  Professor  Heym  aus  Leipzig, 
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nach  versicherungstechnischen  Grundsätzen  geprüft  wurde.  Ge- 
wissermaßen ist  der  Oberhohndorfer  Verband  ein  besonders  eigen- 
artiger Fall.  Natürliche  Umstände  wirkten  bei  ihm  erschwerend 
ein,  die  bei  einer  gesunden  Kasseneinrichtung  wohl  beachtet 
werden  müssen.  Es  war  der  mit  der  Zeit  erfolgende  Abbau  der 
Gruben.  Infolge  der  schweren  finanziellen  Gefahr,  die  den  Ober- 
hohndorfer Verband  bedrohte  und  die  hohe  volkswirtschaftliche 
Schäden  nach  sich  ziehen  mußte,  ist  es  selbstverständlich,  daß 
man  in  beteiligten  Kreisen  der  Lösung  der  Frage  ein  reges  Interesse 
entgegenbrachte.  Besonders  mußte  befürchtet  werden,  daß  ein 
Versagen  der  Knappschaftsinstitute  in  erster  Linie  die  Armen- 
verbände treffen  und  belasten  würde.  Naturgemäß  setzten  sich  die 
Armen  verbände,  die  in  Frage  kamen,  aus  Gemeinden  mit  Berg- 
mannsbevölkerung zusammen,  welche  kaum  zahlungskräftig  ge- 
nannt werden  können.  Im  Landtage  wurde  durch  Interpellationen 
die  Frage  ins  Rollen  gebracht.  Die  eingehenden  Verhandlungen 
zwischen  Volksvertretern  und  Regierung  lassen  uns  die  Krise  in 
ihren  Ursachen  und  wirtschaftlichen  Zusammenhängen  voll  und 
ganz  erkennen. 

Ehe  wir  den  Ursachen  nachforschen,  wollen  wir  eine  Frage 
beantworten,  die  sich  uns  unwillkürlich  aufdrängt.  Haben  die 
Ursachen,  die  sich  aus  der  kritischen  Betrachtung  der  Oberhohn- 
dorfer Kasse  ergeben  werden,  auch  bei  den  anderen  Kassen  die 
Zerrüttung  der  Finanzen  bedingt  ?  Die  Frage  ist  berechtigt,  weil 
man  bei  der  Gründung  von  Kassen  ziemlich  selbständig  vorge- 
gangen ist  und  keineswegs  die  erworbenen  Erfahrungen  gegenseitig 
ausgetauscht  oder  bei  Neugründungen  sich  zunutze  gemacht  hat. 
Im  großen  und  ganzen  waren  die  Hauptursachen  überall  die 
gleichen.  Natürlich  gab  es  welche  lokaler  Natur,  die  sich  nur  bei 
einzelnen  Kassen  nachweisen  lassen.  Ihnen  kann  eine  ausschlag- 
gebende Bedeutung  nicht  zugebilligt  werden.  In  ihrer  Schwere 
ist  die  Krise  bei  den  einzelnen  Kassen  sehr  verschieden  gewesen, 
je  nach  der  relativen  Höhe  der  angesammelten  Reservegelder. 
An  früherer  Stelle  fiel  uns  der  große  Unterschied  in  den  Rück- 
lagen der  Institute  auf,  gab  es  doch  Kassen  mit  einem  Vermögen 
von  über  800  M  pro  Mitglied  und  solche,  bei  denen  es  nur  40  M 
betrug. 

Von  den  Ursachen,  die  den  Oberhohndorfer  Verband  finanziell 
zu  erschüttern  drohten,  interessieren  uns  in  erster  Reihe  die,  welche 
bei  allen  Knappschaftskassen  nach  den  allgemeinen  Verhältnissen 
vorhanden  sein  mußten.  In  zweiter  Linie  sollen  einige  spezielle 
Gründe  genannt  werden. 

Die  Ursachen,  welche  auf  eine  mangelhafte  Gesetzgebung 
zurückzuführen  sind,  haben  wir  bei  den  Ausführungen  über  das 
Allgemeine  Berggesetz  kennen  gelernt.  So  viele  Fortschritte  das 
neue  Gesetz  für  das  Kassenwesen  brachte,  durch  seine  Unter- 
lassungssünden hat  es  nachteilig  gewirkt.  Wohl  hat  es  für  den 
Kohlenbergbau  die  Krankenkassen  obligatorisch  gemacht,  aber  es 
hat  unterlassen,  die  bestehenden  Knappschaftskassen  nach  Pen- 
sionsleistung und  Krankenunterstützung  zu  trennen,  wie  es  beim 
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Erzbergbau  ausgebildet  war.  Die  Voraussetzungen  und  Aufgaben 
der  beiden  Kassen  sind  grundverschieden,  so  daß  ihre  Vereinigung 
die  unheilvollsten  Folgen  nach  sich  ziehen  muß.  Pensionskassen 
drängen  zur  Zentralisation  und  müssen  sich  auf  einen  großen 
Kreis  erstrecken,  weil  nur  auf  einem  solchen  das  Sterblichkeits- 
gesetz  praktisch  zur  Geltung  kommt.  Auf  dem  Gebiete  des  Berg- 
baus muß  mit  der  Wahrscheinlichkeit  elementarer  Ereignisse  ge- 
rechnet werden,  die  in  kürzester  Zeit  das  Leben  von  mehreren 
hundert  Bergleuten  vernichten.  Wenn  schwache  Gebilde,  Pensions- 
kassen mit  einem  kleinen  Mitgliederkreis,  bestehen,  so  werden  sie 
durch  die  auf  einmal  an  sie  gestellten  finanziellen  Anforderungen 
schwer  erschüttert.  Eine  große  Pensionskasse  kann  bei  Massen- 
unglücksfällen die  übernommenen  Verpflichtungen  erfüllen,  ohne 
daß  die  Anwartschaften  der  anderen  Mitglieder  irgendwie  gefährdet 
sind.  Im  Gegensatz  zu  den  Krankenkassen  haben  die  Pensions- 
kassen große  Reservekapitalien  aufzuspeichern,  denn  erst  nach 
Verlauf  von  Jahren  realisieren  sich  die  versprochenen  Leistungen. 
In  der  Trennungsfrage  sei  ein  Punkt  noch  hervorgehoben.  Bei 
den  Krankenkassen  sind  relativ  kleine  und  lokale  Gebilde  nötig, 
weil  die  Mitglieder  im  Interesse  der  Kasse  einer  Aufsicht  unter- 
worfen sein  müssen,  um  Simulation  möglichst  zu  vereiteln.  Die 
Oberhohndorfer  Knappschaftskasse  erfüllt  wegen  der  hohen  Zahl 
ihrer  Mitglieder  (über  4000)  die  Voraussetzungen  einer  Pensions- 
kasse. Aber  bei  der  Organisation  der  Krankenkasse  wird  ihr  die 
hohe  Mitgliederzahl  zum  Verderb.  Die  Mitglieder  sind  in  den 
verschiedensten  Ortschaften  ansässig ;  sie  verteilen  sich  auf  ein  zu 
großes  Gebiet.  Die  Folge  ist,  daß  die  Ausgaben  für  Krankenlöhne 
unverhältnismäßig  hoch  sind.  Übertragen  wir  den  Schluß  auf 
die  übrigen  Knappschaftskassen,  so  kann  man  sagen,  daß  bei  der 
Vereinigung  von  Pensions-  und  Krankenkasse  es  von  der  Höhe 
der  Mitgliederzahl  abhängt,  ob  erstere  oder  letztere  unter  der 
Verbindung  zu  leiden  hat.  In  der  Größe  nimmt  der  Oberhohn- 
dorfer Verband  eine  rühmliche  Ausnahmestellung  unter  den  säch- 
sischen Kassen  ein.  Im  allgemeinen  haben  in  der  Mitgliederzahl 
große  Unterschiede  geherrscht.  Die  geringste  Mitgliederzahl  be- 
trägt im  Jahre  1877:  19.  Ihr  steht  der  Oberhohndorfer  Verband 
mit  4122  als  Höchstzahl  gegenüber.  Wohl  hat  man  das  Bestreben 
gehabt,  auf  Grund  des  Gesetzes  das  Kassenwesen  einheitlicher  zu 
gestalten.  Aber  der  geringe  Erfolg  lag  zum  Teil  an  der  Fassung 
der  einschlägigen  Normen.  Abgesehen  von  den  versicherungs- 
wissenschaftlichen Erwägungen  ist  eine  größere  Zentralisation 
insofern  von  Vorteil,  als  es  für  größere  Vereine  relativ  billiger  ist, 
entsprechend  vorgebildete  Kräfte  für  die  Leitung  zu  gewinnen. 
Vereinen  mit  geringer  Mitgliederzahl  wird  es  einfach  unmöglich 
sein,  die  dadurch  beträchtlich  erhöhten  Verwaltungskosten  zu  tragen . 

Aus  den  aufgeführten  Ursachen  ergibt  sich  der  Schluß,  daß 
einer  Reform  des  Knappschaftswesens  eine  Reform  der  Berg- 
gesetzgebung vorangehen  mußte.  Der  Berggesetzgebung  fiel  die 
Aufgabe  zu,  den  Boden  zu  bereiten.  Sie  mußte  die  Trennung  der 
Kassen  und  eine  größere  Einheitlichkeit  durchsetzen. 
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Eine  andere  Ursache  für  die  Krise  ist  im  Laufe  der  Abhandlung 
des  öfteren  berührt  worden.  Als  die  finanziellen  Mißstände  bei  der 
Oberhohndorf  er  Kasse  offenbar  wurden,  wurde  der  Versicherungs- 
mathematiker Professor  Heym  in  Leipzig  mit  der  Aufgabe  be- 
traut, die  Kasse  zu  untersuchen.  Die  Ergebnisse  der  Untersuchung, 
die  versicherungstechnisch  gehandhabt  wurde,  wurden  von  Heym 
in  einem  Gutachten  niedergelegt.  Zur  Reform  des  Knappschafts- 
wesens lieferte  es  einen  wichtigen  Beitrag  und  konnte  bei  der 
Reorganisation  der  Kassen  als  vorzügliche  Unterlage  dienen. 
Heym  stellte  die  finanzielle  Bedrohung  der  Kasse  fest.  Sie  sei 
unfähig,  den  statutarisch  übernommenen  Verbindlichkeiten  zu 
genügen;  wolle  sie  ihnen  entsprechen,  so  fehle  ein  Betrag  von 
ungefähr  2  Millionen  Mark.  Wie  groß  der  Notstand  gewesen  ist, 
geht  aus  der  Angabe  hervor,  daß  die  Ausgabeposten  (Pensionen, 
Witwen-  und  Waisengeld)  in  den  letzten  Jahren  beinahe  sämtliche 
Einnahmen  verschlangen.  Wichtiger  ist  für  uns,  worauf  Heym 
auf  Grund  der  Untersuchung  hauptsächlich  den  großen  Fehl- 
betrag zurückführt.  Nach  ihm  beruht  der  finanzielle  Zustand  der 
Kasse  auf  falschen,  mathematischen  Voraussetzungen.  Der  mangel- 
hafte Aufbau  der  Kasse  ergibt  sich  daraus,  daß  bei  Begründung 
der  Kasse  eine  vollkommene  Versicherungstechnik  nicht  zur  Ver- 
fügung stand.  Auch  bei  anderen  Kassen,  deren  Sicherheitszustand 
in  jenen  Jahren  geprüft  wurde,  wurde  eine  gesunde  mathematische 
Grundlage  vermißt.  Erschwerend  trat  das  Moment  hinzu,  daß 
das  Versicherungswesen  auf  dem  Gebiete  des  Bergbaus  mit  be- 
sonderen Schwierigkeiten  zu  kämpfen  hat.  In  jenen  Tagen,  als 
die  Unvollkommenheit  der  Kasseninstitute  klar  hervortrat,  fehlte 
es  noch  an  genügenden  Erfahrungen  und  statistischen  Grundlagen, 
vor  allem  an  den  Wahrscheinlichkeitswerten  zur  richtigen  Ab- 
messung der  Leistungen  und  Gegenleistungen. 

An  dieser  Stelle  sei  ferner  als  Ursache  erwähnt,  daß  die  Gruben 
gesetzlich  zu  verhältnismäßig  geringen  Beiträgen  verpflichtet 
waren.  Sie  hatten  mindestens  die  Hälfte  der  Arbeiterbeiträge 
aufzubringen.  Beim  Erzbergbau  dagegen  leisteten  Werke  wie 
Arbeiterschaft  gleich  hohe  Beiträge. 

Neben  den  Fragen  rechtlicher  und  versicherungswissenschaft- 
licher Natur  müssen  die  volkswirtschaftlichen  Verhältnisse  nach 
dem  Jahre  1870  berücksichtigt  werden,  wenn  man  den  finanziellen 
Zustand  des  Oberhohndorfer  Verbandes  wie  der  anderen  Knapp- 
schaf tsinstitute  erklären  will.  Die  Ursachen  lassen  sich  nicht 
scharf  abtrennen,  weil  sie  vielfach  voneinander  abhängig  sind 
oder  ineinander  übergreifen. 

Die  Jahre  1871  bis  1873,  die  für  das  politisch  neugeeinte 
Deutsche  Reich  in  wirtschaftlicher  Beziehung  einen  ungeahnten 
Aufschwung  einleiteten,  sind  für  den  deutschen  Bergbau  eine 
Zeit  der  Blüte.  In  Zeiten  wirtschaftlicher  Hochspannung  entstehen 
die  Krankheitskeime,  die  sich  in  der  meist  folgenden  Krise  zu 
unhaltbaren  Zuständen  entwickeln.  Auch  der  Bergbau  erlitt  in 
der  Krise  von  1873/75  einen  schweren  Stoß.  In  der  verschiedensten 
Richtung  haben  sich  die  Folgen  des  wirtschaftlichen  Rückschlages 
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geäußert.  Natürlich  fesseln  von  den  Folgeerscheinungen  nur  die 
unsere  Aufmerksamkeit,  welche  auf  das  Knappschaftswesen  ein- 
gewirkt haben.  Der  Erzbergbau  scheidet  aus  dem  Kreise  der 
Untersuchungen  aus.  Aus  geologischen  Gründen  war  er  an.  der 
Aufwärtsbewegung  der  Produktion  nicht  beteiligt. 

Bei  einer  Hochkonjunktur  erleidet  die  Bevölkerung  in  der  Art 
der  Beschäftigung  eine  starke  Verschiebung.  Die  durchschnittlich 
höheren  Löhne  verlocken  viele  aus  anderen  Berufskreisen  in  die 
Industrie  oder  in  den  Bergbau  überzugehen.  Der  moderne  Berg- 
bau kann  seinen  Mangel  an  Arbeitskräften  einfach  durch  Einstellen 
irgend  welcher  Arbeiter  abhelfen.  In  früheren  Jahrhunderten 
mußte  das  Bergmannsgewerbe  wie  jedes  andere  erlernt  werden. 
Darauf  beruhte  mit  die  Achtung,  die  der  Bergmannsstand  genoß. 
Heute  zählen  die  Bergarbeiter  in  der  breiten  Masse  zur  ungelernten 
Arbeiterkategorie.  Sonst  wäre  das  plötzliche  Ab-  und  Zuströmen 
in  der  Bergarbeiterbevölkerung  nicht  möglich.  Hauptsache  ist, 
daß  der  sich  zur  Arbeit  Meldende  über  einen  gesunden  und  wider- 
standsfähigen Körper  verfügt.  In  den  ersten  Jahren  nach  dem 
Einheitskriege  war  infolge  der  gestiegenen  Produktion  der  Arbeiter- 
mangel beim  Bergbau  bedeutend.  Er  äußerte  sich  in  hohen  Löhnen. 
Geeignete  wie  ungeeignete  Elemente  drängten  sich  zur  Berg- 
arbeit. Um  die  Lücken  zu  füllen,  nahmen  es  die  untersuchenden 
Knappschaftsärzte  nicht  so  genau  und  erklärten  in  der  Haupt- 
sache jeden  ,, Gebrechenfreien"  als  ,,zur  Bergarbeit  fähig".  Sogar 
Verheimlichungen  von  Krankheiten  gehörten  nicht  zu  den  Selten- 
heiten. Mancher  Schwächling  füllte  die  Reihen  der  Bergleute  und 
fand  dadurch  Aufnahme  in  die  Knappschaftskassen.  Wohl  schieden 
nach  wenigen  Jahren  die  für  den  Bergbau  nicht  geeigneten  Ele- 
mente aus,  durch  Tod  oder  Krankheit.  Aber  sie  trugen  bei,  die 
Ausgaben  der  Kassen  in  unerwarteter  Weise  zu  steigern  und  die 
finanzielle  Grundlage  der  Institute  zu  untergraben. 

Die  günstigen  Erwerbsverhältnisse  sind  noch  in  einer  anderen 
Weise  von  höchst  nachteiliger  Wirkung  gewesen.  Die  hohen  Löhne 
haben  die  Arbeiter  veranlaßt,  von  den  Kassen  höhere  Leistungen 
zu  fordern.  Natürlich  wurden  auch  die  Beiträge  der  Mitglieder 
gesteigert,  aber  nicht  in  demselben  Verhältnis.  Bei  dem  Ober- 
hohndorfer  Verband  ist  seit  1855  der  Betrag  der  Pensionen  um 
das  zwölffache  und  das  Witwen-  und  Waisengeld  um  das  neun- 
fache gestiegen.  Dagegen  wurden  die  regelmäßigen  Beiträge  der 
Mitglieder  und  Werke  nur  um  etwa  das  vierfache  pro  Mitglied  er- 
höht. Dem  Drängen  der  Knappschaftsvertreter  und  der  hinter  ihr 
stehenden  Arbeiterschaft  hat  der  Verwaltungsausschuß  nach-, 
gegeben.  Es  wurden  Verpflichtungen  übernommen,  welche  die 
Kasse  auf  die  Dauer  nicht  erfüllen  konnte.  Leistung  und  Gegen- 
leistung standen  in  keinem  Verhältnis  mehr.  Die  Wirkung  einer 
Bolchen  vernunftswidrigen  Kassenpolitik  war  um  so  stärker,  da 
auch  die  ältesten  Mitglieder  in  den  Genuß  der  heraufgesetzten 
Pensionen  gelangten,  welche  jahrelang  nach  dem  früheren,  be- 
deutend niedrigeren  Satze  ihrer  Beitragspflicht  genügt  hatten, 
also  verhältnismäßig  am  wenigsten  gesteuert  hatten.  Als  die  Krise 
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ausbrach,  verschlimmerten  sich  die  Zustände  zusehends.  Sinkende 
Kohlenpreise  brachten  die  Werke  mit  hohen  Produktionskosten 
oder  mit  nicht  sehr  ergiebigen  Kohlenfeldern  zum  Stillstände 
Sehr  häufig  gab  man  die  Gruben  mit  geringer  Rentabilität  einfach 
auf.  Arbeiterentlassungen  waren  die  Folge,  welche  sich  bei  den 
Kassen  sehr  fühlbar  machten.  Der  Kreis  der  zahlenden  Mitglieder 
wurde  kleiner.  Auf  der  anderen  Seite  war  es  für  manchen  ent- 
lassenen Arbeiter  nicht  schwer,  ein  ärztliches  Zeugnis  für  Berg- 
fertigkeit zu  erlangen,  wenn  er  seit  zwanzig  oder  dreißig  Jahren 
in  den  Gruben  unter  der  Erde  tätig  gewesen  war;  die  Zahl  der 
Pensionsempfänger  wurde  größer.  Dieser  Umstand  darf  nicht  als 
unbedeutend  angesehen  werden.  Von  der  gesamten  Belegschaft 
der  im  Bockwaer  Verband  vereinigten  Gruben  hatten  schon 
15  Prozent  eine  zwanzig-  bis  dreißigjährige  Dienstzeit  hinter  sich. 

Während  die  Oberhohndorfer  Kasse  von  ihren  Mitgliedern 
einen  wöchentlich  festen  Beitrag  (wöchentlich  60  Pfennig)  ohne 
Rücksicht  auf  die  Lohnhöhe  erhob  —  die  Maßnahme  war  un- 
geschickt, weil  die  Kasse  die  günstigen  Geschäftszeiten  mit  hohen 
Löhnen  in  ihrem  Interesse  nicht  wahrnahm  — ,  bemaßen  sämtliche 
übrigen  Knappschaftsverbände  die  Höhe  der  Mitgliederbeiträge 
entweder  nach  dem  Verdienste  der  Mitglieder  oder  stuften  die 
Beiträge  klassenweise  nach  der  Höhe  der  Vergünstigungen  ab. 
Bei  der  Berechnung  des  Beitrages  nach  der  Höhe  des  Lohnes 
gingen  in  den  schlechten  Erwerbszeiten  die  Einnahmen  der  Kassen 
zurück,  auch  wenn  die  Werke  den  Betrieb  aufrecht  erhielten. 

Dieselbe  Wirkung,  welche  die  ungünstigen  Geschäftsperioden 
auf  Knappschaftskassen  ausübten,  äußerte  ein  in  geologischen 
Verhältnissen  begründeter  Vorgang:  es  war  der  Abbau  der  Kohlen- 
felder, der  im  Bereich  des  Oberhohndorfer  Verbandes  frühzeitig 
einsetzte.  Bei  vielen  Gruben  war  er  bereits  beendet,  bei  einer 
weiteren  Anzahl  mußte  mit  ihm  in  nächster  Zeit  gerechnet  werden. 
Die  anderen  sächsischen  Kasseninstitute  haben  unter  einem  so 
rasch  vollzogenen  Abbau  der  Gruben  nicht  zu  leiden  gehabt. 

Wir  kommen  zu  den  Ursachen,  welche  sich  speziell  bei  dem 
Oberhohndorfer  Verband  finden.  Aber  eine  so  schwerwiegende 
Bedeutung  wie  den  erörterten  Ursachen  kann  ihnen  nicht  beigelegt 
werden.  Nur  sollen  sie  zeigen,  daß  beim  Aufbau  der  Kassen  nicht 
jeder  sich  bietende  Vorteil  in  gehöriger  Weise  ausgenutzt  worden 
ist.  Bei  mancher  der  übrigen  Kassen  haben  ähnliche  ungeschickte 
Anordnungen  bestanden.  Die  Nachteile,  die  sich  aus  einem  wöchent- 
lich festen  Beitrage  ohne  Berücksichtigung  der  Lohnhöhe  ergaben, 
wurden  schon  angedeutet. 

Mit  dem  dreißigsten  Dienst  jähre  erreichte  das  Mitglied  die 
Höchstpension.  Die  natürliche  Folge  war,  daß  mit  dem  dreißigsten 
Dien  st  jähre  die  Zahl  der  Invaliden  plötzlich  steigt.  So  manchen 
Bergmann  hätte  die  Aussicht  auf  einen  höheren  Pensionssatz 
veranlaßt,  noch  einige  Jahre  mitzumachen,  wenn  er  nicht  tat- 
sächlich bergfertig  war.  So  aber  lag  für  die  Arbeiter  kein  Anreiz 
vor,  weiter  zu  arbeiten. 
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Nach  dem  Versuche,  die  finanzielle  Krise  des  sächsischen 
Knappschaftswesens  in  Ursache  und  Wirkung  kennen  zu  lernen, 
drängt  sich  uns  die  Frage  auf:  Wie  konnte  es  kommen,  daß  die 
unvollkommene  Fundierung  der  Kassen  so  lange  Zeit  verborgen 
blieb  ?  Wir  erinnern  uns,  daß  in  den  vierziger  Jahren  für  den 
Kohlenbergbau  eine  Periode  der  Gründung  und  des  Aufschwungs 
war.  In  die  Folgezeit  fiel  die  Einrichtung  vieler  Knappschafts- 
kassen, so  wurde  im  Jahre  1855  die  Oberhohndorfer  eingerichtet. 
Aus  offensichtlichen  Gründen  traten  an  die  Institute  in  den  ersten 
Jahren  ihres  Bestehens  geringe  finanzielle  Anforderungen  heran. 
Da  die  meisten  infolge  von  neueröffneten  Bergbaubetrieben  ins 
Leben  gerufen  wurden,  so  setzte  sich  der  Mitgliederkreis  aus  jungen, 
unverbrauchten  Bergleuten  zusammen,  die  nur  steuerten  und  in 
seltenen  Fällen  von  den  Wohltaten  Gebrauch  machten.  Pensionen 
für  alte  invalide  Bergleute,  welche  einen  bedeutenden  Teil  der 
Ausgaben  darstellen,  kamen  noch  nicht  in  Betracht;  die  Finanz- 
lage der  Kassen  war  günstig.  Äußerlich  war  sie  an  dem  Überragen 
der  Einnahmen  über  die  Ausgaben  erkennbar.  Beträchtliche 
Uberschüsse  wurden  erzielt  und  sammelten  sich  zusehends  zu 
Rücklagen  an,  deren  Höhe  die  Sicherheit  der  voraussichtlichen 
Leistungen  zu  verbürgen  schien,  In  Wirklichkeit  hatten  alle  diese 
Umstände  nichts  zu  bedeuten,  da  sie  bei  jeder  jungen  Kasse  vor- 
handen sind.  Nur  ermöglichten  sie  es,  daß  der  tatsächliche  Zustand 
verschleiert  wurde.  Alle  Mängel,  die  sich  in  der  späteren  Zeit  so 
unheilvoll  durchsetzten,  wurden  durch  die  scheinbar  günstige 
Vermögenslage  in  ihrer  augenblicklichen  Wirksamkeit  aufgehoben. 
Je  mehr  sich  aber  die  Kassen  dem  Beharrungszustande  näherten, 
das  heißt  dem  Zustande,  wo  die  Pensionsanwartschaften  der  Mit- 
glieder der  ersten  Jahrgänge  sich  realisieren  und  von  den  auf- 
gespeicherten Geldern  gedeckt  werden,  desto  höhere  Fehlbeträge 
wurden  nachgewiesen.  Gewöhnlich  rechnet  man  mit  dem  Eintritt 
des  Beharrungszustandes  nach  dreißig  Jahren.  Doch  fällt  er  beim 
Bergbau  häufig  früher,  weil  die  hohen  Anforderungen  an  die 
physische  Widerstandsfähigkeit  der  Bergleute  eine  relativ  zeitige 
Invalidität  bedingen. 

Die  Maßnahmen  seien  noch  erwähnt,  welche  getroffen  wurden, 
um  das  Schlimmste,  einen  vollständigen  Zusammenbruch,  zu 
vermeiden.  Infolge  der  Unklarheit  und  Schwierigkeit  des  Problems 
war  es  unmöglich,  sofort  eine  definitive  Lösung  zu  finden.  Es 
blieb  zunächst  weiter  nichts  übrig,  als  die  Verpflichtungen  mit 
der  Leistungsfähigkeit  in  Übereinstimmung  zu  bringen.  Erreicht 
wurde  es  durch  ein  Herabsetzen  der  Pensionssätze.  Wie  ungesund 
Bich  das  Verhältnis  zwischen  Leistung  und  Gegenleistung  all- 
mählich gestaltet  hatte,  geht  daraus  hervor,  daß  die  Pensionen 
um  die  Hälfte  erniedrigt  werden  mußten.  Mit  Beginn  des  Jahres 
l*7(.>  betrug  die  wöchentliche  Pension  nur  noch  4c1/2  M,  während 
früher  9  M  gezahlt  wurden.  Auf  Grund  des  Heymschen  Gut- 
a<  Iltens  erklärte  die  Regierung  ihr  Einverständnis  mit  dieser 
Maßregel. 
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V.  1882—1891. 

A.  Regelung  der  Ansprüche  entlassener  Bergleute  an  die  Kassen. 

In  engem  Zusammenhange  mit  der  finanziellen  Krise  steht 
ein  Mißstand  auf  dem  Gebiete  des  Knappschaftswesens,  der  in 
Arbeiterkreisen  als  große  Härte  empfunden  wurde;  jeder  Berg- 
arbeiter, der  die  Arbeit  bei  einer  Grube  in  gesetzmäßiger  Weise 
aufgab  oder  entlassen  wurde  und  damit  aus  der  zugehörigen  Knapp- 
schaf tskasse  ausscheiden  mußte,  ging  seiner  Ansprüche  an  die 
Kasse  verlustig.  Daß  der  Arbeiter  seine  Ansprüche  auf  die  für 
ihn  geleisteten  Werksbeiträge  verlor,  war  verständlich.  Denn  die 
Kasse  war  auch  mit  gegründet,  um  an  das  Werk  tüchtige  Arbeiter 
zu  fesseln.  Dagegen  war  es  eine  Härte,  daß  ein  Bergmann  seine 
eigenen,  jahrelangen  Einzahlungen  einbüßte.  Die  Summen,  die 
in  Frage  kamen,  waren  nicht  gering,  sie  bedeuteten  für  den  Ver- 
lierer in  Anbetracht  seiner  Verhältnisse  alles.  Nehmen  wir  die 
Höhe  des  wöchentlichen  Beitrags,  wie  er  bei  dem  Oberhohn dorf er 
Verband  erhoben  wurde  —  er  betrug  60  Pfennig  —  und  eine 
fünfundzwanzig  jährige  Dienstzeit  an,  so  ergib  sich  die  beträcht- 
liche Summe  von  780  M.  Die  aufgelaufenen  Zinsen  ,  sind  nicht 
mitgerechnet,  sondern  seien  für  Auslagen,  die  die  Kasse  für  den 
Arbeiter  gehabt  hat,  verrechnet. 

Im  allgemeinen  sind  die  Fälle  selten  eingetreten.  Denn  ohne 
schwerwiegende  Gründe  wird  kaum  ein  Arbeiter  sein  Werk  ver- 
lassen haben,  nachdem  er  jahrelang  zur  Kasse  gesteuert  hat.  Er 
wußte  ja,  was  ihm  bevorstand.  Ebenso  die  Gruben  Verwaltung, 
ihr  mußte  es  daran  gelegen  sein,  die  alten  und  erfahrenen  Arbeiter 
zu  halten.  Wenn  trotzdem  solche  Fälle  vorkamen  —  es  handelte 
sich  meist  um  Entlassungen  von  Arbeitern  seitens  der  Gruben  — , 
so  waren  sie  auf  Gegensätze  politischer  oder  sozialer  Natur  zurück- 
zuführen. Der  Mißstand  erregte  um  so  größere  Unzufriedenheit, 
weil  von  der  Entlassung  meist  ältere  Arbeiter  betroffen  wurden. 
Sie  kamen  doch  als  Führer  und  Sprecher  der  Belegschaft  in  erster 
Linie  in  Betracht.  Petitionen,  welche  von  den  Betroffenen  an  den 
Landtag  gerichtet  wurden,  um  den  Übelstand  zu  beseitigen, 
brachten  die  Sache  in  Fluß.  Ihnen  ist  das  Entstehen  des  Gesetzes 
vom  2.  März  1882  zuzuschreiben,  das  ergänzende  Bestimmungen 
zu  §§  84  und  69  des  Allgemeinen  Berggesetzes  brachte S\  Der  Fort- 
schritt, den  das  Gesetz  bedeutete,  war  gering.  Nur  die  größten 
Ungerechtigkeiten  wurden  beseitigt.  An  eine  kritische  Betrachtung 
der  Bestimmungen  muß  man  unter  zwei  Gesichtspunkten  heran- 
treten. Die  Regierung  wie  der  Landtag  waren  sich  klar,  daß  das 
Gesetz  nur  die  größten  Härten  mildern  würde.  Es  war  also  von 
Anfang  an  als  ein  Provisorium  charakterisiert.  Andererseits  hatten 
sich  die  kompetenten  Kreise  bei  den  wiederholton  Verhandlungen 
im  Landtage  überzeugt,  daß  nur  eine  von  Grund  auf  durchgeführte 
Reform  des  Knappschaftswesens  die  Forderungen  der  Kassen- 
mitglieder berücksichtigen  könne.  Die  finanzielle  Gefährdung 
vieler  Kassen  hatte  diese  Auffassung  der  gesamten  Verhältnisse 
bedingt.    Der  Mißstand,  daß  ein  Arbeiter  mit  dem  Aufgeben  der 
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Arbeit  seine  Ansprüche  an  die  Kasse  verlor,  ist  nicht  allein  durch 
die  Krise  zu  erklären,  wie  wir  sie  im  einzelnen  kennen  gelernt 
haben.  Es  haben  noch  andere  Gründe  mitgesprochen,  vor  allen 
Dingen  die  entsprechenden  Bestimmungen  des  Allgemeinen  Berg- 
gesetzes und  dann  die  Zersplitterung  des  Unterstützungswesens 
in  eine  große  Anzahl  von  Kassen.  Schon  früher  wurde  der  Nach- 
weis zu  führen  gesucht,  wie  ungemein  schädlich  der  liberale  Cha- 
rakter des  Berggesetzes  von  1868  gewirkt  hat.  In  diesem  Falle 
kommt  von  §  80  der  erste  Abschnitt  in  Betracht  und  von  §  84 
der  dritte  Absatz.  Die  erste  Bestimmung  regelt  die  Lösung  des 
Arbeitsverhältnisses;  der  Arbeitsvertrag  kann  von  beiden  Teilen 
nur  nach  vorhergegangener,  vierwöchentlicher  Kündigung  auf- 
gehoben werden,  „wenn  etwas  Anderes  nicht  bedungen  ist".  Von 
der  im  Schlußsatz  eingeräumten  Vergünstigung  ist  weitgehender  Ge- 
brauch gemacht  worden.  Deshalb  liegt  bei  unserer  Frage  der  Schwer- 
punkt im  Statut,  in  der  Selbstverwaltung  der  Kasse.  Viele  Knapp- 
schaftsordnungen beim  Kohlenbergbau  enthielten  die  Bestimmung, 
nach  der  die  sofortige  Entlassung  der  Arbeiter  zulässig  war.  Aller- 
dings wurde  sie  auf  Wunsch  der  Arbeiter  eingeführt  und  zwar  in 
den  für  das  Knappschaftswesen  unheilvollen  Jahren  1870 — 1875. 

Die  zweite  Bestimmung  hat  dazu  beigetragen,  daß  dem  Statut 
eine  ausschlaggebende  Bedeutung  zukam:  die  Einrichtung  einer 
jeden  Unterstützungskasse  ist  durch  Statut  festzustellen.  In 
diesem  ist  insonderheit  über  die  Höhe  der  Beitragsleistung  und 
die  zu  gewährenden  Unterstützungen  sowie  über  den  Anspruch 
auf  letztere  und  den  Verlust  desselben  Bestimmung  zu 
treffen. 

Die  liberale  Fassung  des  Paragraphen  hatte  nicht  die  Re- 
gierung verschuldet.  Nach  dem  Entwürfe  zu  einem  Allgemeinen 
Berggesetze  sollte  dem  Arbeiter  bei  seinem  Ausscheiden  aus  der 
Kasse  ein  Anspruch  auf  seine  Einzahlungen  zustehen.  Der  Vor- 
schlag wurde  vom  Landtage  abgelehnt,  obwohl  er  vom  Stand- 
punkte des  Liberalismus  aus  geboten  schien.  Der  Arbeiter  wurde 
durch  den  drohenden  Verlust  seiner  Ansprüche  gehindert,  nach 
dem  Gesetz  von  Angebot  und  Nachfrage  seine  Arbeitskraft  mög- 
lichst vorteilhaft  zu  verwerten.  Als  erschwerendes  Moment  kam 
hinzu,  daß  die  schwankende  Produktion  beim  Kohlenbergbau 
sowieso  eine  rasch  wechselnde  Arbeiterschaft  bedingt. 

Daß  die  statutarische  Regelung  der  Angelegenheit  einen 
solchen  Verlauf  nahm  und  dem  austretenden  Mitgliede  jeden 
Anspruch  absprach,  war  eine  um  so  größere  Härte,  weil  der  Berg- 
mann gesetzlich  verpflichtet  war,  der  Kasse  beizutreten  und  Bei- 
trüge zu  leisten.  Diese  Bestimmung  stand  im  Widerspruche  zu 
der  sonstigen  liberalen  Fassung  des  Gesetzes. 

Während  die  meisten  Knappschaftsordnungen  beim  Kohlen- 
bergbau den  ausscheidenden  Bergarbeiter  seiner  Einzahlungen 
hu  verlustig  erklärten,  liegen  die  Verhältnisse  beim  Erzbergbau 
anders.  Auf  den  erstem  Blick  erscheint  es  merkwürdig,  da  doch 
für  den  Kohlen-  wie  Erzbergbau  dasselbe  Gesetz  galt.  Die  Ver- 
s<  hiedenheit  erklärt  sich  folgendermaßen:    Das  Allgemeine  Berg- 
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gesetz  hatte  in  richtiger  Weise  die  historische  Entwicklung  des 
Regalbergbaus  gewürdigt  und  die  alten  Revierknappschaftskassen 
unverändert  bestehen  lassen,  soweit  sie  nicht  im  Widerspruche 
mit  dem  neuen  Gesetze  standen.  Die  Bestimmung  des  Gesetzes, 
nach  der  es  den  Statuten  überlassen  sein  sollte  über  den  Anspruch 
auf  Unterstützung  und  über  den  Verlust  desselben  zu  entscheiden, 
ist  beim  Erzbergbau  von  guter  Wirkung  gewesen.  Sie  hat  es 
ermöglicht,  daß  die  Art,  wie  das  Regalbergbaugesetz  vom  Jahre 
1851  und  das  beigefügte  Regulativ  diese  wichtige  Frage  gelöst 
hat,  in  den  Statuten  sich  erhalten  konnte.  Denn  die  Gesetzgebung 
von  1868  hatte  formell  das  alte  Regalbergbaugesetz  aufgehoben, 
das  im  Vergleich  zu  den  ihn  ablösenden  Bestimmungen  in  diesem 
Punkte  fortschrittlicher  war. 

Wie  die  Angelegenheit  im  einzelnen  geregelt  war,  kann  über- 
gangen werden.  Im  Vorhergehenden*)  ist  auf  die  Frage  tiefer 
eingegangen.  Vergleichen  wir  jene  Ausführungen  mit  dem  Not- 
standsgesetz von  1882,  so  ist  hier  nur  insofern  ein  Fortschritt  zu 
verzeichnen,  als  die  Möglichkeit  eingeführt  wurde,  dem  aus- 
scheidenden Arbeiter  einen  Teil  der  Beiträge  zurückzuerstatten. 
Durch  sie  wurde  es  dem  Arbeiter  möglich,  aus  dem  Bergmanns- 
stande in  einen  anderen  Beruf  überzutreten.  Für  den  Erzbergbau 
ist  sie  von  geringer  Bedeutung;  bei  ihm  haben  wir  es  im  Gegen- 
satz zum  Kohlenbergbau  mit  einer  bodenständigen  Bevölkerung 
zu  tun,  die  ihre  Arbeitsstätte  und  ihren  Beruf  nicht  so  leicht 
wechselt. 

Im  allgemeinen  läßt  sich  beim  Kohlenbergbau  der  Grundsatz, 
daß  der  ausscheidende  Arbeiter  seine  Ansprüche  an  die  Kasse 
verliert,  bei  der  Mehrzahl  der  Statuten  nachweisen.  Doch  finden 
sich  bei  einigen  Bestimmungen,  die  den  Arbeiter  vor  dem  Ver- 
mögensverlust  schützen  sollten;  sie  haben  erst  in  späterer  Zeit 
Eingang  gefunden.  Wir  haben  sogar  eine  Abmachung  zwischen 
mehreren  Knappschaftsverbänden.  Sie  bezweckte,  den  Arbeiter 
bei  seinem  Übertritte  in  einen  anderen  Kassenverband  vor  Rechts- 
nachteilen zu  bewahren.  Es  ist  die  Konvention  der  Werke  des 
Zwickauer  Steinkohlenreviers  vom  30.  August  1869,  die  von 
einer  großen  Zahl  von  Steinkohlenwerken  geschlossen  wurde. 
Jedem  Arbeiter  ward  bei  seinem  Übertritt  in  einen  anderen 
Verband  von  diesem  das  Recht  zugesichert,  seine  durch  den  Aus- 
tritt aufgehobenen  Ansprüche  auf  Pension  nach  den  Statuten  des 
neuen  Verbandes  bei  diesem  voll  und  ganz  geltend  machen  zu 
können.  Damit  bestand  die  Aussicht,  die  Arbeitsstätte  ohne 
Vermögensverlust  wechseln  zu  können.  Das  Prinzip  der  Frei- 
zügigkeit war  in  einem  gewissen  Sinne  verwirklicht. 

Das  Beispiel  der  genannten  Konvention  beweist,  daß  die 
Zersplitterung  des  Knappschaftswesens  in  eine  größere  Anzahl 
von  Kassen  diesen  Mißstand  mit  ermöglicht  hat.  Hätte  nur  eine 
Kasse  für  alle  sächsischen  Gruben  bestanden,  so  hätte  der  Arbeiter 
sein  Werk  gewechselt,  ohne  daß  seine  Ansprüche  auf  Pension 


*)  Vgl.  s.  13—15.  • 
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irgendwie  berührt  worden  wären.  Ohne  Bedenken  hätte  man 
dann  sogar  einen  Anspruch  auf  Rückge Währung  der  Beiträge  ein- 
führen können. 

Verschiedentlich  hat  man  sich  bemüht,  die  statutarischen 
Bestimmungen,  die  den  ausscheidenden  Arbeiter  so  hart  trafen, 
zu  seinen  Gunsten  zu  ändern.  Die  Bemühungen  sind  am  Wider- 
spruche der  Vertreter  der  Arbeiterschaft  gescheitert.  Die  Knapp- 
schaftsältesten haben  entweder  den  schlechten  finanziellen  Stand 
der  Kassen  als  Weigerungsgrund  angegeben  und  erklärt,  daß  die 
Knappschaftsmitglieder  zunächst  an  sich  dächten.  Außerdem 
hätte  es  ja  der  ausscheidende  Arbeiter  aus  den  Statuten  wissen 
müssen. 

Gesetz  vom  2.  März  1882. 

Von  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  wollen  wir  nur  das 
Hauptsächlichste  kennen  lernen,  weil  es  von  kurzer  Wirkungsdauer 
war.  Das  Knappschaftsgesetz  vom  Jahre  1884  hat  die  Vorschriften 
des  Notstandsgesetzes  übernommen.  Die  Berechnung  der  Pension 
des  ausgeschiedenen  Arbeiters  ist  geändert  worden.  Das  Knapp- 
schaftsgesetz sichert,  wie  noch  gezeigt  wird,  auf  andere  W^eise 
dem  Arbeiter  seinen  Anspruch  auf  geleistete  Mitgliederbeiträge. 

Es  handelte  sich  um  die  Bergarbeiter,  denen  entweder  die 
Werksleitung  in  gesetzlicher  Weise  gekündigt  hatte,  oder  die 
ihrerseits  auf  Grund  der  in  §  80  b  1 — 5  des  Allgemeinen  Berg- 
gesetzes aufgeführten  Fälle  die  Arbeit  verlassen  hatten.  In  diesen 
Fällen  wurden  die  Interessen  des  Arbeiters  wahrgenommen.  Es 
stand  ihm  das  Recht  zu,  die  Arbeit  ohne  Einhaltung  der  Kündi- 
gungsfrist niederzulegen,  wenn  er  von  seinen  Vorgesetzten  tätlich 
gemißhandelt  wurde  oder  die  erforderliche  Sicherheit  bei  der 
Ausübung  der  Arbeit  nicht  geboten  war.  Ebenso  galt  als  Lösungs- 
grund die  nicht  gesetzesmäßig  vorgenommene  Lohnzahlung,  jedes 
Feiern  von  zwei  Tagen  an  ohne  Fortbezug  des  Lohnes  und  Ein- 
berufung zum  Militär. 

Alle  Bergleute,  bei  denen  der  Arbeitsvertrag  unter  diesen 
I Bedingungen  gelöst  wurde,  behielten  an  die  Kasse  ein  Anrecht 
auf  ihre  geleisteten  Beiträge.  Entweder  wurde  der  Betrag  zurück- 
erstattet —  die  Zinsen  und  der  Durchschnittsatz  der  während  der 
Mitgliedschaft  für  Kur-  und  Verpflegungsaufwand  und  Kranken- 
löhne bestrittenen  Ausgaben  wurden  abgerechnet  —  oder  es  blieb  der 
Anspruch  auf  Pensionsbezug  bestehen.  Natürlich  war  Bedingung, 
daß  die  nach  dem  jeweilig  geltenden  Statute  fälligen  Arbeiter- 
beiträge  entrichtet  wurden.  Die  bisher  geleisteten  Grubenbeiträge 
kamen  in  Wegfall.  Die  Höhe  der  Pension  richtete  sich  nur  nach 
den  Arbeiterbeiträgen.  Der  Anspruch  erlosch,  wenn  die  Kassen- 
beiträge  bis  zur  Höhe  eines  vollen  Jahresbetrages  rückständig 
waren.  Sich  für  die  Rückerstattung  von  Beiträgen  oder  für  das 
Fortbestehen  des  Pensionsanspruches  zu  entscheiden,  war  nicht 
dem  Arbeiter  überlassen,  sondern  darüber  war  im  Kassenstatut 
zu  bestimmen,  weil  die  lokalen  Verhältnisse  berücksichtigt  werden 
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mußten.  Dem  Verlust  ihrer  Beiträge  blieben  die  Bergleute  aus- 
gesetzt, die  freiwillig  und  unter  Einhaltung  der  gesetzlichen  Kün- 
digungsfrist die  Arbeit  verlassen  hatten.  Dadurch  wird  es  er- 
klärlich, daß  der  Erfolg  des  neuen  Gesetzes  gering  war.  Die  „frei- 
willig ordnungsgemäß"  ausscheidenden  Mitglieder  wurden  aus- 
genommen, weil  die  Kassen  durch  die  fluktuierende  Arbeiterschaft 
beim  Kohlenbergbau  geschädigt  worden  wären. 

Der  letzte  Paragraph  schränkte  ebenfalls  die  Wirkung  des 
Gesetzes  ein.  Es  fand  nur  auf  die  vom  1.  Januar  1883  ab  aus  der 
Arbeit  scheidenden  Bergleute  und  Bergwerksbeamte  Anwendung. 
Bereits  am  2.  April  1884  wurde  das  spezielle  Knappschaftsgesetz 
angenommen,  das  die  Freizügigkeit  verwirklichte  und  so  dem 
Arbeiter  den  Genuß  der  geleisteten  Beiträge  sicher  stellte, 

B.  Liebknecht  und  seine  Gesetzesvorschläge. 

Aus  derselben  Sitzungsperiode  des  Landtages,  die  das  Gesetz 
von  1882  brachte,  sind  noch  zwei  Tatsachen  zu  nennen.  Sie  sind 
für  das  Knappschaftswesen  von  einer  gewissen  Bedeutung. 

Liebknecht,  der  in  jenen  Jahren  dem  sächsischen  Landtage 
angehörte,  hatte  zwei  Anträge  eingebracht:  eine  Novelle  zum 
Berggesetz  von  1868  und  einen  Gesetzentwurf  betreffs  Gründung 
einer  allgemeinen  Knappschaftskasse  für  den  Steinkohlenbergbau. 
Die  Kammer  hat  beide  Anträge  abgelehnt,  sie  aber  der  Regierung 
als  Material  zur  Kenntnisnahme  überwiesen.  Manche  Punkte 
schienen  geeignet,  bei  der  Bearbeitung  eines  neuen  Gesetzes  be- 
achtet zu  werden,  andererseits  waren  einige  Vorschläge  vom  Antrag- 
steller derartig  oder  zu  weitgehend  gefaßt,  daß  sie  die  Zustimmung 
der  Landtagsmehrheit  nicht  finden  konnten. 

Der  eine  Antrag  war  eine  Novelle  zum  Allgemeinen  Berg- 
gesetz. Sie  betraf  das  gesamte  Knappschaftswesen;  sie  sollte 
nicht  bloß  das  Kassenwesen,  sondern  allgemein  das  Verhältnis 
zwischen  Arbeiter  und  Arbeitgeber  ordnen  und  mit  dem  fort- 
geschritteneren Reichsrecht  (Reichsgewerbeordnung)  in  Einklang 
bringen.  Deshalb  lehnten  sich  ihre  Bestimmungen  an  Reichs- 
gesetze oder  an  Entwürfe  von  Reichsgesetzen  an.  Ferner  waren 
bestehende  Institutionen  vorbildlich.  Von  den  Bestimmungen, 
die  Liebknechts  Entwurf  enthielt,  seien  hauptsächlich  genannt: 

Aufhebung  des  Koalitionsverbotes,  Erhöhung  der  Werks- 
beiträge (sie  müssen  der  Höhe  der  von  sämtlichen  Mitgliedern 
entrichteten  Beiträge  gleich  kommen),  Ausgleichung  der  Diffe- 
renzen der  Arbeiter  und  Arbeitgeber  durch  Schiedsgerichte.  Ferner 
ist  überall  die  Ortsbehörde  durch  das  Bergamt  ersetzt  worden, 
weil  dem  Staate  eine  größere  Unparteilichkeit  und  Objektivität 
von  den  Arbeitern  zugetraut  würde  als  einer  Lokalbehörde.  Dem 
ausscheidenden  Arbeiter  war  unter  allen  Umständen  ein  Anspruch 
auf  seine  geleisteten  Einzahlungen  zugestanden  worden. 

Ein  weiterer  Paragraph  bestimmte,  daß  für  den  Kohlen- 
bergbau das  Unterstützungskassenwesen  durch  besonderes  Gesetz 
geregelt  werden  sollte.   Damit  kommen  wir  zu  dem  zweiten  Lieb- 
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knechtschen  Gesetzesvorschlag,  der  die  Gründung  einer  Allgemeinen 
Knappschaftskasse  für  den  Steinkohlenbergbau  vorsah.  Der 
Zweck  der  Allgemeinen  Knappschaftskasse  sollte  sein:  die  Unter- 
stützung der  Mitglieder  in  Fällen  von  Krankheit  und  Invalidität, 
die  Gewährung  von  Pension  an  die  Witwen  und  Waisen  der  Mit- 
glieder sowie  Gewährung  von  Beihilfen  bei  Begräbnissen  der 
Mitglieder,  deren  Ehefrauen  und  Kinder.  Der  Entwurf  hätte 
also  die  Trennung  der  Pensionskasse  und  der  Krankenkasse  nicht 
gebracht.  Bei  der  Betrachtung  der  Krise  war  gerade  das  Zusammen- 
werfen der  beiden  Aufgaben,  die  sich  praktisch  nicht  vereinen 
lassen,  mit  als  Hauptursache  erkannt  worden. 

In  der  Organisation  war  das  Prinzip  der  Selbstverwaltung 
durchgeführt.  Nur  die  Oberverwaltung  stand  dem  Staate  zu. 
Die  Verwaltung  sollte  vom  ,, Knappschaftsrat"  geleitet  werden. 
Er  umfaßte  die  Gesamtheit  der  zu  wählenden  Aufsichtsmitglieder, 
die  zu  gleichen  Teilen  von  den  Arbeitern  und  den  Grubenbesitzern 
gewählt  werden  sollten. 

Zu  den  Gründen,  welche  die  ablehnende  Haltung  des  Land- 
tags veranlaßten,  gehörte  unter  anderen  folgender:  Liebknecht 
hatte  seinem  Entwürfe  die  Bestimmung  eingefügt,  daß  während 
der  Übergangszeit  der  Staat  gewisse  finanzielle  Ausfälle  tragen 
sollte. 

C.  Gesetz  vom  2.  April  1884. 

Das  Knappschaftsgesetz. 

Die  ablehnende  Haltung,  die  der  Landtag  den  Gesetzes- 
vorschlägen Liebknechts  gegenüber  einnahm,  erklärt  sich  durch 
einen  wichtigen  Antrag,  den  die  Zweite  Kammer  in  der  Landtags- 
periode 1881/82  einstimmig  angenommen  hat.  Durch  ihn  wurde 
eine  vollständige  Umgestaltung  des  sächsischen  Knappschafts- 
wesens eingeleitet,  die  mit  dem  speziellen  Knappschaftsgesetz 
von  1884  einsetzte  und  mit  der  Errichtung  einer  „Allgemeinen 
Knappschaf tspensionskasse  für  das  Königreich  Sachsen"  mit  dem 
Sitze  in  Freiberg  vom  1.  Januar  1891  ab  zu  einem  Abschluß  kam. 
Der  Antrag  richtete  an  die  Regierung  das  Ersuchen,  ,,im  Laufe 
der  nächsten  Session  dem  Landtage  geeignete  Gesetzesvorschläge 
zur  Reform  des  Knappschaftswesens  zu  unterbreiten".  Durch 
das  Königliche  Dekret  vom  17.  November  1883  wurde  ihm  ent- 
sprochen. Es  stellte  den  Entwurf  zu  einem  Gesetze  dar,  das  die 
für  das  Knappschaftswesen  bezüglichen  Bestimmungen  des  All- 
gemeinen Berggesetzes  ergänzen  und  abändern  sollte. 

Bei  der  gesetzlichen  Reform  des  Knappschaftswesens  muß 
als  treibender  Faktor  die  Sozialpolitik  des  Deutschen  Reiches 
betrachtet  werden.  In  der  Kaiserlichen  Botschaft  vom  17.  No- 
vember 1881  angekündigt,  wird  sie  in  dem  Krankenversicherungs- 
gesetze  vom  15.  Juni  1883  zum  ersten  Male  verwirklicht.  Von 
jetzl  ;ib  stillt  die  Entwicklung  des  sächsischen  Knappschafts- 
wesens unter  dein  dauernden  Einflüsse  der  Reichsgesetzgebung. 
Das  Knappschaftsgesetz  ist  als  eine  unmittelbare  Folge  des  Kranken- 
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Versicherungsgesetzes  anzusehen.  §  74  des  Reichsgesetzes  kommt 
in  Frage.  Er  nimmt  zwar  das  Knappschaftskassenwesen  aus. 
Die  landesgesetzlichen  Bestimmungen  über  die  Knappschafts- 
kassen bleiben  unberührt  und  ihre  Mitglieder  sind  von  der  Ver- 
pflichtung befreit,  einer  auf  Grund  des  Krankengesetzes  errichteten 
Krankenkasse  beizutreten.  Die  den  Knappschaftskassen  ein- 
geräumte Ausnahmestellung  ist  an  Bedingungen  geknüpft;  denn 
„ihre  statutenmäßigen  Leistungen  in  Krankheitsfällen  müssen  die 
für  die  Betriebs-  (Fabrik-)  Krankenkassen  vorgeschriebenen  Min- 
destleistungen erreichen".  Außerdem  wird  die  Ausnahmestellung 
in  einigen  Einzelheiten  eingeschränkt.  Das  Recht  auf  die  reichs- 
gesetzlichen Mindestleistungen  muß  mit  dem  Zeitpunkte  beginnen, 
in  dem  der  Arbeiter  Mitglied  der  Kasse  geworden  ist.  Ferner  darf 
ein  Eintrittsgeld  nicht  erhoben  werden,  wenn  das  neue  Mitglied 
einer  Kasse  bereits  angehört  hat  und  wenn  seitdem  13  Wochen 
noch  nicht  verflossen  sind  (also  Verwirklichung  der  Freizügigkeit). 

Da  das  Reichskrankengesetz  gewisse  Grundsätze  für  die 
statutarische  Ordnung  der  Knappschaftskrankenkassen  aufgestellt 
hatte,  so  sah  sich  die  sächsische  Regierung  bewogen,  die 
reichsrechtlichen  Bestimmungen,  soweit  es  angängig  war,  in  das 
Knappschaftsgesetz  aufzunehmen.  Ein  Umstand  muß  wohl  be- 
achtet werden :  während  das  Reichsgesetz  .  nur  die  Frage  der 
Krankenversicherung  lösen  soll,  wendet  das  sächsische  Gesetz 
auch  dem  Pensionskassenwesen  seine  Sorgfalt  zu.  Die  Werks- 
beiträge zu  den  Pensionskassen  werden  beträchtlich  erhöht.  Um 
die  an  Werke  und  Arbeiter  gestellten  Anforderungen  nicht  zu 
überspannen,  konnten  die  reichsgesetzlichen  Vorschriften  in  ihrem 
vollen  Umfange  für  die  Knappschaftskrankenkassen  nicht  ein- 
geführt werden.  In  mancher  Beziehung  mußten  sie  auf  das  reichs- 
gesetzliche Mindestmaß  eingeschränkt  werden.  Denn  die  Lage 
des  sächsischen  Bergbaus  war  nicht  allzu  günstig.  Vielleicht  hätte 
eine  zu  hohe  Beitragspflicht  den  Fortbetrieb  vieler  Bergwerke 
in  Frage  gestellt. 

Der  Zustand,  der  zu  jener  Zeit  auf  dem  Gebiete  der  Reichs- 
sozialpolitik herrschte,  spiegelte  sich  getreu  in  unserem  Knapp- 
schaftsgesetze wieder.  In  der  Krankenversicherung  war  man 
vorläufig  zu  einem  Abschlüsse  gelangt,  folglich  konnte  das  Knapp- 
schaftskrankenwesen endgültig  normiert  werden.  Anders  liegen 
die  Verhältnisse  für  die  Pensionskassen.  Die  einschlägige  Reichs- 
gesetzgebung war  noch  in  Fluß.  Zunächst  kam  in  Frage,  wie  sich 
die  geplante  Reichsunfallversicherung  gestalten  und  welchen  Ein- 
fluß sie  auf  die  Knappschaf  tspensionskassen  äußern  würde.  Ein 
Teil  der  finanziellen  Leistungen  würde  ihr  zur  Last  fallen,  so  daß 
man  für  die  finanziell  nicht  sehr  gesicherten  Knappschaftspensions- 
kassen  mit  einer  Erleichterung  oder  vermiedenen  Erhöhung  der 
Beiträge  rechnen  konnte.  Hauptsächlich  mußte  das  Invaliditäts- 
und Altersversicherungsgesetz  abgewartet  werden.  Nachdem  die 
Knappschaftskrankenkassen  ihre  landesrechtliche  Sonderstellung 
behalten  hatten,  konnte  angenommen  werden,  daß  den  Pensions- 
kassen des  Bergbaus  gleiches  Recht  zugestanden  würde.  Eine 
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bedingungslose  Ausnahmestellung  war  natürlich  nicht  zu  er- 
warten. 

Das  Landesgesetz  entsprach  den  geschilderten  Verhältnissen; 
die  Vorschriften  waren  so  gefaßt,  daß  sie  den  bestehenden  Zustand 
beim  Pensionswesen  gesetzlich  festlegten,  soweit  er  als  Grundlage 
zu  einem  Weiterbau  benutzt  werden  konnte.  Einrichtungen,  die 
sich  nicht  bewährt  oder  als  schädlich  gezeigt  hatten,  wurden  be- 
seitigt. Ferner  waren  verschiedene  Vorschriften  dem  Gesetze 
eingefügt,  die  der  endgültigen  Neugestaltung  des  Pensionswesens 
vorarbeiten  sollten.  An  ihnen  wollte  man  nach  Bekanntwerden 
der  Reichsgesetzgebung  anknüpfen  und  dem  Ziele  zustreben, 
mehrere  Pensionsverbände  oder  eine  Pensionskasse  für  das  ganze 
Königreich  zu  schaffen. 

Schließlich  erfüllte  der  Gesetzgeber  einige  Forderungen,  deren 
Nützlichkeit  sich  bei  ähnlichen  Einrichtungen  gezeigt  hatte.  Die 
Schlichtung  von  Streitigkeiten  zwischen  Arbeiter  und  Arbeitgeber 
wurde  Schiedsgerichten  übertragen,  die  Freizügigkeit  wurde  un- 
eingeschränkt verwirklicht  und  das  Institut  der  Generalversamm- 
lung dem  vorbildlichen  Reichsgesetze  entlehnt. 

Die  Knappschaftskassen  beim  Kohlenbergbau  entsprachen, 
soweit  sie  Pensionen  gewährten,  einer  gesetzlichen  Forderung  bis 
jetzt  noch  nicht  (im  Gegensatz  zum  Erzbergbau).  Das  Gesetz 
von  1884  machte  sie  obligatorisch;  wo  Pensionskassen  be- 
standen, durften  sie  nicht  mehr  aufgelöst  werden.  Man  wollte 
vermeiden,  daß  die  Kassen  wegen  der  Erhöhung  der  Werksbeiträge 
aufgelöst  würden. 

Ebenso  ist  bekannt,  daß  die  Knappschaftskassen  des  Kohlen- 
bergbaus Pensions-  und  Krankenkasse  in  sich  vereinigten.  Wegen 
der  Schädlichkeit  dieser  Einrichtung  wurde  die  vollständige 
Trennung  der  beiden  Kassen  im  Gesetze  von  1884  ausgesprochen. 
Sie  sollte  dergestalt  durchgeführt  werden,  daß  die  alten  Knapp- 
schaftskassen als  reine  Pensionskassen  weiter  bestünden.  Als 
Träger  der  Krankenversicherung  sollten  neue  Kassen  eingerichtet 
werden.  Beim  Erzbergbau  waren  die  alten  Revierknappschafts- 
kassen reine  Pensionsinstitute.  Krankenunterstützung  wurde  in 
einem  begrenzten  Maße  (vier  Wochen)  vom  Unternehmer  gewährt. 
Mit  Einführung  des  neuen  Gesetzes  ging  sie  an  die  Krankenkassen 
über.  Hier  also  bestanden  keine  entsprechenden  Einrichtungen, 
an  denen  man  anknüpfend  die  neuen  Krankenkassen  hätte  ent- 
wickeln können. 

Die  beiden  Kassenarten  besaßen  die  Rechte  juristischer 
Personen. 

Für  die  Trennung  der  beiden  Kassen  hat  noch  folgendes 
Moment  gesprochen:  durch  das  Knappschaftsgesetz  war  die  Bei- 
tragspflicht der  Grubenbesitzer  zu  den  beiden  Kassen  verschieden 
hoch  festgelegt.  Infolgedessen  war  ihre  Vertretung  im  Vorstande 
bei  den  Kassen,  die  sich  nach  der  Höhe  der  Beiträge  richtete, 
nicht  gleich. 
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Zu  den  Maßregeln,  welche  die  Zusammenfassung  der  Pensions- 
kassen vorbereiten  sollten,  gehört  die  Bestimmung,  daß  die 
Mitgliederzahl  nicht  weniger  als  100  betragen  dürfe.  Wurde  eine 
Kasse  neu  errichtet,  so  wurde  eine  Mitgliederzahl  von  mindestens 
500  vorausgesetzt.  Zwitterhafte  Gebilde  sollten  von  vornherein 
ausgeschlossen  sein.  Ferner  wurde  die  Vereinigung  mehrerer 
Kassen  vom  Gesetze  tunlichst  erleichtert  und  begünstigt,  um 
größere  und  lebensfähigere  Gebilde  zu  schaffen. 

Die  wichtigste  Vorschrift  war,  daß  die  Werks-  und  Arbeiter- 
beiträge gleich  hoch  sein  sollten.  Mit  dieser  Maßregel  wollte  man 
eine  finanzielle  Gesundung  der  Kassen  herbeiführen.  Die  finan- 
zielle Notlage  der  meisten  Kassen  machte  es  unmöglich  —  neben 
der  noch  unentschiedenen  Reichsgesetzgebung  — ,  bereits  mit  dem 
vorliegenden  Gesetze  die  Verschmelzungsfrage  zu  lösen.  Das 
Ministerium  des  Innern  hatte  die  Knappschaftskassen  beim  Stein- 
kohlenbergbau nach  versicherungswissenschaftlichen  Grundsätzen 
untersuchen  lassen,  und  zwar  nach  dem  Stande  vom  31.  Dezember 
1881.  Das  Ergebnis  war,  daß  das  Vermögen  der  Kassen  beim 
Steinkohlenbergbau  zusammengenommen  nicht  ausreichte,  um 
alle  Anwartschaften  zu  decken.  Es  bestand  noch  ein  Fehlbetrag 
von  über  eine  halbe  Million  Mark.  Außerdem  war  es  der  Regierung 
unmöglich  damals  vorzugehen,  da  die  rechnerischen  Unterlagen 
noch  nicht  vollständig  beschafft  waren,  um  die  Reserven  für  die 
Aktiven  annähernd  berechnen  zu  können. 

Die  vorausgegangenen  Erörterungen  über  das  Gesetz  von  1884 
haben  zum  großen  Teile  die  Umwandlung  erkennen  lassen,  die 
das  sächsische  Knappschaftswesen  infolge  Änderung  der  recht- 
lichen Grundlagen  erlitt.  Die  Reform  bedeutete  Modernisierung. 
Das  Knappschaftswesen  wurde  mit  all  den  Fortschritten  in  Ein- 
klang gebracht,  zu  denen  man  in  den  letzten  Jahren  auf  den  Ge- 
bieten des  Versicherungswesens  und  der  Sozialpolitik  gelangt  war. 
Das  alte  Knappschaftswesen,  das  sich  in  vielen  Einrichtungen 
erhalten  hatte,  wurde  zurückgedrängt  und  mußte  den  neuen  Er- 
rungenschaften Platz  machen. 

Die  alten  Kassen  waren  nur  Wohltätigkeitsanstalten,  sie 
waren  auf  keiner  oder  auf  einer  unzureichenden  Versicherungs- 
grundlage aufgebaut.  Die  in  den  letzten  Jahren  vor  1884  ge- 
gründeten Kassen  sind  bis  zu  einem  gewissen  Grade  auszunehmen, 
da  man  vielfach  die  Fortschritte  in  der  Versicherungstechnik  be- 
nutzte und  die  Grundlagen  durch  das  statistische  Amt  begutachten 
ließ.  In  den  Jahren  1884  bis  1891  wandelten  sich  viele  Kassen  in 
Versicherungsinstitute  um.  Auf  die  Initiative  des  Bergamts,  der 
Aufsichtsbehörde,  hin  wurden  bei  mehreren  Pensionskassen  die 
Beiträge  bedeutend  erhöht.  Während  man  vor  1884  allgemein 
das  Umlage  verfahren  benutzte,  wurde  seit  diesem  Zeitpunkte 
danach  gestrebt  und  bei  mehreren  Kassen  auch  erreicht,  daß  die 
Beiträge  nach  dem  Kapitaldeckungsverfahren  erhoben  wurden. 
Wohl  entspricht  es  noch  nicht  vollkommen  dem  Versicherungs- 
prinzip, da  bei  ihm  im  Gegensatz  zum  Prämiendurchschnitts- 
verfahren nicht  die  volle  Rentenlast  berechnet  wird,  sondern  nur 
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die  in  einer  bestimmten  Periode  fälligen  Renten  durch  die  Beiträge 
gedeckt  sind.  Doch  erleichtert  es  den  Übergang  zum  Prämien- 
durchschnittsverfahren.*) 

Im  Jahre  1888  betrugen  die  Beiträge  im  Verhältnisse  zum  Lohne : 


Erzbergbau: 
Höchstleistung : 

9  %     in  dem  Freiberger  Revier, 


o  7o 

57,% 
6% 


1  Revier, 
3  Revieren, 
1  Revier, 


Mindestleistung : 

5%     in  1  Revier. 


Steinkohlenbergbau 
Höchstleistung : 
8— 9%  bei  1 
8% 


7% 
6% 
5% 
4,4% 
4,2  o/o 

4% 

3,6  % 


Kasse, 
Kassen, 
Kasse, 
Kassen, 
Kasse, 


4 
1 
4 
1 

1  ,, 
1  „ 

3  Kassen 
4 


Mindestleistung : 
3,4%    bei  1 


Kasse. 


Die  Pensionskassen  nach  1884  erfüllen  ein  Erfordernis  von 
Versicherungsanstalten  insofern,  als  die  Rückzahlung  von  Bei- 
trägen eingeführt  ist.  Bereits  das  provisorische  Gesetz  von  1882 
hatte  die  Rückge Währung  von  Beiträgen  beim  Austritt  aus  dem 
Knappschaftsverband  festgesetzt.  Da  seine  Bestimmungen  in  das 
Knappschaftsgesetz  übernommen  wurden,  so  sei  auf  jene  Aus- 
führungen **)  verwiesen.  Es  besteht  eine  geringe  Abweichung, 
die  Höhe  der  Pension  wird  anders  berechnet.  Der  während  der 
Beschäftigung  des  Arbeiters  im  Werksdienste  geordnete  Pensions- 
satz wird  voll  und  außerdem  die  Hälfte  des  Betrags  gewährt,  um 
den  die  Pension  gestiegen  sein  würde,  wenn  der  Arbeiter  bis  zu 
seinem  Eintritte  in  die  Pension  im  Werksdienste  geblieben  wäre 
(§  62).  Damit  kommen  dem  Arbeiter  die  anteiligen  Grubenbeiträge 
zugute. 

Die  Gesetzgebung  von  1884  läßt  wie  das  Notstandsgesetz 
von  1882  diejenigen  Arbeiter  ihre  Ansprüche  an  die  Kasse  ein- 
büßen, welche  freiwillig,  aber  ordnungsgemäß,  das  heißt  unter 
Einhaltung  der  normierten,  vierwöchentlichen  Kündigungsfrist 
ihre  Arbeitsstelle  aufgeben  und  damit  ihre  Mitgliedschaft  zur 
Kasse  verlieren.  Die  Bestimmung  wird  in  ihrer  Wirkung  gemildert, 
weil  die  Freizügigkeit  vollkommen  durchgeführt  ist.  Nach  §  57 
ist  sie  folgendermaßen  geregelt: 

„Ist  nach  dem  Kassenstatute  die  Dienstzeit  für  die  Höhe 
der  Pension  entscheidend,  so  wird  zu  dieser  Dienstzeit  die  Zeit 
hinzugerechnet,  welche  das  Mitglied  auf  anderen  nicht  zu  derselben 
Pensionskasse  gehörigen  Bergwerken  als  Kassenmitglied  zuge- 
bracht hat." 


*)  Vgl.  Invaliditäts-  und  Altersversicherung:  1889 — 1899  Kapitaldeckungs- 
verfahren. 

*♦)  Vgl.  S.  41—45. 
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Die.  Pensionskasse,  der  der  Bergmann  früher  angehört  hat, 
muß  die  von  ihm  geleisteten  wie  die  anteiligen  Grubenbeiträge 
überweisen.  Zinsen  und  gewährte  Unterstützungen  können  ab- 
gezogen werden  (Pensionen  von  Halbinvaliden  und  Begräbnis- 
gelder der  Angehörigen). 

Weiterhin  brachte  das  Jahr  1884  eine  wichtige  Änderung 
für  das  Knappschaftswesen  beim  Erzbergbau.  Die  Arbeiter- 
schaft, welche  bei  diesem  Zweige  des  Bergbaus  beschäftigt  war, 
war  in  ständige  und  unständige  Arbeiter  geteilt.  Mitglieder  der 
Revierkassen  waren  nur  die  ständigen  Arbeiter;  die  unständigen 
waren  von  der  Teilnahme  an  den  Knappschaftsinstituten  aus- 
geschlossen. Die  Einteilung  in  ständige  und  unständige  Arbeiter 
war  von  Bedeutung,  weil  die  Grubenbesitzer  der  gesetzlichen 
Unterstützungspflicht  in  Krankheits-  und  Unglücksfällen  nur  den 
ständigen  Arbeitern  gegenüber  nachkamen. 

Durch  das  Knappschaftsgesetz  wurden  die  Verhältnisse  ge- 
ändert, sein  §  1  lautete: 

,,Alle  beim  Bergbau  beschäftigten  Bergarbeiter,  sofern  nicht 
die  Beschäftigung  ihrer  Natur  nach  eine  vorübergehende  oder 
durch  den  Arbeitsvertrag  im  voraus  auf  einen  Zeitraum  von  weniger 
als  einer  Woche  beschränkt  ist,  sind  gegen  Krankheit  zu  ver- 
sichern/' 

Für  die  Pensionskassen  ordnete  es  §  54.  Nach  ihm  mußten 
alle  Bergarbeiter  in  den  zugehörigen  Pensionskassen  gegen  Erwerbs- 
unfähigkeit (Invalidität)  versichert  sein.  Die  unständigen  Arbeiter 
waren  also  von  der  Versicherung  nicht  mehr  ausgeschlossen;  im 
Gegenteil,  auch  für  sie  bestand  jetzt  Versicherungszwang. 

Das  Knappschaftswesen  in  den  Jahren  1851  bis  1884,  vor 
allem  beim  Kohlenbergbau,  war  ziemlich  zersplittert.  Auch  das 
Allgemeine  Berggesetz  von  1868  bedeutete  keinen  Fortschritt. 
Die  Beseitigung  des  Übelstandes  angebahnt  zu  haben,  ist  das 
Verdienst  des  Knappschaftsgesetzes.  Es  enthielt  ferner  eine  ein- 
gehende Regelung  des  Kassenwesens,  während  das  Allgemeine 
Berggesetz  zu  liberal  gehalten  war  und  dem  Statut  die  weitere 
Ordnung  der  Verhältnisse  überließ.  Das  Statut  verlor  seine  alte  Be- 
deutung. Der  Fall,  daß  zum  Beispiel  bei  der  wichtigen  Frage,  ob 
der  entlassene  Arbeiter  seine  Ansprüche  behält  oder  verliert,  der 
Schwerpunkt  im  Statut,  in  der  Selbstverwaltung  lag,  war  aus- 
geschlossen. 

Unser  Interesse  beansprucht  die  gesetzlich  herbeigeführte 
Änderung  der  Aufsichtsbehörde.  Früher  stand  die  Aufsicht  über 
die  Kassen  der  Ortsbehörde  zu,  an  deren  Stelle  1874  die  Amts- 
hauptmannschaf ten  traten.  Das  neue  Gesetz  überträgt  sie  der 
Behörde,  die  wohl  den  größten  Anspruch  hatte:  dem  Bergamt. 

Es  ist  noch  zu  erwähnen,  wie  der  Aufbau  der  neuen  Organi- 
sation im  einzelnen  angeordnet  war  und  welche  Rechte  und  Pflichten 
für  die  Beteiligten  bestanden.  Zunächst  wollen  wir  die  Organi- 
sation der  Krankenkassen  kennen  lernen. 

Für  jedes  Bergwerk  muß  eine  Krankenkasse  errichtet  werden 
(also  Betriebskrankenkasse).     Als  Voraussetzung  gilt,  daß  min- 
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destens  100  versicherungspflichtige  Personen  regelmäßig  be- 
schäftigt werden.  Ist  sie  nicht  erfüllt,  so  wird  für  mehrere  Berg- 
werke eine  gemeinschaftliche  Kasse  gegründet.  Die  Aufsichts- 
behörde kann  von  dieser  Vorschrift  befreien,  wenn  die  dauernde 
Leistungsfähigkeit  der  Kasse  in  einer  von  ihr  für  ausreichend 
erachteten  Weise  sichergestellt  ist.  Andererseits  ist  die  Möglich- 
keit offen  geblieben,  mehrere  Kassen  zu  vereinen,  ohne  daß  der 
Fall  einer  ungenügenden  Mitgliederzahl  vorliegt.  Doch  ist 
die  Genehmigung  der  Aufsichtsbehörde  notwendig.  Nach  dem 
Gesetze  ist  ein  Zusammenschluß  von  Kassen  zu  einem  Verbände 
möglich,  um  bestimmte  Zwecke  verwirklichen  zu  können  oder  um 
die  Unkosten  herabzudrücken,  so  die  Anlage  gemeinsamer  Heil- 
anstalten oder  die  Abschließung  gemeinsamer  Verträge  mit  Ärzten, 
Apotheken  und  Krankenhäusern. 

Die  Mitgliedschaft  beginnt  mit  dem  Eintritt  in  die  Beschäfti- 
gung. Mit  dem  Zeitpunkte,  in  dem  der  Arbeiter  Mitglied  der 
Kasse  geworden  ist,  beginnt  sein  Recht  auf  Unterstützung.  Ebenso 
erlöschen  die  Ansprüche  auf  die  Leistungen  der  ^Krankenkasse, 
wenn  der  Arbeiter  aus  der  die  Mitgliedschaft  begründenden  Be- 
schäftigung ausscheidet.  Damit  ist  dem  Charakter  einer  Kranken- 
kasse vollkommen  entsprochen ;'  ihre  Aufgabe  ist  es,  dem  Arbeiter 
Unterstützung  angedeihen  zu  lassen,  solange  er  Mitglied  ist. 
Dagegen  gestattet  das  Gesetz,  daß  die  Arbeiter,  die  der  Kasse 
zwei  Jahre  ununterbrochen  angehört  haben,  nach  ihrem  Aus- 
scheiden aus  der  Arbeit  ihre  Mitgliedschaft  auf  höchstens  ein 
Jahr  behalten.  Werden  sie  auf  Grund  ihrer  Beschäftigung  Mit- 
glied irgend  einer  anderen  Krankenkasse,  so  gilt  die  Vergünstigung 
selbstverständlich  nicht;  ferner  ist  Vorbedingung:  Aufenthalt  im 
Königreich  Sachsen  und  die  vollen  Beiträge,  das  heißt  auch  die 
anteiligen  Werksbeiträge. 

Die  Teilnahme  der  Betriebsbeamten  an  den  Krankenkassen 
ist  nicht  schlechthin  obligatorisch.  Sie  wird  denen  freigestellt, 
die  in  Betriebsverwaltungen  des  Staates  mit  festem  Gehalte  an- 
gestellt sind,  ebenso  den  Beamten,  deren  täglicher  Arbeitsverdienst 
62/3  M  übersteigt.  Treffen  diese  Voraussetzungen  nicht  zu,  so 
besteht  Versicherungspflicht. 

Die  Pflichten  der  Mitglieder  und  der  beteiligten  Unternehmer 
der  Kasse  gegenüber  sind  wie  folgt  normiert.  Die  Beitragspflicht 
ist  so  geregelt,  daß  der  Werksbesitzer  nicht  weniger  als  die  Hälfte 
der  gesamten  Mitgliederbeiträge  leisten  darf.  Doch  tritt  eine 
finanzielle  Mehrbelastung  des  Unternehmers  ein,  wenn  die  Beiträge 
der  Arbeiter  Prozent  des  durchschnittlichen  Tagelohns  oder 
des  Arbeitsverdienstes  erreichen  und  trotzdem  die  gesetzlichen 
Mindestleistungen  nicht  erfüllt  werden.  Außerdem  sind  dem 
Arbeitgeber  die  beiden  Aufgaben  zugewiesen,  jede  versicherungs- 
pflichtige Person  spätestens  am  dritten  Tage  nach  Beginn  der 
Beschäftigung  anzumelden  wie  nach  Beendigung  abzumelden  und 
die  Beiträge  der  Arbeiter  zu  erheben. 

Abgesehen  von  den  Beiträgen  der  Mitglieder  ist  gestattet, 
daß  ein  Eintrittsgeld  erhoben  wird.    Es  darf  den  Kassenbeitrag 
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von  sechs  Wochen  nicht  übersteigen.  Hat  das  neue  Mitglied 
bereits  zu  einer  anderen  Knappschaftskrankenkasse  oder  sonstigen 
Krankenkasse  oder  zur  Gemeindeversicherung  beigesteuert,  so  ist 
es  von  einem  Eintrittsgelde  befreit,  wenn  seitdem  noch  nicht 
dreizehn  Wochen  verflossen  sind. 

Den  finanziellen  Pflichten  der  Beteiligten  entsprechen  folgende 
Vorteile  der  Versicherten  im  Falle  einer  Krankheit  oder  durch 
Krankheit  herbeigeführten  Erwerbsunfähigkeit : 

1.  vom  Beginne  der  Krankheit  ab  freie  ärztliche  Behandlung, 
Arznei  sowie  Brillen,  Bruchbänder  und  ähnliche  Heil- 
mittel, 

2.  im  Falle  der  Erwerbsunfähigkeit  vom  dritten  Tage  nach 
dem  Tage  der  Erkrankung  ab  für  jeden  Arbeitstag  einen 
Krankenlohn  in  Höhe  der  Hälfte  des  durchschnittlichen 
Tagelohnes.  Die  Krankenunterstützung  endet  mit  dem 
Ablauf  der  dreizehnten  Woche  nach  Beginn  der  Krankheit. 
Wird  freie  Kur  und  Verpflegung  in  einem  Krankenhause 
gewährt,  so  kann  die  Hälfte  des  aufgeführten  Kranken- 
lohnes verabreicht  werden,  wenn  der  Untergebrachte  An- 
gehörige hat,  deren  Unterhalt  er  bisher  aus  seinem  Arbeits- 
verdienste bestritten  hat. 

Das  unter  2  genannte  Krankenlohn  muß  auch  Wöchnerinnen 
auf  die  Dauer  von  drei  Wochen  nach  der  Niederkunft  gewährt 
werden. 

Ferner  gehört  zu  den  Leistungen  der  Krankenkasse  ein  Sterbe- 
geld. Nach  dem  Knappschaftsgesetz  wird  es  nicht  bloß  beim 
Tode  eines  Mitgliedes  gewährt,  sondern  auch  die  Sterbefälle  der 
Ehefrau  des  Mitgliedes  und  der  Kinder  unter  14  Jahren  sind 
eingeschlossen,  soweit  sie  nicht  selbst  versichert  sind.  Es  ist 
damit  über  das  Reichsgesetz  hinausgegangen,  nach  dem  nur  beim 
Ableben  eines  Mitgliedes  ein  Sterbegeld  fällig  ist.  Diese  Bestimmung 
entspricht  dem  eigenartigen  Charakter  des  Knappschaftswesens. 
Das  Sterbegeld  wird  nach  dem  ortsüblichen  Tagelohn  berechnet 
und  beträgt  sein  zwanzigfaches.  Beim  Tod  der  Ehefrau  sinkt  es 
auf  die  Hälfte,  und  beim  Tode  eines  Kindes  wird  der  fünfte  Teil 
verabreicht. 

Die  aufgeführten  Leistungen  sind  als  Mindestleistungen  an- 
zusehen, die  jede  Knappschaftskrankenkasse  zu  erfüllen  hat. 
Ihnen  stehen  die  Höchstleistungen  gegenüber,  bis  zu  denen  ge- 
gangen werden  kann.  Sie  sind  ebenfalls  gesetzlich  genau  festgelegt. 
Um  einer  finanziellen  Überlastung  der  Bergwerksbesitzer  vorzu- 
beugen, dürfen  die  Kassenleistungen  nur  mit  ihrer  Zustimmung 
erweitert  werden.  Außerdem  ist  die  Genehmigung  der  Aufsichts- 
behörde in  jedem  Falle  einzuholen.  Die  Leistungen  können  in 
folgendem  Umfange  erhöht  werden: 

1.  Die  Krankenunterstützung  kann  bis  zu  einem  Jahre  ver- 
längert werden. 
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2.  Der  Krankenlohn  kann  in  besonderen  Fällen  bis  zu  3/4  des 
durchschnittlichen  Tagelohns  oder  des  Arbeitsverdienstes 
festgesetzt  werden. 

3.  Bei  Unterbringung  in  einem  Krankenhause  kann  ein 
Krankenlohn  bis  zu  1/8  des  durchschnittlichen  Tagelohnes 
oder  Arbeitsverdienstes  auch  denen  bewilligt  werden, 
welche  nicht  den  Unterhalt  von  Angehörigen  aus  ihrem 
Lohn  bestritten  haben, 

4.  Das  Sterbegeld  kann  bis  zum  vierzigfachen  Betrage  des 
ortsüblichen  Tagelohnes  erhöht  werden. 

5.  Das  beim  Tode  der  Ehefrau  fällige  Sterbegeld  kann  bis  zu 
2/3  des  für  das  Mitglied  festgestellten  Sterbegeldes  betragen, 
für  das  Kind  bis  zu  Doch  wird  in  solchem  Falle  eine 
ununterbrochene  zweijährige  Mitgliedschaft  vorausgesetzt. 

Die  Höchst-  und  Mindestleistungen  sind  also  gesetzlich  fest- 
gelegt. Zwischen  ihnen  müssen  sich  die  Leistungen  einer  jeden 
Krankenkasse  bewegen.  Sie  im  einzelnen  zu  bestimmen,  ist  die 
Aufgabe  des  Kassenstatuts,  das  für  jede  Krankenkasse  bestehen 
muß.  Es  wird  von  dem  Werksbesitzer  und  von  den  seitens  der 
Mitglieder  gewählten  Vertretern  gemeinschaftlich  errichtet  und 
bedarf  der  Genehmigung  der  Aufsichtsbehörde.  Dagegen  bei  den 
Bergwerken,  die  nach  dem  1.  Dezember  1884  neu  entstehen  oder 
in  neuen  Betrieb  kommen,  errichten  die  Bergwerksbesitzer  nach 
Anhören  der  beschäftigten  Personen  oder  ihrer  Vertreter  das 
Statut. 

Bei  der  Wahl  der  Vertreter  steht  das  aktive  wie  passive 
Wahlrecht  denen  zu,  welche  großjährig  und  im  Besitze  der  bürger- 
lichen Ehrenrechte  sind. 

Das  Statut  entscheidet  ferner  über  die  Höhe  der  Beiträge, 
welche  die  Beteiligten  aufzubringen  haben.  Natürlich  sind  sie  in 
den  vom  Gesetze  gegebenen  Grenzen  zu  bemessen.  Die  übrigen 
Bestimmungen,  die  das  Statut  enthalten  muß,  sind  dahin  zu 
charakterisieren,  daß  sie  mehr  die  Praxis  der  Kassenverwaltung 
regeln  sollen. 

Das  gesetzlich  festgelegte  Verhältnis  der  Mitglieder-  und 
Werksbeiträge  ist  für  die  Zusammensetzung  des  Kassenvorstandes 
entscheidend.  Er  besteht  zu  2/3  aus  Kassenmitgliedern,  die  von 
der  Generalversammlung  gewählt  werden.  Das  letzte  Drittel  ist 
den  Werksbesitzern  eingeräumt.  Ist  eine  Krankenkasse  beim  Erz- 
bergbau für  ein  Revier  errichtet,  so  tritt  an  die  Stelle  der  Werks- 
besitzer der  Revierausschuß,  der  in  den  Vorstand  Beauftragte 
entsendet.  Den  Vorsitz  im  Vorstande  führt  der  Bergwerksbesitzer 
bez.  sein  Vertreter. 

Im  Jahre  1885  bestanden  beim  sächsischen  Bergbau  im 
ganzen  76  Knappschaftskrankenkassen.  Die  Mitgliederzahl  betrug 
313.  Im  Durchschnitt  hat  eine  Krankenkasse  385  Mitglieder. 
Es  ist  also  eine  Dezentralisation  angestrebt  worden  im  Gegensatz 
zu  den  Pensionskassen.  Auf  die  einzelnen  Zweige  des  Bergbaus 
verteilen  sich  die  Kassen  wie  folgt: 
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Erzbergbau 

20  Kassen 
7  590  Mitglieder 


1885 

Steinkohlenbergbau 

45  Kassen 
19  353  Mitglieder 


Braunkohlenbergbau 

19  Kassen 
2370  Mitglieder 


Im  Laufe  der  Jahre  hat  sich  ein  Zusammenschluß  der  Kranken- 
kassen vollzogen.  Die  Zahl  der  Kassen  hat  sich  vermindert,  die 
der  Mitglieder  hat  in  unbedeutendem  Maße  zugenommen.  Infolge 
des  Zurückgehens  des  Erzbergbaus  und  wegen  des  eingetretenen 
Abbaus  vieler  Steinkohlenwerke  haben  sich  Kassen  aufgelöst, 
während  sich  neue  Werke  vielfach  an  bestehende  Krankenkassen 
anschlössen.  1899  bestanden  nur  58  Krankenkassen  mit  29  990 
Mitgliedern.  Im  Durchschnitt  kamen  auf  eine  Kasse  517  Mit- 
glieder.  Die  einzelnen  Bergbauzweige  wiesen  1899  auf: 


Erzbergbau 

14  Kassen 
3750  Mitglieder 


S  teinkohlenbergbau 

32  Kassen 
23  496  Mitglieder 


Braunkohlenbergbau 

18  Kassen 
2740  Mitglieder 


Das  Verhältnis  zwischen  Beitrag  und  Lohn  ist  bei  den  einzelnen 
Kassen  äußerst  verschieden.  Die  Tatsache  ist  in  den  lokalen  Ver- 
hältnissen bedingt.  Es  sei  deshalb  für  die  einzelnen  Bergbauzweige 
der  höchste  und  niedrigste  Prozentsatz  angegeben;  die  Beiträge 
im  Verhältnis  zum  Lohn  schwanken  (1888) 

beim  Erzbergbau  zwischen  2,25  %  u.  4,5  %, 

Steinkohlenbergbau  .  ,,  1,8  %  u.  4,95  %, 
Braunkohlenbergbau  .        ,,       1,5  %  u.  4,65  %. 

Über  die  Pensionskassen  ist  noch  einiges  nachzu- 
tragen. Die  meisten  Vorschriften  sind  schon  bei  der  allgemeinen 
Betrachtung  über  das  Gesetz  von  1884  berührt.  Andrerseits  findet 
ein  großer  Teil  der  Vorschriften  über  die  Krankenkassen  sinn- 
gemäße Anwendung.  Schließlich  darf  nicht  vergessen  werden, 
daß  man  beim  Pensionswesen  noch  nicht  zu  einem  endgültigen 
Abschlüsse  gelangte,  sondern  zunächst  die  alten  Knappschafts- 
kassen als  Pensionsinstitute  weiter  bestehen  ließ. 

Nach  1884  hatten  beide  Teile,  Bergwerksbesitzer  wie  Arbeiter- 
schaft, gleich  hohe  Beiträge  aufzubringen.  Der  Beitragshöhe 
entsprechend  setzte  sich  der  Kassenvorstand  zusammen:  er  sollte 
zur  einen  Hälfte  aus  Werksbesitzern  und  zur  anderen  aus  Kassen- 
mitgliedern bestehen.  Beim  Erzbergbau  trat  der  Revierausschuß 
bez.  seine  Vertretung  an  die  Stelle  der  Grubenbesitzer. 

Folgende  von  den  angeführten  Vorschriften  über  Kranken- 
kassen haben  für  die  Pensionskassen  sinngemäße  Geltung: 

Die  Bestimmungen  über  den  Beginn  der  Mitgliedschaft,  über 
das  Kassenstatut,  über  die  Anmeldepflicht  der  Bergwerksbesitzer 
und  über  die  Einziehung  der  Beiträge. 
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Die  beiden  Institutionen,  welche  dem  sächsischen  Knapp- 
schaftswesen bis  zum  Jahre  1884  fremd  waren,  sind  die  General- 
versammlung und  das  Schiedsgericht.  Sie  finden  sich  bei  dem 
Kranken-  wie  Pensionskassenwesen.  Die  Generalversammlung 
besteht  entweder  aus  sämtlichen  Kassenmitgliedern  oder  ihren 
Vertretern.  Die  Entscheidung  über  eine  der  beiden  Möglichkeiten 
trifft  das  Statut.  Zählt  die  Kasse  100  und  mehr  Mitglieder,  so 
muß  die  Generalversammlung  aus  Vertretern  bestehen.  Die 
Generalversammlung,  welche  dergestalt  zusammengesetzt  ist,  hat 
nur  die  Vertreter  der  Mitglieder  im  Kassenvorstande  zu  wählen. 

In  den  übrigen  Fällen  haben  die  Bergwerksbesitzer  Anspruch 
auf  Vertretung  in  der  Generalversammlung.  Die  Zahl  der  ihnen 
zustehenden  Stimmen  entspricht  der  Höhe  der  Beiträge;  bei  der 
Krankenkasse  verfügen  sie  über  1/3  und  bei  der  Pensionskasse 
über  die  Hälfte  der  Stimmen.  Ist  die  Kasse  eine  Revierkasse, 
so  werden  die  Bergwerksbesitzer  durch  den  Revierausschuß  ver- 
treten. 

Über  die  Tätigkeit  der  Generalversammlung  schreibt  das 
Gesetz  vor:  ,, Soweit  die  Kassenangelegenheiten  nicht  vom  Vor- 
stande wahrgenommen  werden,  steht  ihr  die  Beschlußnahme 
darüber  zu."  Außerdem  sind  ihr  drei  bestimmte  Aufgaben  vor- 
behalten : 

1.  über  Abänderung  der  Statuten  Beschluß  zu  fassen, 

2.  die  Abnahme  der  Jahresrechnung  und  die  Befugnis,  sie 
vorgängig  durch  einen  besonderen  Ausschuß  prüfen  zu 
lassen, 

3.  die  Verfolgung  von  Ansprüchen,  welche  der  Kasse  gegen 
Vorstandsmitglieder  aus  ihrer  Amtsführung  erwachsen. 

Schiedsgerichte.  Streitigkeiten  über  zu  leistende  Beiträge  und  Unterstützungen 
werden  gesetzesgemäß  durch  Schiedsgerichte  entschieden.  Diese 
setzen  sich  zusammen:  ein  von  der  Aufsichtsbehörde  beauftragtes 
Mitglied  derselben  führt  den  Vorsitz.  Die  Zahl  der  Beisitzer  ist 
auf  vier  festgesetzt,  von  denen  zwei  Werksbesitzer  bez.  Revier- 
ausschußmitglieder sein  müssen.  Die  beiden  anderen  gehören  den 
Versicherten  an.  Die  beiden  Interessengruppen  wählen  ihre  Ver- 
treter in  geheimer  Abstimmung.  Die  Bergwerksbesitzer  haben 
das  Amt  eines  Beisitzers  als  unentgeltliches  Ehrenamt  zu  verwalten. 

Die  Klage  wird  schriftlich  oder  mündlich  zu  Protokoll  an- 
gebracht. Der  Vorsitzende  kann  zunächst  einen  Vergleichstermin 
mit  den  Parteien  abhalten,  ohne  daß  die  Beisitzer  zugezogen 
werden  müssen.  Scheitert  der  Vergleich,  so  ist  ein  möglichst 
naher  Termin  zur  Verhandlung  anzusetzen.  Die  Verhandlung  ist 
öffentlich  und  mündlich.  Nach  Schluß  der  Verhandlung  hat  das 
Schiedsgericht  die  Entscheidung,  die  mit  Stimmenmehrheit  zu 
erfolgen  hat,  zu  fällen  und  zu  verkünden.  Sie  ist  endgültig  und 
sofort  vollstreckbar. 

Die  Verordnung  vom  20.  Oktober  1884  hat  die  Zahl  der 
Bergschiedsgerichte  und  die  Bezirke,  für  die  sie  errichtet  werden 
sollen,  genau  begrenzt.    Nach  ihr  bestehen  fünf  Schiedsgerichte: 
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1.  für  das  Braunkohlenrevier  des  Berginspektionsbezirks 
Dresden  mit  dem  Sitze  in  Zittau, 

2.  für  die  Berginspektionsbezirke  Freiberg  I  und  II  sowie 
für  das  Steinkohlenrevier  des  Berginspektionsbezirks  Dres- 
den mit  dem  Sitze  in  Freiberg, 

3.  für  das  Braunkohlenrevier  des  Berginspektionsbezirks 
Chemnitz  mit  dem  Sitze  in  Grimma, 

4.  für  das  Steinkohlenrevier  des  Berginspektionsbezirks  Chem- 
nitz mit  dem  Sitze  in  Lugau  und 

5.  für  den  Berginspektionsbezirk  Zwickau  mit  dem  Sitze  in 
Zwickau. 

Die  Verordnung  brachte  für  den  Kläger  eine  Erleichterung; 
der  Kreis  der  Behörden,  die  zur  Annahme  der  Klage  verpflichtet 
sind,  wurde  erweitert.  Neben  dem  Bergamte  wurden  die  Berg- 
inspektionen zu  Freiberg,  Dresden,  Chemnitz  und  Zwickau  sowie 
die  Amtshauptmannschaften  und  die  Stadträte  mit  revidierter 
Städteordnung,  in  deren  Bezirk  der  Kläger  beschäftigt  ist  oder 
sich  aufhält,  damit  beauftragt.  Sie  hatten  die  angebrachten 
Klagen  an  das  Bergamt  weiterzugeben. 

Von  den  Vorschriften  des  Gesetzes  über  die  Pensions-  wie 
Krankenkassen  gehört  noch  die  hierher,  welche  die  Berufung  gegen 
Beschlüsse,  Verfügungen  und  Entscheidungen  des  Bergamts  als 
Aufsichtsbehörde  regelt.  Als  Berufungsinstanz  gilt  die  Kreishaupt- 
mannschaft Dresden.  Sie  entscheidet  kollegialisch  unter  Mit- 
wirkung eines  bergmännischen  Sachverständigen,  der  ihr  ständig 
zugewiesen  ist. 

Nachdem  versucht  worden  ist,  den  Einfluß  des  Gesetzes  von 
1884  darzustellen,  sind  die  einzelnen  Zahlen  einzufügen.  Zu  Anfang 
des  Jahres  1884,  also  vor  Erlaß  des  Gesetzes,  gab  es 

beim  Erzbergbau  7  Knappschaftskassen, 

Steinkohlenbergbau  .23 
mit  behördlich  genehmigtem   Statut.     Zwei   Steinkohlen  werke 
(Vereinsglück  und  Concordia  zu  Ölsnitz  i.  E.)  hatten  Knappschafts- 
kassen, deren  Statuten  behördlich  noch  nicht  genehmigt  waren. 

Beim  Braunkohlenbergbau  bestanden  auch  Knappschafts- 
kassen. Doch  unterschieden  sie  sich  darin  von  den  oben  genannten, 
daß  sie  neben  der  Krankenunterstützung  nicht  in  allen  Fällen 
der  Erwerbsunfähigkeit  und  des  Todes  der  Mitglieder  Invaliden-, 
Witwen-  undWaisenpension  gewährten.  Die  Pensionen  beschränkten 
sich  namentlich  auf  die  durch  Betriebsunfall  herbeigeführte  Er- 
werbsunfähigkeit oder  Tod  der  Mitglieder.  Außerdem  fanden  sich 
Kranken-  und  Unterstützungskassen. 

Die  41  Kassen  des  Braunkohlenbergbaus  wurden  sämtlich 
durch  neue  Knappschafts  kranken  kassen  ersetzt ;  vielfach 
wurden  mehrere  Werke,  die  bisher  eigene  Unter stützungskassen 
besaßen,  zu  einem  Kassenbezirk  vereinigt.  Als  Knappschaf  ts- 
p  e  n  s  i  o  n  s  kasse  konnte  keine  dieser  41  Kassen  fortbestehen. 

Im  Gegensatz  zum  Braunkohlenbergbau  wurden  von  den 
30  Knappschaftskassen  des  Erz-  und  Steinkohlenbergbaus  29  in 
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reine  Knappschaftspen  sionskassen  umgewandelt.  Bei  einer  (der 
Wurzwitzer)  bedurfte  es  keiner  Umänderung,  da  sie  nur  noch 
Pensionsempfänger  zu  befriedigen  hatte.  Die  29  Kassen  umfaßten 
1884  281  Werke,  und  zwar: 

238  Erzgruben  und 
43  Steinkohlen  werke. 
Die  beiden  Steinkohlenwerke,  deren  Knappschaftsstatuten 
behördlich  nicht  genehmigt  waren,  ließen  ihre  Kassen  in  reine 
Pensionsinstitute  umwandeln.  Beide  blieben  als  ,, freie  Pensions- 
kassen" bestehen,  das  heißt,  sie  unterlagen  der  bergamtlichen 
Aufsicht  nicht.  Die  nachgesuchte  Bestätigung  als  Knappschaf  ts- 
pensionskassen  wurde  verweigert,  da  das  gesetzliche  Erfordernis 
einer  Mitgliederzahl  von  mindestens  500  nicht  erfüllt  war. 

D.  Unfallversicherungsgesetz  vom  6.  Juli  1884. 

Ehe  wir  die  Entwicklung  des  sächsischen  Knappschafts- 
pensionswesens  zu  Ende  verfolgen,  muß  auf  das  Reichsunfall- 
versicherungsgesetz vom  6.  Juli  1884  eingegangen  werden,  das 
den  Knappschaftspensionskassen  die  Unfallversorgungslast  ab- 
nimmt. Der  §  1  kommt  für  uns  in  Betracht;  er  bestimmt,  daß  alle 
in  Bergwerken  beschäftigten  Arbeiter  und  Betriebsbeamten  gegen 
die  Folgen  der  bei  dem  Betriebe  sich  ereignenden  Unfälle  zu  ver- 
sichern sind.  Für  die  Betriebsbeamten  wird  ein  Jahres  verdien  st 
an  Lohn  oder  Gehalt  vorausgesetzt,  das  2000  M  nicht  übersteigt. 
Träger  der  Versicherung  sollen  besondere  Unternehmergenossen- 
schaften sein,  die  innerhalb  bestimmter  Bezirke  alle  gleichartigen 
Betriebe  umfassen.  Gegenstand  der  Versicherung  ist  der  Ersatz 
des  Schadens,  der  durch  Körperverletzung  oder  Tötung  entsteht. 
Die  Versicherung  erfolgt  auf  Gegenseitigkeit  der  in  den  Genossen- 
schaften vereinigten  Unternehmer,  die  allein  die  Mittel  auf- 
zubringen haben.  Deshalb  konnten  die  Knappschaftskassen  nicht 
Träger  der  Unfallversicherung  werden. 

Im  Jahre  1885  wurde  eine  besondere  Organisation  geschaffen, 
die  Knappschaftsberufsgenossenschaft  mit  dem  Sitze  in  Berlin. 
Im  Gegensatz  zu  dem  übrigen  Knappschaftswesen,  das  vor  den 
Landesgrenzen  Halt  macht,  erstreckt  sie  sich  über  das  ganze  Reich. 
Sie  ist  in  acht  Sektionen  eingeteilt.  Eine  davon  umfaßt  das  König- 
reich Sachsen  (VII).    Ihr  Sitz  ist  Dresden. 

Die  Knappschaftsberufsgenossenschaft  beruht  auf  dem  be- 
deutungsvollen §  94.  Sie  umfaßt  die  Unternehmer  derjenigen 
Betriebe,  welche  landesgesetzlich  bestehenden  Knappschaftsver- 
bänden angehören.  Für  Sachsen  handelt  es  sich  um  die  Knapp- 
schaftspensionskassen, die  ein  behördlich  genehmigtes  Statut 
besitzen.  Das  sind  die  7  Pensionskassen  des  Erzbergbaus  und 
21)  Pensionskassen  beim  Steinkohlenbergbau.  Der  Braunkohlen- 
bergbau, der  seit  1.  Dezember  1884  nur  Knappschaftskrankenkassen 
aufwies,  fand  fast  ausnahmslos  in  der  Steinbruchsberufsgenossen- 
schaft Aufnahme,  ebenso  einige  mittlere  und  kleine  Steinkohlen- 
werke. 
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Da  die  neue  Organisation  auf  ausschließlich  reichsrechtlicher 
Grundlage  beruht,  genügt  es,  sie  in  ihren  Grundzügen  zu  zeichnen. 

Die  Berufsgenossenschaft,  der  juristische  Persönlichkeit  ver- 
liehen ist,  regelt  ihre  innere  Verwaltung  wie  ihre  Geschäftsordnung 
durch  ein  selbstgesetztes  Statut.  Es  bedarf  der  Genehmigung 
durch  das  Reichsversicherungsamt.  Die  nötigen  Mittel,  die  von 
den  Unternehmern  allein  aufgebracht  werden,  werden  jährlich  auf 
die  Genossenschaftsmitglieder  nach  Maßgabe  der  in  ihren  Betrieben 
gezahlten  Löhne  und  Gehälter  umgelegt.  Es  wird  also  das  Um- 
lageverfahren angewandt.  Außerdem  ist  für  die  Höhe  der  Beiträge 
ein  Gefahrentarif  bestimmend,  der  für  die  zur  Genossenschaft 
gehörigen  Betriebe  aufgestellt  wird.  Er  reiht  die  Betriebe  nach 
dem  Grade  der  Unfallgefahr  in  Gefahrenklassen. 

Von  den  Beiträgen  der  Unternehmer  zu  den  Genossenschaften 
werden  folgende  Entschädigungen  bestritten,  die  im  Falle  einer 
Körperverletzung  oder  Tötung  dem  Versicherten  bez.  seinen  An- 
gehörigen gewährt  werden.    Im  Falle  der  Verletzung  werden 

1.  die  Kosten  des  Heilverfahrens  ersetzt,  die  vom  Beginn 
der  14.  Woche  nach  Eintritt  des  Unfalls  an  entstehen. 
Doch  kann  bis  zum  beendigten  Heilverfahren  freie  Kur 
und  Verpflegung  in  einem  Krankenhause  gewährt  werden, 

2.  wird  für  die  Dauer  der  Erwerbsunfähigkeit  eine  Rente 
gewährt,  welche  vom  Beginn  der  14.  Woche  nach  Eintritt 
des  Unfalls  an  läuft.  Bei  völliger  Erwerbsunfähigkeit  be- 
trägt die  Rente  662/3  Prozent  des  Arbeitsverdienstes 
(Vollrente). 

Ist  der  Verunglückte  noch  teilweise  erwerbsfähig,  so  wird  ein 
Bruchteil  der  Vollrente  gewährt.  Die  Teilrente  wird  nach  der 
verbliebenen  Erwerbsfähigkeit  bemessen. 

Im  Falle  der  Tötung  wird 

1.  als  Ersatz  der  Beerdigungskosten  das  zwanzigfache  des 
für  den  Arbeitstag  ermittelten  Verdienstes  geleistet  und 

2.  vom  Todestage  an  eine  Rente  an  die  Hinterbliebenen  des 
Getöteten.  Sie  beträgt  für  die  Witwe  20  Prozent,  für 
jedes  Kind  bis  zum  vollendeten  15.  Lebensjahr  15  Prozent 
des  Arbeitsverdienstes.  Ist  oder  wird  das  Kind  Vollwaise, 
so  wird  die  Rente  auf  20  Prozent  erhöht.  Die  Renten 
einer  Witwe  und  ihrer  Kinder  werden  in  gleichem  Ver- 
hältnisse gekürzt,  wenn  die  Summe  der  Renten  60  Prozent 
des  Arbeitsverdienstes  übersteigt.  Die  Witwe  erhält  bei 
Wiederverheiratung  den  dreifachen  Betrag  ihrer  Jahres- 
rente als  Abfindung. 

Ferner  wird  eine  Rente  gewährt  den  Aszendenten  des  Ver- 
storbenen, wenn  dieser  ihr  einziger  Ernährer  war,  20  Prozent  des 
Arbeitsverdienstes.  Sie  läuft  für  die  Zeit  bis  zu  ihrem  Tode  oder 
bis  zum  Wegfall  der  Bedürftigkeit. 

Die  Auszahlung  der  Entschädigungen  geschieht  durch  die 
Knappschaf  tspensionskassen. 
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Die  Berufsgenossenschaft  ist  verpflichtet,  mit  Beginn  der 
14.  Woche  finanziell  einzutreten.  Während  der  ersten  13  Wochen 
fällt  der  Verunglückte  der  Krankenkasse  zur  Last.  Insofern  sind 
mittelbar  die  Arbeiter  herangezogen,  einen  Teil  der  Unfallver- 
sicherung zu  tragen.  Das  von  der  Krankenkasse  gezahlte  Kranken- 
geld muß  den  durch  einen  Betriebsunfall  verletzten  Personen  auf 
2/3  des  Arbeitslohnes  erhöht  werden.  Die  Erhöhung  ist  nur  vom 
Beginn  der  5.  bis  zum  Ablauf  der  13.  Woche  zulässig.  Die  Mehr- 
ausgabe wird  von  dem  Unternehmer,  in  dessen  Betrieb  sich  der 
Unfall  ereignet  hat,  der  Kasse  zurückerstattet. 

Von  den  weiteren  Bestimmungen  des  Gesetzes  seien  die 
genannt,  welche  die  Errichtung  von  Schiedsgerichten  und  einer 
Aufsichtsbehörde,  des  Reichsversicherungsamtes,  mit  dem  Sitz  in 
Berlin,  vorsahen.  Doch  können  die  einzelnen  Bundesstaaten  für 
ihr  Gebiet  und  auf  ihre  Kosten  Landes  Versicherungsämter  er- 
richten . 

Nach  §  109  bestimmen  die  Zentralbehörden  der  Bundesstaaten, 
welche  Behörden  als  Verwaltungsbehörden  in  Betracht  kommen. 
In  Sachsen  ist  für  den  Bereich  des  Bergbaus  das  Bergamt  als 
untere  Verwaltungs-  wie  Ortspolizeibehörde,  die  Kreishauptmann- 
schaft Dresden  als  höhere  Verwaltungsbehörde  bestimmt. 

Am  Schlüsse  dieses  Abschnittes  seien  einige  statistische  An- 
gaben über  die  Unfallversicherung  eingefügt. 

Von  den  tödlichen  Unfällen  in  Sachsen  kamen  1889  auf  den 

Erzbergbau  9  =  1, 215] 

Steinkohlenbergbau  ...  32  =  1,625  auf  1000  Mann. 
Braunkohlenbergbau     .   .    5  =  2,041  J 

Der  Betrag  der  Lohnsumme,  der  zur  Veranlagung  kam,  belief 
sich  auf  (einschließlich  der  anrechnungsfähigen  Gehälter  der  ver- 
sicherten Beamten  usw.) : 

Im  ganzen:  pro  Person: 


Steinkohlenbergbau  .  . 


Erzbergbau  j 

Bereich  der  Sekt.  VII.  i 
der  Knappschafts- 
berufsgenossenschaft  ( 

Die  Unfallentschädigungen  betrugen  1888:  147  265  M,  auf 
den  entschädigungspflichtigen  Unfall  durchschnittlich  298  M  Ent- 
schädigung.   Die  Verwaltungskosten  beliefen  sich  auf  23  745  M. 


1887 

M 

15  144 

1888 

16  745 

1887 

4  657 

1888 

4  626 

1887 

20  772 

1888 

21372 

362 

M 
877,5 

269 

898,6 

734 

615 

930 

630,3 

096 

800,9 

198 

824 
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E.  Gesetz,  betreffend  die  Invaliditäts-  und  Altersversicherung  vom 

22.  Juni  1889. 

Im  Gegensatz  zur  Unfallversicherung,  die  eine  von  den  Knapp- 
schaftskassen losgelöste  Organisation  darstellt,  hat  das  Reichs- 
gesetz vom  22.  Juni  1889,  betreffend  die  Invaliditäts-  und  Alters- 
versicherung, eine  weitere  Entwicklung  der  Knappschaftspensions- 
kassen  ermöglicht.  Das  Reichsgesetz,  das  in  seinem  §  1  die  Ver- 
sicherungspflicht für  Arbeiter  und  Betriebsbeamte  in  allen  Berufs- 
zweigen gegen  dauernde  Erwerbsunfähigkeit  aussprach,  galt  damit 
formell  auch  für  den  Erz-  und  Kohlenbergbau.  Da  aber  auf  dem 
Gebiete  des  Bergbaus  bereits  Einrichtungen  mit  entsprechenden 
Aufgaben  bestanden,  so  hatte  der  Gesetzgeber  zwei  Möglichkeiten 
geschaffen,  wie  sich  die  beiden  Organisationen,  die  Reichsver- 
sicherung und  das  Knappschaf tspensionswesen  auseinandersetzten. 
Entweder  trat  die  Reichs  Versicherung  für  die  Mitglieder  einer 
Knappschaftspensionskasse  in  Kraft.  Dann  blieb  die  Knappschafts- 
kasse nur  als  sogenannte  Zuschußkasse  bestehen.  Sie  durfte  ihre 
Leistungen  um  den  Wert  der  auf  Grund  des  Reichsgesetzes  ge- 
währten Invaliden-  und  Altersrente  ermäßigen,  sofern  gleichzeitig 
die  Beiträge  der  Betriebsunternehmer  und  Kassenmitglieder  oder 
doch  der  letzteren  entsprechend  herabgemindert  wurden.  Die 
Beiträge  brauchten  nicht  herabgesetzt  zu  werden,  wenn  die  durch 
die  Herabminderung  der  Unterstützungen  ersparten  Beiträge  zu 
anderen  Wohlfahrtseinrichtungen  für  Betriebsbeamte,  Arbeiter 
oder  ihrer  Hinterbliebenen  verwandt  werden  sollten  oder  soweit 
die  Beiträge  in  der  bisherigen  Höhe  erforderlich  waren,  um  die 
der  Kasse  verbliebenen  Leistungen  zu  decken  (§  36). 

Den  anderen  Weg  enthielten  die  beiden  §§5  und  7  des  Reichs- 
gesetzes. Auf  Grund  vom  §  5  genügten  Personen,  welche  in  Be- 
trieben des  Reiches,  eines  Bundesstaates  oder  Kommunal  Verbandes 
beschäftigt  wurden,  der  gesetzlichen  Versicherungspflicht  durch 
Beteiligung  an  einer  für  den  Betrieb  bestehenden  Pensionskasse. 
Abgesehen  davon,  daß  ihre  Leistungen  denen  der  Reichsver- 
sicherung gleichwertig  sein  mußten,  waren  bestimmte  Voraus- 
setzungen zu  erfüllen: 

1.  die  Beiträge  der  Versicherten  dürfen  nicht  höher  als  die 
der  Arbeitgeber  sein, 

2.  die  bei  Reichsversicherungsanstalten  zurückgelegte  Bei- 
trag szeit  muß  angerechnet  werden, 

3.  ein  schiedsgerichtliches  Verfahren  unter  Mitwirkung  von 
Vertretern  der  Versicherten  entscheidet  über  den  Renten- 
anspruch. 

Die  Ausnahmevorschrift  konnte  auf  Mitglieder  anderer  Kassen- 
einrichtungen angewandt  werden.  Auf  Antrag  konnte  der  Bundes- 
rat die  nach  §  5  zulässige  Sonderstellung  auch  anderen  Kassen- 
instituten einräumen  (§  7).  Vor  allem  waren  damit  die  Knapp- 
schaftskassen gemeint,  deren  eigenartigen  Verhältnisse  man  be- 
rücksichtigen wollte. 
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Beim  sächsischen  Knappschaftswesen  ist  die  Entwicklung  in 
der  Hauptsache  den  zweiten  Weg  gegangen.  Nur  zwei  Pensions- 
kassen haben  sich  für  den  ersten  Weg  entschieden,  sie  sind  in 
Zuschußkassen  umgewandelt  worden.  Es  sind  die  Pensionskasse 
des  von  Arnimschen  Werkes  (1891:  620  aktive  Mitglieder)  und 
die  des  Zwickauer  Brückenberg-Steinkohlenbauvereins  (1891: 
1644  aktive  Mitglieder). 

F.  Die  Allgemeine  Knappschaftspensionskasse  für  das  Königreich 

Sachsen. 

Für  die  übrigen  27  bestätigten  Knappschaf tspensionskassen, 
welche  die  zweite  Möglichkeit  wählten,  galt  es  in  erster  Linie  sich 
zu  einer  Landespensionskasse  zusammenzuschließen.  Es  mußte 
die  Gewähr  für  dauernde  Leistungsfähigkeit  geboten  sein,  wollte 
man  vom  Bundesrate  die  Genehmigung  erhalten,  daß  die  säch- 
sischen Knappschaftskassen  als  besondere  Kasseneinrichtungen  im 
Sinne  des  Invaliditäts-  und  Altersversicherungsgesetzes  gelten 
sollten.  Man  brauchte  nur  das  durch  das  Knappschaftsgesetz 
von  1884  eingeleitete  Werk  zu  Ende  führen,  bei  dem  als  endgültiges 
Ziel  vorgeschwebt  hatte,  alle  Pensionskassen  zu  vereinigen.  Da- 
mals wurden  alle  entgegenstehenden  Schwierigkeiten  aus  dem 
Wege  geräumt,  so  daß  nach  Bekanntwerden  des  einschlägigen 
Reichsgesetzes  ungesäumt  vorgegangen  werden  konnte.  Es  war 
zu  erwarten,  daß  außer  den  aufgeführten  Knappschaftskassen  die 
Braunkohlen  werke,  die  bis  jetzt  keine  Pensionskassen  hatten,  der 
zu  gründenden  Pensionskasse  beitreten  würden,  anstatt  die  reichs- 
gesetzliche Invalidenversicherung  durchzuführen. 

Am  Schlüsse  des  Jahres  1889  wurde  vom  Bergamt  das  Statut 
für  eine  Allgemeine  Knappschaftspensionskasse  entworfen  und  den 
Beteiligten  zugestellt. 

Das  Bergamt  stellte  die  geplante  Überleitung  der  einzelnen 
Kassen  in  die  Landeskasse  im  Prinzip  fest;  der  finanzielle  Zustand 
der  einzelnen  Kassen  wurde  untersucht,  um  den  Fehlbetrag  ihrer 
Vermögen  zu  ermitteln.  Man  benutzte  das  Prämiendeckungs- 
verfahren. Für  die  Untersuchung  war  der  Grundsatz  angenommen, 
daß  die  Ansprüche  der  Pensionsempfänger  wie  die  bereits  ent- 
standenen Anwartschaften  der  aktiven  Mitglieder  rentenmäßig 
Bicher  gestellt  seien.  Die  nötigen  Unterlagen  konnten  infolge  der 
Kürze  der  Zeit  von  den  Werken  nur  in  Durchschnittsangaben 
beschafft  werden.  Von  34  Werken  mit  ungefähr  21  328  Mitgliedern 
wurde  eine  vorläufige  versicherungstechnische  Bilanz  gezogen. 
Gleichzeitig  wurden  die  Zuschlagsbeiträge  berechnet. 

Auf  Grund  des  Statutenentwurfs  wurde  die  geplante  Landes- 
kasse  vom  Bundesrat  in  seiner  Sitzung  am  13.  November  1890 
für  befugt  erklärt,  die  Invaliditäts-  und  Altersversicherung  selb- 
st ändig  durchzuführen.  Der  Bundesrat  gab  die  Erlaubnis  unter 
der  Bedingung,  daß  die  bei  den  einzelnen  Kassen  vorhandenen 
Fehlbeträge  innerhalb  25  Jahren  durch  Zuschlagsbeiträge 
gedeckt  sein  müßten.    Die  Bedingung  wurde  gestellt,  weil  mit 
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dem  Abbau  vieler  Steinkohlenwerke  und  dem  Eingehen  des  Erz- 
bergbaus gerechnet  werden  mußte. 

Nachdem  die  bundesratliche  Genehmigung  erlangt  war, 
wurde  mit  dem  Ausbau  der  Landespensionskasse  begonnen.  Am 
29.  Dezember  1890  fand  unter  Leitung  des  Bergamts  die  erste 
Generalversammlung  der  Allgemeinen  Knappschaftspensionskasse 
statt;  der  von  ihr  gewählte  Vorstand  (auf  sechs  Jahre)  setzte 
sich  aus  zehn  Mitgliedern  zusammen,  die  zu  gleichen  Teilen  den 
Arbeitgebern  und  Versicherten  angehörten.  Für  die  Verwaltung 
wurden  entsprechend  vorgebildete  Kräfte  gewonnen.  Das  von 
der  Generalversammlung  genehmigte  Statut  einer  ,, Allgemeinen 
Knappschaftspensionskasse  für  das  Königreich  Sachsen"  mit  dem 
Sitze  in  Freiberg  wurde  auf  Grund  von  §  52  Abs.  2  und  §  58  des 
Knappschaftsgesetzes  von  1884  vom  Bergamte  bestätigt.  Nach 
§  52  Abs.  2  können  Kassen  freiwillig  nur  bei  Vereinigung  zu  einer 
gemeinsamen  Kasse  aufgelöst  werden.  §  58  bestimmt,  daß  eine 
neue  Kasse  mindestens  500  versicherungspflichtige  Mitglieder 
haben  muß. 

Dem  neuen  Pensionsinstitut  traten  außer  den  27  bestätigten 
Kassen  des  Erz-  und  Steinkohlenbergbaus  noch  weitere  5  Stein- 
kohlenwerke und  von  den  Braunkohlenwerken  45  Betriebe  bei. 
Die  beiden  letzteren  Gruppen  von  Werken  hatten  entweder  keine 
bestätigte  oder  überhaupt  keine  Pensionskasse  besessen. 

Von  den  Bestimmungen  des   Statuts  interessieren  uns  in  Überleitung  der 
erster  Linie  die,  welche  den  Übergang  der  alten  Kassen  in  die alten  Kassen  in 
neue  Pensionskasse  regelten.  Als  Zeitpunkt,  an  dem  die  bisherigen  dieLandeskasSe* 
Kassen  aufgelöst  bez.  in  die  neue  Kasse  übergeleitet  wurden,  galt 
der  1.  Januar  1891.   Mit  diesem  Tage  gingen  alle  Verpflichtungen 
und  Rechte  auf  die  neue  Kasse  über.    Den  Vorständen  der  alten 
Kassen  war  noch  die  Aufgabe  zugewiesen,  dem  Bergamt  gewisse 
Unterlagen  zu  liefern: 

1.  eine  Zusammenstellung  über  den  am  1.  Januar  1890  vor- 
handenen Bestand  aktiver  Kassenmitglieder  nach  Lebens- 
und Dienstalter  sowie  unter  Angabe  der  Klassen,  denen 
die  Mitglieder  nach  ihren  Dienst] ahren  wie  für  die  Zukunft 
zugeteilt  werden  sollten, 

2.  eine  Zusammenstellung  der  am  1.  Januar  1890  vorhandenen 
Pensionsempfänger  (Invaliden,  Witwen  und  Waisen)  nebst 
versorgungsberechtigten  Angehörigen  nach  Lebensalter  und 
Höhe  des  derzeitigen  jährlichen  Pensionsanspruches. 

Auf  Grund  dieser  Unterlagen  wurde  der  finanzielle  Zustand 
der  einzelnen  Kassen  vom  Bergamte  untersucht  und  die  künftigen 
Ansprüche  der  vorhandenen  Kassenmitglieder  und  Pensions- 
empfänger endgültig  festgesetzt.  Wies  das  Vermögen  einen  Fehl- 
betrag auf,  so  wurden  die  zu  seiner  Tilgung  nötigen  Beiträge 
vorläufig  berechnet.  Das  Ergebnis  der  Berechnungen  wurde  den 
Kassenvorständen  mitgeteilt.  Sie  hatten  sich  nach  Gehör  der 
Generalversammlung  zu  entscheiden,  ob  die  für  die  einzelnen 
Mitglieder  angenommenen   Klassen  beibehalten  werden  sollten 
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oder  ob  Versetzungen  in  niedrigere  Klassen,  nach  Befinden  auch 
Herabsetzung  der  Bezüge  der  vorhandenen  Pensionsempfänger 
stattfinden  sollte. 

Blieb  bei  einer  Kasse  nach  Deckung  ihrer  Verpflichtungen 
ein  Überschuß,  so  wurde  mit  Erlaubnis  des  Bergamts  ein  Fonds 
zu  besonderen  Zwecken  gebildet. 

Nach  dem  1.  Januar  1891,  also  nachdem  die  Allgemeine 
Pensionskasse  die  Verpflichtungen  und  die  Vermögensrechte  über- 
nommen hatte,  wurden  die  Kapitalwerte,  die  jede  einzelne  Kasse 
entsprechend  ihren  Verpflichtungen  eigentlich  hätte  übergeben 
müssen,  abermals  berechnet  und  in  ihrer  Höhe  endgültig  bestimmt. 
Die  Mitgliederbestände  vom  31.  Dezember  1890  wurden  zugrunde 
gelegt.  Ein  etwaiger  Fehlbetrag  wurde  durch  Zuschlagsbeiträge 
getilgt.  Sie  wurden  in  dem  Bezirk  jeder  bisherigen  Kasse  in  Pro- 
zenten der  ordentlichen  Beiträge  erhoben.  Für  ihre  Höhe  war 
bestimmend,  daß  der  Fehlbetrag  binnen  längstens  25  Jahren 
gedeckt  sein  mußte.  Arbeiter  und  Werksbesitzer  wurden  zu 
gleichen  Teilen  belastet.  Bei  Flöz-  und  Lagerbergbauen,  deren 
Betrieb  voraussichtlich  schon  vor  Ablauf  von  25  Jahren  beendet 
sein  würde,  wurde  die  Zeit,  in  der  die  Fehlbeträge  aufgebracht 
sein  mußten,  entsprechend  abgekürzt. 

Das  Statut  der        Gemäß  der  Vorschrift  des  Reichsgesetzes  spricht  das  Statut 
penSonskasse  ^en   Versicherungszwang   für   alle   männlichen   und  weiblichen 
Arbeiter  aus,  die  auf  den  Verbandsbergwerken  beschäftigt  werden, 
ebenso  für  alle  Betriebsbeamte,  deren  Arbeitsverdienst  62/3  M  für 
den  Arbeitstag  nicht  übersteigt.  Außerdem  ist  der  Beitritt  gestattet : 

1.  den  Betriebsbeamten,  die  einen  höheren  Arbeitsverdienst 
als  den  genannten  haben, 

2.  den  Verwaltungsbeamten  der  Verbandswerke,  der  Revier- 
anstalten und  der  Pensionskasse  selbst, 

3.  den  Personen,  welche  in  einem  mit  einem  Verbandswerke 
zusammenhängenden  Betrieb  beschäftigt  werden,  mit  Ge- 
nehmigung des  Bergwerksbesitzers  und  des  Kassenvor- 
standes. 

Die  versicherungspflichtigen  Personen  werden  kraft  ihrer 
Beschäftigung  mit  dem  Tage,  an  dem  sie  beginnt,  Mitglieder  der 
Pensionskasse.  Doch  dürfen  nur  solche  Personen  in  Bergarbeit 
genommen  werden,  die  ihre  körperliche  Tüchtigkeit  durch  ärzt- 
liches Zeugnis  nachweisen.  Ferner  gehören  zu  den  Mitgliedern 
die  von  den  alten  Kassen  übernommenen  Aktiven  und  Invaliden. 
Die  Mitglieder  werden  eingeteilt  in 

beitragzahlende  Mitglieder  (aktive)  und 

pensionierte  Mitglieder  (Invaliden). 
Für  die  Aktiven  (einschließlich  Halbinvaliden)  *)  sind  zwei 
Arten  von  Klassen  geschaffen,  auf  die  sie  zur  Bemessung  der 
Beiträge  und  Leistungen  verteilt  werden: 

*)  Der  Begriff  der  Halbinvalidität  hat  seit  2.  Juni  1891  für  die  Knapp- 
schaftspensionskasse  keine  praktische  Bedeutung  mehr,  da  der  entsprechende 
§  21  des  Statuts  von  der  Generalversammlung  aufgehoben  wurde. 
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die  einen  für  die  Invalidenversicherung  (mit  Ziffern  be- 
zeichnet), 

die  anderen  für  die  Witwen-  und  Waisenversicherung 
(mit  Buchstaben  bezeichnet). 
Bei  der  Invalidenversicherung  müssen 

die  Mitglieder  mit  mehr  als  350  bis  550  M  Jahresarbeits- 
verdienst mindestens  nach  Klasse  II, 
die  Mitglieder  mit  mehr  als  550  bis  850  M  Jahresarbeits- 
verdienst mindestens  nach  Klasse  III  und 
die    Mitglieder   mit   mehr    als    850    M  Jahresarbeits- 
verdienst mindestens  nach  Klasse  IV 
eingereiht  werden. 

Die  aktiven  Mitglieder  wie  Werksbesitzer  haben  gleich  hohe 
Beiträge  zur  Pensionskasse  abzuführen.  Die  laufenden  Mitglieder- 
beiträge zerfallen  in  ordentliche  (versicherungsmäßige)  und  außer- 
ordentliche (Zuschlags-)  Beiträge.  Als  ordentliche  werden  erhoben: 

1.  Für  die  Invalidenversicherung, 
a)  Von  einem  männlichen  Mitgliede  in 


Klasse     I : 
II: 
III: 
IV: 
V: 
VI: 
VII: 


wöchentlich  7 
11 
14 
18 
23 
38 
62 


b)  Von  einem  weiblichen  Mitgliede  in 

Klasse     I:    wöchentlich  7 
„      II:  „  10 

„     III:  12 


2.  Für  die  Witwen-,  Waisen-  und  Sterbegeld- 
versicherung. 
Vom  vollendeten  16.  Lebensjahre  ab  von  einem  männlichen 
Mitgliede  in 


Klasse  A 
»  B 
C 

„  D 
„  E 
„  F 
„  G 
.,  H 


wöchentlich 


8 

10 
12 
16 
20 
26 
41 
66 


Auf  die  Zuschlagsbeiträge  war  im  Vorhergehenden  bereits 
eingegangen. 

Die  Pensionskasse  gewährt: 

1.  Invalidengeld, 

2.  Witwengeld, 

3.  Waisengeld, 

4.  Sterbegeld. 


Die  Unter- 
stützungen. 
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Berechtigt  zum  Bezüge  des  Invalidengeldes  sind  erst  die  Mit- 
glieder, die  ein  Dienstalter  von  fünf  Jahren  erworben  haben. 
Das  Jahr  wird  zu  47  Beitragswochen  gerechnet.  Die  übrigen 
Unterstützungen  sind  an  keine  Wartezeit  gebunden. 

Es  ist  hervorzuheben,  daß  den  weiblichen  Mitgliedern  nur 
ein  Anspruch  auf  Invalidengeld  zusteht,  also  weder  auf  Waisengeld 
noch  auf  Sterbegeld. 

1.  Invalidenge. Id.  Es  setzt  sich  zusammen  aus  einem 
festen  Grundbetrage  von  60  M  und  einem  vom  Dienstalter  ab- 
hängigen Betrage.  Letzterer  steigt,  von  Null  anhebend,  mit  jeder 
vollendeten  Beitragswoche 

in  der  Mitgliederklasse     I  um  2 


II  , 

,  6 

III  , 

,  9 

IV  , 

,  13 

V  , 

,  18 

VI  , 

,  30 

VII  , 

,  50 

Der  Reichszuschuß  von  50  M  tritt  hinzu,  wenn  die  vom 
Reichsgesetze  aufgestellten  Voraussetzungen  erfüllt  sind.  Nach 
ihm  ist  der  Versicherte  erwerbsunfähig,  der  nicht  mehr  imstande 
ist,  ein  Drittel  des  dreihundertfachen  Betrages  des  ortsüblichen 
Tagelohns  gewöhnlicher  Tagearbeiter  zu  verdienen  (Reichsinvali- 
dität) .  Außerdem  ist  es  bei  Altersin Validität  der  Fall.  Die  reichs- 
gesetzlichen Invaliditätsfälle  bildeten  die  weitaus  überwiegende 
Mehrzahl  aller  Invalidisierungen. 

Das  Statut  hat  die  reichsgesetzliche  Grenze  für  Eintreten 
der  Invalidität  als  Minimalgrenze  angenommen. 

Neben  den  Reichsinvaliden  gibt  es  die  Berufsinvaliden.  Der 
Bergmannsberuf  wird  in  folgenden  Bestimmungen  des  Statuts 
berücksichtigt : 

1.  Jedes  Mitglied  ist  berechtigt,  sich  ohne  weiteres 
pensionieren  zu  lassen,  wenn  es  vom  erfüllten  20.  Lebensjahre  an 
ununterbrochen  40  Jahre  beim  sächsischen  Bergbau  gearbeitet 
hat.  Die  Militärzeit  gilt  nicht  als  Unterbrechung  der  Arbeitszeit. 
Doch  ist  die  Bestimmung  insofern  eingeschränkt,  als  bei  Mit- 
gliedern derjenigen  alten  Kassen,  welche  gleichfalls  ein  Invaliden- 
geld nach  einem  Dienstalter  von  40  oder  weniger  Jahren  ohne 
besonderen  Nachweis  der  Erwerbsunfähigkeit  gewährten,  die 
40  Jahre  erst  vom  Eintritt  in  die  neue  Kasse  ab  gezählt  werden. 
Auf  Grund  der  gesammelten  Beobachtungen  (1891 — 1900)  wurde 
von  den  sechzigjährigen  Mitgliedern,  die  wenigstens  40  Jahre  an- 
gefahren sind,  festgestellt :  sie  sind  zumeist  in  der  Lage,  den  Nach- 
weis zu  erbringen,  daß  sie  nicht  bloß  berufsinvalid,  sondern  auch 
invalid  im  Sinne  des  Reichsgesetzes  sind. 

2.  Ebenso  kann  ein  Mitglied,  das  bei  mindestens  dreißigjähriger 
Dienstzeit  ein  Lebensalter  von  70  Jahren  besitzt,  ohne  Nachweis 
der  Erwerbsunfähigkeit  das  Invalidengeld  beanspruchen  (Alters- 
invalid). 
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In  den  übrigen  Fällen  muß  die  Untauglichkeit  zur  Bergarbeit 
festgestellt  werden.  Der  Arbeiter  wendet  sich  mit  seinem  Antrage 
auf  Pensionierung  an  den  Kassenvorstand,  der  darauf  Entschließung 
zu  fassen  hat.  Doch  legt  er  den  Antrag  der  Verwaltung  des  be- 
treffenden Werkes  und  der  betreffenden  Bezirkskommission  zur 
Erörterung  vor.  Die  Bezirkskommission  umfaßt  den  Knappschafts- 
ältesten, den  Werksvertreter  und  den  Knappschaftsarzt  als  Sach- 
verständigen. 

3.  Zu  den  in  1  und  2  aufgeführten  Berufsinvaliden  gehören 
auch  die  Kassenmitglieder,  die  infolge  ihres  körperlichen  und 
geistigen  Zustandes  nicht  mehr  Bergarbeiten  über  oder  unter  Tage 
verrichten  können.  Wohl  sind  sie  imstande,  Beschäftigungen 
außerhalb  des  Bergbaus  nachzugehen,  durch  die  sie  sich  mehr  als 
1/z  ihres  früheren  Einkommens  erwerben. 

Von  den  Pensionierungen  wegen  Berufsinvalidität  ist  zu 
sagen,  daß  bei  ihnen  der  Höhepunkt  schon  vor  dem  60.  Lebens- 
jahre erreicht  wird.  Die  in  3  festgelegte  Berufsinvalidität  kommt 
also  hauptsächlich  in  Frage ,  die  Berufsinvalidität  unter  1, 
das  heißt  die  Berechtigung,  beim  Alter  von  wenigstens  60 
Jahren  nach  40  Jahren  Dienstzeit  ohne  weiteres  in  Pension  zu 
treten,  ist  nicht  von  besonderer  Bedeutung.  Und  die  Berufs- 
invalidität unter  2  hat  einen  sehr  geringen  Einfluß  erlangt. 

Bei  den  Leistungen  der  Pensionskasse,  die  den  reichsgesetz- 
lichen entsprechen,  werden  den  Mitgliedern  die  in  einer  anderen 
Knappschaftskasse  zugebrachten  Dienst  jähre  angerechnet,  bei  den 
besonderen  Kassenleistungen  nur  dann,  wenn  die  beteiligten 
Kassen  ein  gegenseitiges  Abkommen  getroffen  haben. 

2.  Witwengeld.  Der  Anspruch  auf  Witwengeld  steht 
den  Witwen  derjenigen  verstorbenen  Mitglieder  zu,  die  bis  zu 
ihrem  Tode  der  Knappschaf tspensionskasse  angehörten.  Die 
Pension  wird  für  das  Kalenderjahr  berechnet  und  richtet  sich 
nach  der  Klasse,  in  der  das  Mitglied  zum  Zwecke  der  Witwen- 
versicherung beitragspflichtig  war.  Ausgehend  von  einem  Grund- 
betrage von  30  M,  steigt  sie  mit  jeder  vollendeten  Beitragswoche  in 

Klasse  A  um  0  ^ 

„      B  „  1  „ 

„      C  „  2  „ 

D  „  4  „ 

„      E  „  6  „ 

„      F  „  9  „ 

G  ,,  15  „ 

„      H  „  25  „ 

Nach  dem  Statute  hat  die  Witwe  keinen  Unterstützungs- 
anspruch, wenn  die  Ehe  während  des  Invalidenstandes  des  Mit- 
gliedes geschlossen  wurde;  ferner  wenn  die  Witwe  beim  Tode  des 
Mitgliedes  mit  demselben  getrennt  gelebt  hat ;  wenn  sie  aus  gesetz- 
licher Ursache  enterbt  worden  ist  oder  sich  des  Erbrechts  an  dem 
Nachlasse  nach  den  Gesetzen  unwürdig  gemacht  hat. 

5* 
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Das  Witwengeld  kommt  in  Wegfall  bei  Verurteilung  zu  einer 
entehrenden  Strafe  und  bei  Wiederverheiratung.  In  letzterem 
Falle  erhält  die  Witwe  als  einmalige  Abfindung  100  M. 

3.  Waisengeld.  Wie  das  Witwengeld  wird  das  Waisen- 
geld den  unter  15  Jahren  alten  Kindern  derjenigen  verstorbenen 
Mitglieder  gewährt,  die  bis  zu  ihrem  Tode  Mitglieder  der  Pensions- 
kasse waren.  Halbwaisen  erhalten  Doppelwaisen  die  Hälfte 
des  Witwengeldes.  Doch  muß  es  mindestens  50  Pfennig  wöchent- 
lich betragen.  Übersteigen  Witwen-  und  Waisengelder  zusammen 
das  Invalidengeld  des  Mannes  bez.  Vaters,  einschließlich  des 
etwaigen  Reichszuschusses,  so  werden  sie  in  gleichem  Verhältnis 
gekürzt.  Die  an  Kindesstatt  angenommenen  und  die  angeheirateten 
Kinder  sind  nicht  anspruchsberechtigt;  ebenso  die,  deren  Mutter 
als  Writwe  keinen  Anspruch  auf  Pension  hat.  Durch  die  Wieder- 
verheiratung der  Mutter  wird  der  Anspruch  der  Waisen  nicht 
berührt. 

4.  Sterbegeld.  Beim  Sterbegeld  wird  vorausgesetzt, 
daß  die  betreffende  Person  nicht  dem  Krankenversicherungszwange 
unterlag.    Es  beträgt: 

a)  45  M  beim  Tode  eines  unterstützungsberechtigten  In- 
validen, 

b)  30  M  beim  Tode  der  unterstützungsberechtigten  Ehefrau 
eines  Ganzinvaliden, 

c)  30  M  beim  Tode  der  unterstützungsberechtigten  Witwe 
eines  Kassenmitgliedes  oder  Ganzinvaliden, 

d)  10  M  beim  Tode  eines  unterstützungsberechtigten  Kindes 
eines  Ganzinvaliden  und 

e)  10  1  beim  Tode  einer  unterstützungsberechtigten  Waise 
eines  Kassenmitgliedes  oder  Ganzinvaliden. 

In  den  beiden  letzten  Fällen  gilt  für  das  Alter  eines  Kindes 
das  vollendete  15.  Lebensjahr  als  Grenze. 

Erlöschen  der  Wie  die  Mitgliedschaft  durch  Eintritt  in  die  Beschäftigung 
Mitgliedschaft.  kej  ejnem  Verbandswerke  erworben  wird,  so  wird  sie  entsprechend 
gelöst  durch  Austritt  aus  der  Arbeit.  Ferner  erlischt  sie  für  die 
invaliden  Mitglieder,  die  wieder  für  erwerbsfähig  erklärt  werden, 
aber  nicht  anfahren.  Der  Verlust  der  Mitgliedschaft  hebt  den 
Anspruch  auf  Unterstützung  auf.  Nur  behält  das  ausscheidende 
Mitglied  die  Anwartschaft  auf  Invalidengeld  in  der  reichsgesetz- 
lichen Höhe,  wenn  er  in  vier  aufeinanderfolgenden  Kalenderjahren 
Beiträge  zu  einer  Reichsversicherungsanstalt  für  mindestens 
47  Beitragswochen  geleistet  hat. 

Die  Vorschrift  des  Knappschaftsgesetzes,  daß  ausscheidende 
Mitglieder  die  Mitgliedschaft  freiwillig  fortsetzen  können,  ist  be- 
rücksichtigt. Doch  verlangt  das  Statut,  daß  Mitglieder-  wie 
Werksbeitrag  entrichtet  wird. 

In  der  Frage,  ob  und  in  welchen  Fällen  den  ausscheidenden 
Mitgliedern  Beiträge  zurückerstattet  werden  können,  schließt  sich 
das  Statut  den  landesgesetzlichen  Bestimmungen  an.  Zunächst 
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kann  also  auf  jene  Ausführungen  *)  verwiesen  werden.  Da  aber 
das  Reichsgesetz  eine  Änderung  gebracht  hat,  so  muß  diese  noch 
nachgetragen  werden.  Außer  den  Zinsen  und  den  etwa  gewährten 
Unterstützungen  wird  von  den  Mitgliederbeiträgen  der  auf  die 
Pensionskasse  entfallende  Teil  der  Reichsrente,  die  von  dem 
Rechnungsbureau  des  Reichsversicherungsamtes  auf  die  anteiligen 
Anstalten  im  Verhältnis  zu  den  empfangenen  Beiträgen  umgelegt 
wird,  innebehalten. 

Die  Rückgewährung  von  Beiträgen  ist  insofern  erweitert 
worden,  als  weibliche  Mitglieder  bei  Eingehen  einer  Ehe  sie  be- 
anspruchen können,  wenn  sie  noch  nicht  in  den  Genuß  einer 
Rente  gelangt  sind.  Vorausgesetzt  wird  ein  Dienstalter  von  5  Jahren 
(zu  je  47  Beitragswochen  gerechnet). 

Die  gleiche  Vorbedingung,  eine  fünfjährige  Beitragsleistung, 
muß  in  folgenden  Fällen  erfüllt  sein: 

Stirbt  ein  aktives  männliches  Mitglied,  so  steht  seiner 
Witwe  bez.  den  hinterlassenen  Kindern  unter  15  Jahren 
ein  Anspruch  auf  die  Hälfte  der  in  reichsgesetzlicher 
Höhe  entrichteten  Beiträge  zu. 

Stirbt  eine  weibliche  Person,  die  mindestens  auf  fünf 
Beitragsjahre  Beiträge  entrichtet  hat,  ohne  in  den  Genuß 
einer  Pension  gelangt  zu  sein,  so  können  die  Beiträge 
den  hinterlassenen  vaterlosen  Waisen  unter  15  Jahren 
zurückgezahlt  werden.  Doch  dürfen  diese  nicht  bereits 
wegen  der  Mitgliedschaft  des  Vaters  bei  der  Kasse 
Waisenpension  beziehen. 

Von  den  übrigen  statutarischen  Bestimmungen  kommen  die  Reservefonds, 
über  den  Reservefonds  und  die  Bilanz  zunächst  in  Betracht.  Der  Bilanz. 
Reservefonds  ist  nach  versicherungswissenschaftlichen  Grundsätzen 
so  zu  bemessen,  daß  er  alle  entstandenen  Anwartschaften  der 
Mitglieder  vollkommen  deckt.  Alle  fünf  Jahre  wird  eine  ver- 
sicherungstechnische Bilanz  vorgenommen.  Nach  dem  Ergebnisse 
der  Untersuchung  richtet  sich  die  Höhe  der  Beiträge. 

Die  Verwaltung  der  Knappschaf tspensionskasse,  welche  ju- Kassenvorstand 
ristische  Persönlichkeit  besitzt,  liegt  dem  Knappschafts-  oder  (Knapp- 
Kassenvorstande  ob.    Er  besteht  aus  zehn  Mitgliedern.    Die  in  scha£ts_)- 
der  Generalversammlung  vertretenen  Bergwerksbesitzer  und  die 
der  Generalversammlung  angehörenden  Kassenmitglieder  wählen 
je  fünf  Vorstandsmitglieder  auf  sechs  Jahre.     Den  Vorsitz  im 
Vorstand  führt  ein  Berg  Werksbesitzer,  den  die  fünf  Werksvertreter 
des  Vorstandes  aus  ihrer  Mitte  wählen.    Bei  Stimmengleichheit 
entscheidet  seine  Stimme.    Den  Vertretern  der  Arbeiter  werden 
für  Zeitversäumnis  Entschädigungen  gewährt. 

Die  Generalversammlung  umfaßt  die  Vertreter  der  Kassen-  General- 
mitglieder wie  der  Bergwerksbesitzer.   Der  Kassenvorstand  bildet  Versammlung, 
für  die  Wahl  der  Arbeitervertreter  unter  Auseinanderhaltung  des 


*)  Vgl.  s.  50. 
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Erz-,  Stein-  und  Braunkohlenbergbaus  örtlich  (nach  Werken, 
Schächten  usw.)  abgegrenzte  Wahlbezirke.  Jeder  Bezirk  soll 
grundsätzlich  500  Stimmberechtigte  enthalten.  Ausnahmsweise 
kann  die  Zahl  der  Stimmberechtigten  weniger  betragen,  doch  ist 
250  als  Mindestgrenze  statutarisch  festgelegt.  Für  die  Wahl  der 
Werksvertreter  werden  Bezirke  geschaffen,  die  ein  oder  mehrere 
Werke  einschließen.  Jeder  Wahlbezirk  entsendet  einen  stimm- 
berechtigten Vertreter  zur  Generalversammlung. 
Die  Wahlen  gelten  auf  sechs  Jahre. 

In  den  Geschäftskreis  der  Generalversammlung  gehören  die 
Aufgaben:  die  Jahresrechnung  abzunehmen  und  über  die  Ein- 
setzung eines  besonderen  Revisionsausschusses  zu  beschließen. 
Er  hat  aus  zwei  Kassenmitgliedern  und  einem  vereideten  Revisor 
zu  bestehen.  Ferner  kann  über  Abänderung  der  Statuten  Beschluß 
gefaßt  werden.  Doch  können  die  Leistungen  der  Kasse  nur  mit 
Zustimmung  von  mindestens  2/3  aller  (auch  der  zufällig  nicht 
vertretenen)  Werksbesitzer  stimmen  erhöht  werden. 

Das  2.  Statut  Das  Reichsgesetz,  betreffend  die  Invaliditäts-  und  Alters- 
der  aligemeinen  Versicherung  von  1889,  wurde  nach  zehn  Jahren  den  gemachten 
peTsio^toe"  Erfahrungen  angepaßt.  Es  erschien  am  13.  Juli  1899  unter  dem 
Namen  ,, Invalidenversicherungsgesetz".  Die  Folge  war,  daß  das 
Statut  der  sächsischen  Landeskasse  geändert  wurde.  Das  neue 
Statut  trat  am  1.  Januar  1900  in  Kraft.  Zu  dieser  Zeit  gehörten 
der  Pensionskasse  folgende  vormaligen  Knappschaftspensions- 
kassen  und  folgende  Werke  an: 

die  27  betätigten  Kassen  des  Erz-  und  Steinkohlenberg- 
baus, außerdem 
7  Steinkohlenwerke  und 
96  Betriebe  des  Braunkohlenbergbaus. 
Von  den  Vorschriften  des  neuen  Statuts  haben  die  über  die 
Kassenleistungen  und  Mitgliederbeiträge  für  uns  Interesse.  Sie 
sind  im  allgemeinen  erhöht  worden. 

Die  Verteilung  der  Mitglieder  auf  Klassen  für  die  Invaliden- 
versicherung wird  in  stärkerem  Maße  als  früher  vom  Reichsgesetze 
beeinflußt,  indem  bestimmt  ist,  daß 

die  Mitglieder  mit  mehr  als  350  bis  550  M  Jahresarbeits- 
verdienst mindestens  nach  Klasse  II, 
die  Mitglieder  mit  mehr  als  550  bis  850  M  Jahresarbeits- 
verdienst mindestens  nach  Klasse  III, 
die  Mitglieder  mit  mehr  als  850  bis  1150  M  Jahresarbeits- 
verdienst mindestens  nach  Klasse  IV  und 
die   Mitglieder   mit    mehr   als   1150   M  Jahresarbeits- 
verdienst mindestens  nach  Klasse  V 
versetzt  werden  müssen. 

Ferner  ist  die  reichsgesetzliche  Invalidität  neu  normiert 
worden.  Der  Begriff  der  Reichsinvalidität  ist  im  neuen  Invaliden- 
versicherungsgesetz für  die  Kassenmitglieder  günstiger  gefaßt 
als  in  dem  alten  Invaliditäts-  und  Altersversicherungsgesetz.  Als 
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reichsgesetzliche  Invaliden  gelten  die  bei  der  Pensionskasse  reichs- 
gesetzlich Versicherten,  sobald  ihre  Erwerbsfähigkeit  infolge  von 
Alter,  Krankheit  oder  anderen  Gebrechen  dauernd  auf  weniger 
als  V3  herabgesetzt  ist.  Die  Reichsinvaliden  erhalten  die  „Inva- 
lidenrente", während  die  Pension  der  Berufsinvaliden  die  alte 
Bezeichnung  ,, Invalidengeld"  weiterhin  führt. 
Die  Wartezeit  beträgt: 

1.  beim  Invalidengeld  200  Beitragswochen, 

2.  bei  der  Invalidenrente  mit  Reichszuschuß,  wenn  min- 
destens 100  Beiträge  auf  Grund  der  reichsgesetzlichen 
Versicherung  geleistet  sind,  ebenfalls  200  Beitragswochen, 
andernfalls  500  Beitragswochen  und 

3.  bei  der  Altersrente  1200  Beitragswochen. 

Die  Grenze  für  Berufsinvalidität  ist  in  einem  bestimmten 
Falle  gegen  früher  niedriger  gesetzt.  Ein  Mitglied  hat  ohne  Nach- 
weis der  Erwerbsunfähigkeit  Anspruch  auf  das  Invalidengeld, 
wenn  es  bei  mindestens  dreißigjähriger  Dienstzeit  ein  Lebensalter 
von  65  Jahren  besitzt  (Altersinvalid).  Doch  kommen  solche 
Pensionierungen  seltener  vor,  weil  die  65 — 70  jährigen  Bergleute 
meistens  schon  reichsgesetzlich  invalid  sind. 

Das  Invalidengeld  setzt  sich  zusammen  aus  einem 
Grundbetrage  und  aus  den  Steigerungssätzen.  Der  Grundbetrag 
richtet  sich  nach  den  anzurechnenden  Beitragswochen  und  nach 
den  darauf  entfallenden  Klassen.  Seiner  Berechnung  werden  stets 
500  Wochen  zugrunde  gelegt  und  zwar  die  nach  den  höchsten 
Klassen  versteuerten.    Er  beläuft  sich 

in  Klasse     I  auf  60  M 

„      „       II   „  70  „ 

„      „     HI    „  80  „ 

IV    „  90  „ 

V   „  100  „ 

und  darüber. 

Der  Steigerungssatz  beträgt  für  jede  Beitragswoche 

in  der  Mitgliederklasse  I:  3  ^ 
„    „  „  II:     6  „ 

n    >,  >,  HI:     9  „ 

„    „  „  IV:    13  „ 

„    „  „  V:    18  „ 

„    „  „  Va:    24  „ 

„    „  „  VI:    30  „ 

„    „  „  VII:    50  „ 

Die  Invalidenrente  mit  Reichszuschuß  setzt 
sich  zusammen  aus  dem  Grundbetrage  (wie  oben) ,  den  Steigerungs- 
sätzen für  die  anzurechnenden  Beitragswochen  und  dem  Reichs- 
zuschuß in  Höhe  von  jährlich  50  M. 

Die  Altersrente  wegen  Berufsinvalidität  umfaßt  die 
beiden  Fälle,  in  denen  der  pensionierte  Bergmann  entweder  vom 
20.  Lebensjahre  an  40  Jahre  beim  sächsischen  Bergbau  gearbeitet 
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I 
II 
III 

IV 

V 


hat  oder  bei  mindestens  dreißigjähriger  Dienstzeit  ein  Lebensalter 
von  65  Jahren  besitzt.  Die  beiden  Fälle  sind  von  geringer  Be- 
deutung. Hauptsächlich  kommt  die  Altersrente  in  reichsgesetzlicher 
Höhe  in  Frage.  Sie  besteht  aus  dem  Reichszuschusse  von  jährlich 
50  M  und  einem  Betrage 

von    60  M  in  der  Mitglieder-  oder  Lohnklasse 
>>      90  ,,   ,,    ,,  ,, 
„    120  „    „  „ 
„    150  „    „  „ 
180       ,,  ,, 

und  darüber. 

Die  Berechnung  der  Witwenpension  ist  dieselbe  ge- 
blieben; nur  ist  eine  neue  Klasse  Fa  eingeschoben,  in  welcher  der 
Grundbetrag  von  30  M  mit  jeder  vollendeten  Beitragswoche  um 
12  Pfennig  steigt. 

Die  Höhe  des  Waisengeldes  ist  unverändert  geblieben. 

Dagegen  ist  das  Sterbegeld  in  allen  den  fünf  auf  Seite  68 
aufgeführten  Fällen  (a — e)  erhöht  worden.  Es  beträgt  nach  dem 
neuen  Statut  in  a)  60  M,  b)  45  M,  c)  45  M,  d)  20  M,  und  e)  20  M. 

Den  erhöhten  Kassenleistungen  entspricht  die  Erhöhung  der 
ordentlichen  Beiträge,  die  das  neue  Statut  vornimmt.  Während 
das  abgeänderte  Reichsgesetz  die  Versicherung  nach  fünf  Lohn- 
klassen durchführt,  hat  die  Pensionskasse  seit  1900  acht  Bei- 
tragsklassen. Für  die  Witwen-  und  Waisenversicherung  besteht 
die  gleiche  Anzahl  von  Klassen.    Es  werden  erhoben: 

1.  Für  die  Invalidenversicherung 

in  Klasse     I  wöchentlich 
II 
III 
IV 
V 
Va 
VI 
VII 

2.  Für  die  Witwen-,  Waisen-  und  Sterbegelder  Versicherung 
vom  vollendeten  16.  Lebensjahre  ab  von  einem  männlichen  Mit- 
gliede 

wöchentlich  11 


8  3x 

13  „ 

18  „ 

24  „ 

32  „ 

40  „ 

49  „ 

78  „ 


in  Klasse  B 
n       „  C 
„      „  D 
„      „  E 
„      „  F 
Fa 
G 
H 


14 
18 
22 
29 
37 
45 
70 


Nachdem  die 
trachtet  worden  ist 


Allgemeine  Knappschaftspensionskasse  be- 
muß  etwas  erwähnt  werden,  was  mit  ihrer 


Entwicklung  im  engen  Zusammenhange  steht.   Wir  erinnern  uns, 
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daß  seit  1884  beim  Braunkohlenbergbau  keine  Knappschaftskassen 
bestanden.  Infolgedessen  hatten  alle  Braunkohlen  werke  bei  der 
Steinbruchsberufsgenossenschaft  Aufnahme  gefunden.  Als  die 
Landespensionskasse  gegründet  wurde,  traten  ihr  die  meisten 
Braunkohlen  werke  bei.  Im  Laufe  der  nächsten  Jahre  folgten  fast 
alle  übrigen.  Der  Braunkohlenbergbau  gehörte  damit  einem 
landesgesetzlich  bestehenden  Knappschaftsverbande  an  und  er- 
füllte die  Bedingung,  die  an  den  Beitritt  zur  Knappschaftsberufs- 
genossenschaft geknüpft  ist.  Er  ist  denn  auch  im  Laufe  des  Jahr- 
zehnts 1891 — 1900  zur  letzteren  übergeleitet  worden.  So  wurden 
1891  und  1892  eine  Anzahl  von  Braunkohlen  werken,  die  bisher 
zur  Steinbruchsberufsgenossenschaft  gehörten,  nach  ihrem  Beitritt 
zur  Landeskasse  zur  Knappschaftsberufsgenossenschaft  über- 
geführt. Der  letzteren  wurden  die  bei  diesen  Werken  vor  1891 
oder  1892  verletzten  Versicherten  bez.  ihre  Hinterbliebenen  über- 
wiesen. Ebenso  im  Jahre  1895  wurde  eine  Reihe  von  Braunkohlen- 
werken übergeleitet. 


VI.  Das  neue  sächsische  Berggesetz. 

(Ab  1.  Januar  1910.) 

Bei  den  einleitenden  Ausführungen  über  das  deutsche  Berg- 
recht wurde  das  neue  sächsische  Berggesetz  genannt,  das  am 
1.  Januar  1910  in  Kraft  tritt.  Es  wurde  hervorgehoben,  daß  es 
gerade  für  das  Knappschaftswesen  von  Bedeutung  ist.  Denn  „auf 
diesem  Gebiete,  auf  dem  Gerechtigkeit  und  Staatsklugheit  ein 
Zurückbleiben  gebieterisch  untersagen,  ist  das  heutige  sächsische 
Recht,  das  zu  den  Zeiten  seiner  Emanationen  als  mustergültig 
angesehen  werden  durfte  und  in  vielen  Punkten  anderen  Landes- 
berggesetzen vorangegangen  ist,  neuerdings  durch  die  Reichs- 
gesetzgebung und  die  Landesberggesetzgebung  der  übrigen  deut- 
schen Bundesstaaten,  hauptsächlich  Preußens,  überholt  worden". 

An  der  grundlegenden  Organisation  des  sächsischen  Knapp- 
schaftswesens wird  nichts  geändert;  das  neue  Gesetz  will  nur  die 
Leistungen  der  Knappschaftsinstitute  erweitern  und  damit  berech- 
tigte Wünsche  erfüllen.  Bekanntlich  hatte  das  Knappschaftsgesetz 
von  1884  die  Leistungen  der  Krankenkassen  nicht  über  das  reichs- 
gesetzliche Mindestmaß  erhöht,  um  die  finanziellen  Mittel  für  die 
dringend  nötige  Reform  des  gefährdeten  Pensionswesens  frei  zu 
machen.  Das  neue  Gesetz  erweitert  die  Leistungen  der  Kranken- 
kasse und  ändert  die  Verteilung  der  Beitragslast;  die  Beiträge 
der  Unternehmer  dürfen  nicht  weniger  als  die  Hälfte  der  gesamten 
Mitgliederbeiträge  betragen. 

Das  Landesgesetz  von  1884  hatte  nur  die  bestehenden  Knapp- 
schaftskassen obligatorisch  gemacht.  Für  ein  neu  zu  errichtendes 
Bergwerk  bestand  also  nicht  die  Verpflichtung,  eine  Knappschafts- 
pensionskasse  einzurichten,  sondern  es  wurde  nur  die  Versicherung 
bei  einer  Reichsversicherungsanstalt  durchgeführt.  Das  hatte  den 
Nachteil,  daß  weder  die  Angehörigen  der  Bergleute  versichert 
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waren  (allerdings  ist  in  der  Unfallversicherung  eine  beschränkte 
Witwen-  und  Waisenversicherung  enthalten)  noch  die  Berufs- 
invalidität der  Bergleute  berücksichtigt  wurde.  Das  neue  Berg- 
gesetz bestimmt,  daß  für  alle  der  Kranken  Versicherungspflicht 
unterworfenen  Personen  Knappschaftspensionskassen  bestehen 
müssen.    Ihre  Leistungen  sollen  sein: 

1 .  eine  lebenslängliche  Invalidenpension  bei  eingetretener  Un- 
fähigkeit zur  Berufsarbeit, 

2.  eine  Pension  für  die  Witwen  auf  Lebenszeit  oder  bis  zur 
Wiederverheiratung, 

3.  eine  Beihilfe  zur  Erziehung  der  Kinder  verstorbener  Mit- 
glieder und  Invaliden  bis  zum  vollendeten  15.  Lebensjahre, 

4.  ein  Beitrag  zu  den  Begräbniskosten  der  Invaliden,  Witwen 
und  Waisen  sowie  der  Ehefrauen  und  Kinder  der  Invaliden. 

Ferner  ist  die  Rückge Währung  von  Beiträgen,  die  früher  nicht 
in  allen  Fällen  möglich  war,  erweitert  worden.  Die  von  einem 
Arbeiter  bis  zu  seinem  Ausscheiden  aus  der  Beschäftigung  an 
eine  Pensionskasse  eingezahlten  Beiträge  werden  zurückerstattet, 
soweit  sie  nicht  für  seine  reichsgesetzliche  Invalidenversicherung 
erhoben  worden  sind. 

VII.  Das  sächsische  und  preussische  *) 
Knappschaftswesen. 

(Ein  Vergleich.) 

Es  ist  leichter,  sich  ein  Urteil  über  das  sächsische  Knapp- 
schaf tswesen  zu  bilden,  wenn  das  preußische  zum  Vergleich  heran- 
gezogen wird.  Gerade  in  bergbaulicher  Beziehung  hat  Preußen 
im  Deutschen  Reiche  eine  überragende  Stellung  inne,  entsprechend 
steht  auch  sein  Knapp schaf tswesen  im  Vordergrund. 

Die  beiden  Bundesstaaten  weichen  im  Knapp  schaf  tswesen  in 
einigen  grundlegenden  Punkten  von  einander  ab.  Teils  ist  es 
durch  die  geologischen  Verhältnisse  des  Landes,  teils  durch  die 
geschichtliche  Entwicklung  oder  durch  die  Fassung  der  einschlä- 
gigen Gesetze  entstanden.  Allerdings  wird  die  Durchführung  des 
Vergleichs  erschwert;  in  Preußen  ist  durch  die  Knappschafts- 
novelle von  1906  (1.  Januar  1908  in  Kraft)  eine  einschneidende 
Reform  des  Knappschaftswesens  eingeleitet,  deren  endgültigen 
Ergebnisse  noch  nicht  vorliegen  können. 

Ein  Punkt,  in  dem  das  sächsische  Knappschaftswesen  sich 
von  dem  preußischen  unterscheidet,  ist  die  berufliche  Zusammen- 
setzung der  Knappschaften.  Es  ist  hervorzuheben,  daß  in  Sachsen 
das  Hüttenknappschaftswesen  vollständig  für  sich  organisiert  ist 
und  nicht  mit  dem  des  Erz-  und  Kohlenbergbaus  zusammenhängt. 
Für  das  eigentliche  Knappschaftswesen  (des  Erz-  und  Kohlen- 


*)  Verfasser  bezieht  sich  auf  „Die  Entwicklung  und  Reform  des  deutschen 
Knappschaftswesens"  von  Dr.  Karwehl. 
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bergbans)  hat  sich  eine  weitere  Teilung  in  die  drei  Bergbauzweige 
gebildet  und  bis  1885  bez.  1890  erhalten.  Sie  wurde  mit  der  Grün- 
dung der  Knappschaftsberufsgenossenschaft  zum  erstenmale 
(1885)  durchbrochen,  die  zunächst  Erz-  und  Steinkohlenbergbau 
umfaßte.  Später  schloß  sich  ihr  auch  der  Braunkohlenbergbau 
an.  Die  seit  1.  Januar  1891  bestehende  Allgemeine  Knappschaft s- 
pensionskasse  für  das  Königreich  Sachsen  bedeutete  ebenfalls  das 
Aufgeben  der  Teilung;  denn  in  ihr  finden  wir  Erz-,  Stein-  und 
Braunkohlenbergbau  vereinigt.  Wohl  aber  hat  sich  die  berufliche 
Trennung  bei  den  Krankenkassen  erhalten.  Die  sächsischen 
Knappschaftskrankenkassen  bestehen  für  den  Erz-,  Steinkohlen- 
und  Braunkohlenbergbau  getrennt;  die  Mitglieder  jeder  Kasse 
setzen  sich  aus  den  Arbeitern  nur  eines  Bergbauzweiges  zusammen. 

Wie  liegen  die  Verhältnisse  in  Preußen  ?  Durch  das  Gesetz 
vom  10.  April  1854  wurden  die  Berg-,  Salinen-  und  Hüttenarbeiter 
in  Knappschaften  vereinigt.  Das  Allgemeine  Berggesetz  für  die 
preußischen  Staaten  vom  24.  Juni  1865  stellte  es  den  Arbeitern 
der  Hütten  frei,  aus  den  Knappschaftsvereinen  auszuscheiden; 
denn  jene  Werke  waren  der  Aufsicht  des  Oberbergamts  entzogen 
worden  und  unterlagen  nun  den  Vorschriften  der  Gewerbeordnung. 
Trotzdem  sind  noch  heute  die  preußischen  Knappschaftsvereine 
industriell  äußerst  verschieden  zusammengesetzt,  je  nachdem  die 
durch  die  geologischen  Verhältnisse  bedingte  geographische 
Verteilung  der  Bergwerksindustrien  ist.  Wir  finden  folgende 
Industrien:  auf  Steinkohlen,  Braunkohlen,  Eisenerze  und  sonstige 
Erze  wie  Steinsalz;  ferner  Steinbrüche  und  Salinen.  Ihnen  schließen 
sich  zum  größten  Teile  die  Hüttenwerke  und  zugehörigen  Werk- 
stätten an. 

Ein  anderer  grundlegender  Unterschied  zwischen  den  beiden    Teilung  in 
Knappschaftswesen  besteht  darin,  daß  in  Preußen  im  Gegensatz  stän(üye  und 
zu  Sachsen  die  aktiven  Mitglieder  fast  überall  in  ständige  und"^^111 
unständige  eingeteilt  werden,   sogar   wenn  beide   Klassen  den 
gleichen  Beitrag  zu  leisten  haben.    Die  vollberechtigte  Mitglied- 
schaft wird  nur  den  ständigen  gewährt;  sie  ist  abhängig  von 
statutarisch  bestimmten  Voraussetzungen  wie  Alter,  Geschlecht, 
gewisse  Dauer  der  Beschäftigung,  Abwesenheit  körperlicher  Ge- 
brechen und  Unbescholtenheit. 

Der  erschwerten  Aufnahme  unter  die  ständigen  Mitglieder 
steht  ein  größeres  Recht  gegenüber:  Witwen-  und  Waisenrenten 
werden  rechtsgemäß  nur  den  Hinterbliebenen  der  ständigen  Mit- 
glieder ausgezahlt. 

Anders  in  Sachsen.  Beim  sächsischen  Erzbergbau  war  bis 
1884  eine  Scheidung  des  Personals,  nicht  der  Kassen- 
mitglieder, in  ständige  und  unständige  Arbeiter  vorhanden. 
Die  unständigen  Arbeiter  standen  vollkommen  außerhalb  des 
Unterstützungswesens.  Im  Knappschaftsgesetz  von  1884  wurde 
dieser  Standpunkt  aufgegeben.  Denn  §  1  bestimmte,  daß  alle 
beim  Bergbau  beschäftigten  Bergarbeiter  gegen  Krankheit  zu 
versichern  sind. 
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Für  das  Pensionswesen  bestimmte  §  54:  Bei  den  Pensions- 
kassen, welche  bestehen  bleiben,  sind  alle  in  den  Bergwerken 
beschäftigten  Bergarbeiter  gegen  Erwerbsunfähigkeit  (Invalidität) 
zu  versichern. 

Trennung  der  In  der  Trennungsfrage  haben  bis  zum  Erlaß  des  Gesetzes 
Krankenkasse  von  jgg^  fce  sächsischen  Knappschaftskassen  des  Steinkohlen- 
pensionskasse.  bergbaus  den  preußischen  Knappschaftsvereinen  entsprochen;  in 
beiden  Instituten  war  Krankenunterstützung  und  Pensionsleistung 
vereinigt.  Der  sächsische  Erzbergbau  hatte  in  seinen  Revier- 
knappschaftskassen die  geschichtliche  Entwicklung  beachtet,  seine 
Kassen  waren  nur  Pensionsanstalten,  während  der  Unternehmer 
die  zeitlichen  Unterstützungen  aus  eignen  Mitteln  deckte.  Seit 
1884  ist  beim  gesamten  Bergbau  Sachsens  das  Krankenwesen 
vom  Pensionswesen  vollkommen  losgelöst.  Es  bestehen  besondere 
Knappschaftskranken-  und  besondere  Knappschaftspensionskassen, 
beide  Kassen  haben  juristische  Persönlichkeit. 

In  Preußen  ist  allmählich  ebenfalls  eine  Trennung  der  Kranken- 
versicherung von  der  Invaliden-,  Witwen-  und  Waisenversicherung 
angebahnt,  aber  nicht  so  radikal  durchgeführt  worden.  Nur  in 
dem  Gebiet  des  vormaligen  Herzogtums  Nassau  liegen  die  Ver- 
hältnisse ähnlich  wie  in  Sachsen.  Für  das  Pensionswesen  ein 
Knappschaftsverein,  unter  dessen  Aufsicht  für  die  Krankenunter- 
stützung besondere  Werkskassen  mit  juristischer  Persönlichkeit 
bestehen.  Das  Beispiel  des  „Allgemeinen  Knappschaftsvereins 
Nassau"  ist  von  anderen  nachgeahmt  worden,  nur  mit  dem  Unter- 
schiede, daß  in  den  übrigen  die  Krankenkassen  nicht  die  Eigen- 
schaft juristischer  Personen  besitzen.  1904  fand  es  sich  bei  neun 
Knappschaftsvereinen.  Andere  preußische  Knappschaftsvereine 
haben  nur  eine  rechnungsmäßige  Trennung  der  Kassen,  so  der 
größte  ,,der  Allgemeine  Knappschaftsverein"  Sitz  Bochum  mit 
seinen  auf  166  Werke  verteilten  215  219  Mitgliedern.  Auch  das 
neue  Gesetz  verlangt  nur  eine  rechnungsmäßige  Trennung  der 
Kassen. 

Versicherung»-  Das  wichtigste  und  bedeutendste  Unterscheidungsmerkmal 
Prinzip.  zwischen  sächsischem  und  preußischem  Knappschaftswesen  ist, 
daß  das  sächsische  Pensionswesen  vollständig  nach  dem  Ver- 
sicherungsprinzip aufgebaut  ist.  Wir  sahen,  wie  schon  frühzeitig 
( 1 853)  das  Versicherungsprinzip  in  das  sächsische  Knappschafts- 
wesen theoretisch  eingeführt  wurde  und  wie  es  endlich  1891  bei 
der  Begründung  der  Allgemeinen  Knappschaftspensionskasse  für 
das  Königreich  Sachsen  auch  in  der  Praxis  verwirklicht  wurde. 
Es  ist  nicht  als  Zufall  anzusehen,  daß  in  Sachsen  das  Pensions- 
wesen versicherungstechnisch  organisiert  ist,  sondern  die  Natur 
des  sächsischen  Bergbaus  verlangt  es.  Schon  oft  mußte  im  Zu- 
sammenhange die  Tatsache  gestreift  werden,  daß  der  sächsische 
Erzbergbau  abgerüstet  wird  und  beim  Steinkohlenbergbau  viele 
W  eikc  in  sc  hneller  Zeit  abgebaut  wurden.  Infolgedessen  nahm 
man  bei  der  Einrichtung  der  Pensionskasse  das  Prämiendeckungs- 
verfahren  an,  bei  dem  die  Ansprüche  der  vorhandenen  Pensions- 
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empfänger  und  der  vorhandenen  aktiven  Mitglieder  rentenmäßig 
sicher  gestellt  sind.  An  dieser  Stelle  sei  auf  die  straffe  Zentrali- 
sation des  sächsischen  Knappschaf tspensionswesens  hingewiesen, 
die  gegen  das  in  viele  Knappschaftsvereine  zersplitterte  preußische 
Knappschaftswesen  vorteilhaft  absticht.  Allerdings  dürfen  die 
verschiedenen  Größen-  und  Lokalverhältnisse  der  beiden  Staaten 
nicht  übergangen  werden.  Auf  dem  Gebiete  des  relativ  sehr 
kleinen  Sachsens  waren  die  Verhältnisse  für  eine  Konzentration 
von  Haus  aus  günstiger  und  zwingender. 

Während  die  sächsische  Pensionskasse  vollkommen  als  Ver- 
sicherungsinstitut gelten  muß,  nehmen  die  preußischen  Knapp- 
schaftsvereine eine  Mittelstellung  zwischen  Wohltätigkeit s-  und 
Versicherungsanstalten  ein.  Auch  nach  dem  neuen  Gesetz  wird 
darin  keine  Änderung  eintreten.  Der  Standpunkt  der  Regierung, 
der  in  der  Begründung  zum  Gesetzentwurf  niedergelegt  ist,  besagt, 
daß  die  Knappschaftsvereine  keine  reinen  Versicherungsanstalten 
seien,  sondern  daß  ihre  Aufgabe  in  der  Unterstützung  ihrer  Mit- 
glieder nach  Maßgabe  der  verfügbaren  Mittel  bestände.  Danach 
hat  das  einzelne  Mitglied  keinen  Rechtsanspruch  auf  die  bei 
seinem  Eintritt  statutenmäßig  vorgesehene  Höhe  der  Unter- 
stützungen ;  diese  können  vielmehr  durch  Satzungsänderung  sogar 
für  die  Mitglieder  herabgesetzt  werden,  die  sie  schon  beziehen. 
Die  Pensionsleistungen  der  preußischen  Knapp schaftsvereine  stellen 
nicht  Renten  dar,  die  durch  genügende  Reserven  sichergestellt 
sind,  sondern  Unterstützungen,  die  im  großen  und  ganzen  erst 
durch  die  gegenwärtigen  Beiträge  sichergestellt  sind.  Entsprechend 
ist  die  Wahl  des  Verfahrens  für  die  Beitragserhebung.  In  der  Regel 
werden  die  Beiträge  nach  dem  Umlage  verfahren  erhoben,  hier  und 
da  in  Anlehnung  an  das  Kapitaldeckungsverfahren  nach  Perioden. 

Die  Wichtigkeit  der  durch  das  neue  Gesetz  angebahnten 
Reform  besteht  darin,  die  Pensionsleistungen  sicherzustellen.  Nach 
§  175  c  Abs.  2  ist  die  Höhe  der  Beiträge  so  zu  bemessen,  daß 
,, sämtliche  Einnahmen  der  Pensionskasse  unter  Berücksichtigung 
aller  sonstigen  für  die  Leistungsfähigkeit  des  Knappschaftsvereins 
in  Betracht  kommenden  Umstände  die  dauernde  Erfüllbarkeit 
der  Pensionskassenleistungen  ermöglichen,  und  erst  wenn  diese 
nachgewiesen  ist,  wird  vom  Oberbergamt  die  Satzung  eines  Vereins 
bestätigt". 

Auf  den  angeführten  Unterschied  ist  die  bedeutende  Differenz 
zurückzuführen,  die  zwischen  den  Vermögensbeständen  des  preu- 
ßischen und  sächsischen  Knappschaftswesens  besteht.  Anfang 
1906  entfiel  in  Sachsen  auf  den  Kopf  eines  aktiven  Mitgliedes 
ein  Vermögensanteil  von  886  M  (1907:  927  M),  während  er  in 
Preußen  nur  326  M  (1906)  betrug.  Wegen  der  Vergleichbarkeit 
sind  für  Preußen  nur  die  ständigen  Mitglieder  in  Rücksicht  gezogen. 

Im  engen  Zusammenhange  mit  der  Frage,  ob  Versicherungs-  RückgewähruDg 
prinzip  oder  nicht,  steht  die  Rückge Währung  von  Beiträgen,  wenn  von  Beiträgen- 
ein  Bergmann  seinen  Beruf  aufgibt.  In  Sachsen  ist  augenblicklich 
die  Materie  so  geregelt,  daß  dem  Bergarbeiter,  der  nach  Ablauf 
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der  Kündigungsfrist  entlassen  wird  oder  der  in  bestimmten  ge- 
setzlich festgelegten  Fällen  das  Recht  hatte,  sofort  das  Arbeits- 
verhältnis zu  lösen,  ein  Anspruch  auf  die  landesgesetzlichen  Beiträge 
eingeräumt  ist,  wenn  er  nicht  in  eine  andere  auf  Landesgesetz 
beruhende  sächsische  Kasse  übertritt.  Zinsen  und  etwaige  Unter- 
stützungen werden  abgezogen.  Ferner  wird  eine  ununterbrochene 
Mitgliedschaft  von  fünf  Jahren  verlangt.  Die  Beiträge  zur  Reichs- 
versicherung werden  innebehalten,  da  ja  das  Reichsversicherungsamt 
eine  fällige  Reichsinvalidenrente  auf  die  in  Betracht  kommenden 
Versicherungsanstalten  nach  den  empfangenen  Beiträgen  verteilt. 

Personen,  die  aus  dem  zur  Mitgliedschaft  verpflichtenden 
Verhältnisse  ausscheiden,  sind  außerdem  berechtigt,  es  fortzu- 
setzen. Doch  müssen  sie  neben  den  laufenden  ordentlichen  Mit- 
gliederbeiträgen  den  gleich  hohen  Werksbeitrag  entrichten.  Tritt 
das  Mitglied  in  eine  andere  sächsische  Kasse  über,  so  werden  die 
Beiträge  überwiesen. 

In  Preußen  liegen  die  Verhältnisse  für  einen  abkehrenden 
Bergmann  ungünstiger.  Allerdings  wird  der  Vermögensverlust 
häufig  vermieden,  weil  die  Knappschaftsvereine  meist  eine  große 
Anzahl  von  Werken  umfassen.  Wird  dagegen  der  Knappschafts- 
genosse in  einem  Werk  angelegt,  das  einem  anderen  Knappschafts- 
vereine angehört,  so  verliert  er  meistenteils  seine  Ansprüche  an 
den  bisherigen  Verein,  ohne  daß  sie  in  dem  neuen  in  Anrechnung 
gebracht  würden.  Vielfach  haben  die  Vereine  ein  finanzielles 
Interesse,  die  Beiträge  ohne  Gegenleistung  zurückzubehalten. 
Wohl  sind  in  den  meisten  Satzungen  Gegenseitigkeitsverträge  mit 
anderen  Vereinen  formell  vorgesehen.  Zunächst  sind  von  den 
Vorteilen  eines  etwaigen  Vertrages  die  Unständigen  ausgenommen. 
Aber  auch  in  anderer  Hinsicht  bestehen  Einschränkungen.  Ander- 
seits findet  sich  tatsächlich  ein  Gegenseitigkeitsverhältnis  nur  bei 
einigen  Vereinen  (besonders  Westdeutschlands  und  des  Ober- 
bergamtbezirkes Halle),  so  daß  im  allgemeinen  ein  aus  dem  Verein 
ausscheidender  Arbeiter  seine  Beiträge  einbüßt. 

Allerdings  muß  hervorgehoben  werden,  daß  das  neue  Gesetz 
die  Aufgabe  hat,  die  Gegenseitigkeitsfrage  für  die  Knappschafts- 
vereine zu  lösen.  Dieser  Unterschied  zwischen  dem  preußischen 
und  sächsischen  Knappschaftswesen  wird  bald  eine  historische 
Tatsache  sein. 

VI.  Schluss. 

Ein  zwischen  dem  preußischen  und  sächsischen  Knappschafts- 
wesen vorgenommener  Vergleich  läßt  die  Vorzüge,  die  das  säch- 
sische Knappschaftswesen  dem  preußischen  gegenüber  aufzuweisen 
hat,  in  gebührendem  Maße  hervortreten  und  rechtfertigt  die 
Forderung,  daß  das  sächsische  Knappschaftswesen  auch  weiterhin 
seine  Eigenart  bewahre  und  seine  selbständige  Stellung  behalte, 
entsprechend  seiner  geschichtlichen  Entwicklung  und  entsprechend 
den  Verhältnissen  des  Landes. 
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Die  Erzeugnisse  des  sächsischen  Bergbaus. 


janr 

Produkte  des 
Erzbergbaues 
Menge  Geldwert 

Steinkohlen 
Menge    |  Geldwert 

Braunkohlen 
Menge  |Geldwert 

Gesamte  Bergwerks- 
produktion 
Menge  Geldwert 

Tonnen 

Tonnen 

M 

Tonnen 

M 

Tonnen 

1881 

51  765 

5  473  834 

3  707  745 

25  663  587 

600  708 

1 898  981 

4  360  212 

33  036  403 

1890 

45  637 

5  620  169 

4150  841 

41 156  604 

848  053 

2  538  953 

5  044532 

49  315  728 

1899 

32  466 

2  642  998 

4  549  756 

49  740  926 

1  222  348 

3174  848 

5  871570 

55  558  802 

1907 

19  988 

1819117 

4  879  461 

62  656  783 

2  485  848 

6  797  580 

7  385  297 

71  273  481 

1908 

19  131 

1  541  494 

5  020072 

67  712  255 

2  882  708 

8  056  011 

7  921  911 

77  309  761 

Bei  dem  Bergbau  beschäftigtes  Personal. 

Jahr 

Erzbergbau 

Steinkohlen- 
bergbau 

Braunkohlen- 
bergbau 

Zusammen 

1U  uuo 

XO04 

1  n  7QS 

1U  <£7Ö 

1 1  QOQ 

1ÖUO 

11  OuL 

looy 

in  Q1Ö 
1U  ölö 

lODö 

in  A  OA 

±004: 

in  oon 
1U  Oö  < 

11  795 

3  730 

C)"   Q1  O 

<äo  yi^ 

1  ößß 

14  002 

3  975 

Ol  OOQ 

cti  (<£ö 

1  QIO 

10  DlO 

o  o4ö 

<do  4W0 

1  £29  <i 

lo(i 

16  859 

(440)*) 

3  018 

(389) 

27  90b  (827) 

1876 

7  828 

16  471 

(446) 

2  755 

(328) 

27  054  (774) 

1878 

7  894 

15  938 

2  321 

26  153 

1879 

7  832 

15  872 

2  361 

26  065 

1881 

8  692 

17  045 

2  299 

28  036 

1883 

8  615 

17  346 

(468) 

2 126 

(195) 

28  087  (664) 

1885 

8  294 

18  094 

(511) 

2  209 

(189) 

28  597  (700) 

1888 

7  408 

18  547 

(522) 

2135 

(183) 

28  090  (705) 

1890 

6  939 

19  770 

(548) 

2  258 

(189) 

28  967  (737) 

1892 

6  880 

21 055 

(432) 

2  392 

(144) 

30  327  (576) 

1893 

5  453 

21484 

(358) 

2  319 

(160) 

30  256  (518) 

1894 

6114 

21  359 

(313) 

2180 

(136) 

29  653  (449) 

1895 

5  681 

21  907 

(301) 

2157 

(142) 

29  745  (443) 

1896 

5  359 

22  278 

(310) 

2  058 

(133) 

29  695  (443) 

1897 

4  945 

22  442 

(338) 

2122 

(127) 

29  509  (465) 

1898 

4  395 

22  486 

(353) 

2  318 

(135) 

29199  (498) 

1899 

4  039 

22  780 

(369) 

2  438 

(146) 

29  257  (515) 

1900 

3  768 

23  100 

(397) 

2  632 

(139) 

29  500  (536) 

1902 

3  500 

24  806 

(349) 

3126 

(133) 

31432  (482) 

1904 

2  931 

24  407 

(299) 

3165 

(131) 

30  503  (430) 

1906 

2  415 

24 139 

(274) 

3  486 

(117) 

30  040  (391) 

1908 

2182 

25  480 

(246) 

4  806 

(124) 

32  468  (370) 

*)  Die  Klammern  enthalten  die  Zahlen  des  weiblichen  Personals. 
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Übersicht  des  Zustandes  sämtlicher  Knappschaftskassen 

beim  Erzbergbau. 


Jahr 

Kassen- 
bestand 
vom  vorigen 
Jahr 

Mitglieder- 
zahl. 

Neue 
Einnahmen 

Ausgaben 
an 

Bergalmosen 
und 
sonstigen 

Vermögens- 
zuwachs 

Anzahl 
der  Knapp- 
schafts- 
kassen 

iL 

M 

Jw 

iU. 
Jm 

1849 

537  028 

165  648 

134  113 

31 535 

14 

1852 

610  853 

187  805 

160  747 

27  058 

14 

1853 

637  909 

186  775 

152  566 

34  219 

14 

1854 

672  118 

195  810 

155  148 

40  662 

14 

1856 

764  979 

2  59  398 

167  958 

91440 

14 

1859 

864  985 

267  450 

230  816 

36  634 

11 

1863 

957  963 

264  693 

266  478 

—  1785 

9 

1864 

956  178 

355  068 

270  744 

84  324 

9 

1868 

1  039  965 

310  236 

291  723 

18  513 

9 

1872 

1  145  355 

8  750 

346  629 

296  229 

50400 

7 

1874 

1258  305 

7  397  *) 

332  237 

299  292 

32  945 

7 

1878 

1350885 

7158 

326  830 

336  985 

— 10 155 

7 

1879 

1340  730 

7  296 

327  081 

339  332 

— 12  251 

7 

1881 

1  324 102 

7  913 

416  959 

309  286 

107  673 

7 

1883 

1  529  980 

7  683 

407  642 

315  345 

92  297 

7 

1886 

.  1820163 

7  431 

563  718 

504  453 

59  265 

7 

1888 

1  965  750 

7  270 

610  201 

538  042 

72 159 

7 

1890 

2  031  003 

6  768 

576  632 

523  279 

53  373 

7 

Seit  1.  Januar  1891 
Allgemeine  Knappschaftspensionskasse. 


*)  Anmerkung.  Das  rasche  Sinken  der  Mitgliederzahl  von  1872  —  1874  erklärt 
sich  dadurch,  daß  die  unständigen  Arbeiter,  die  Mitglieder  der  Kassen  nicht  sind, 
nicht  mehr  mitgezählt  werden. 
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Bei  dem  Erzbergbau  bestrittene  Ausgaben  für  Gesundheits- 
pflege. 

(Diese  Ausgaben  werden  bei  dem  Erzbergbau  für  das  ständige  Personal  von  den 
Gruben  aus  eigenen  Mitteln  gedeckt.) 


Jahr 

Belegschaft 

III    UCI    IV  Ui 

befanden  sich 

Kurkosten 

Krankenlöhne 

In  Summa 

M 

M 

M 

1872 

8  750 

(6  532)  *) 

3  921  (3  577) 

29  738  [25  322] 

52  871  [44  093] 

82  609 

[69  415] 

1874 

8  029 

(6  120) 

(3  256)  (3  912) 

29  047  (24124) 

54  905  (36  681) 

73  952 

(60  805) 

1876 

7  828 

(6  291) 

2  776  (2  602) 

25  366  [22  322] 

40  052  (34  382) 

65419 

(56  705) 

1878 

7  894 

[6  422] 

2  765  [2  575] 

29  033  (25  440) 

47  098  [39  625] 

76  131 

[65  065 1 

1879 

7  832 

[6  334] 

1 986  [1  851] 

31  402  [26  715] 

42  817  [35145] 

74  219 

[61  860] 

1881 

8  692 

[6  8971 

4  219  [3  947] 

33  528  [27  020] 

47  110  [39  475] 

80  638 

[66  495] 

1883 

8  615 

(6  892) 

3  925  (3  637) 

37  975  (29  774) 

49  873  (39  942) 

87  848 

(69  716) 

*)  Die  Klammern  enthalten  die  Zahlen  für  Freiberg  allein. 


Knappsehaftskrankenkassen  beim  Erzbergbau. 


cd 

c 

<u 

in 
cd 

Jahr 

Mit- 
glieder 

am 
bcnlulS 

des 
Jahres 

Beit 
d 

Mit- 
glieder 

räge 
er 

Werke 

Ge- 
samt- 

ein- 
nahme 

Ärztl. 
Be- 

j  hand- 
lung 

u.  son- 
stige 
Heil- 
mittel 

Kran- 
ken- 
gelder 

Sterbe- 
gelder 

Zu- 
füh- 

zum 
Re- 
serve- 
fonds 

Ge- 
samt- 

aus- 
gabe 

Re- 
serve- 
fonds 

M 

M 

M 

M 

M 

M 

M 

M  ■  ■ 

20 

1885 

7  592 

77  428 

72  790 

156  787 

47  641 

54  971 

10  278 

27  749 

153  772 

27  049 

20 

1886 

7  257 

69  954 

66  572 

144  676 

43116 

53  396 

8  594 

26  498 

141  397 

53  082 

19 

1888 

6  768 

67  544 

63  980 

156  968 

43  575 

47  910 

7  340 

42  126 

152  629 

111791 

19 

1890 

6  216 

63  700 

60  091 

147  792 

51089 

56  916 

8  827 

17  640 

145 110 

152  764 

19 

1892 

6  353 

68  159 

65  169 

162  269 

44  935 

58175 

7  784 

29  733 

154  214 

206  787 

18 

1893 

6110 

66  664 

64  092 

192  283 

46  527 

61 183 

10  647 

55  528 

186  280 

221  724 

18 

1894 

5  791 

63113 

60  949 

151 120 

43  168 

57  454 

9  237 

22  541 

140  742 

237  889 

15 

1895 

5  421 

59  881 

57  862 

153  732 

43  583 

57  076 

9  389 

27  360 

148  014 

257  116 

15 

1896 

5  049 

57  367 

55  333 

143  964 

41  866 

50 153 

8  500 

28  591 

140178 

273  928 

15 

1897 

4  561 

51  967 

49  876 

135  950 

44  172 

54  915 

7  671 

13  145 

132  115 

272  909 

15 

1898 

4  063 

47  484 

45  786 

130  578 

41  980 

54138 

7  794 

9  246 

126  342 

261  667 

14 

1899 

3  750 

43  240 

41  867 

126  924 

40  530 

51919 

7  818 

14  057 

124  659 

246  861 

11 

1900 

3  522 

43  521 

41  956 

117  041 

34  488 

45  750 

6  912 

12  492 

111828 

239  978 

11 

1902 

3  272 

40  568 

38  237 

100  325 

32  427 

36  350 

6  400 

8  583 

93  716 

248  710 

10 

1904 

2  702 

36  140 

33  652 

118  290 

33  393 

53  721 

5  997 

8  252 

115  439 

205  582 

11 

1906 

2  399 

33  508 

33  156 

104  575 

29  163 

43  181 

4  885 

11533 

100  681 

17Ö  312 

11 

L906 

2  175 

31  921 

31  L93 

103  761 

27  753 

42  592 

4  712 

8401 

98  200 

152  175 
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Lebenslauf. 


Ich,  Ulrich  Eisholz,  wurde  geboren  am  18.  Juli  1886 
zu  Pirna  a.  E.  als  Sohn  des  Fabrikbesitzers  Georg  Eisholz  und 
seiner  Ehefrau  Ida  geb.  Peltret.  Meine  Schulbildung  empfing 
ich  zuerst  in  dem  Progymnasium  meiner  Vaterstadt  und  dann 
in  dem  Gymnasium  zum  heiligen  Kreuz  in  Dresden,  das  ich 
Ostern  1905  mit  dem  Zeugnis  der  Reife  verließ.  Ich  widmete 
mich  dem  Studium  der  Staats-  und  Rechtswissenschaften  und 
studierte  zunächst  zwei  Semester  in  Jena,  je  ein  Semester  in 
Genf  und  Berlin  und  seit  Sommer  1907  wieder  in  Jena.  Ich 
hörte  die  Vorlesungen  folgender  Dozenten:  Anton,  v.  Bortkiewicz, 
Brunner,  Danz,  Dove,  Gierke,  Harms,  Lass,  Meumann,  Moriaud, 
Pierstorff,  Rosenthal,  Schmoller,  Schultze,  Sering,  Thon,  Wagner. 

Zu  besonderem  Danke  bin  ich  Herrn  Geh.  Hof  rat  Professor 
Dr.  Pierstorff  verpflichtet. 

Auch  sei  es  mir  an  dieser  Stelle  gestattet,  Herrn  Bergamts- 
direktor Dr.  Krug  und  Herrn  Knappschaftsdirektor  Dr.  Jahn, 
Freiberg  i.  Sa.,  meinen  ergebensten  Dank  auszusprechen. 


